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POLITISCHE SCHWERPUNKTE, INSTITUTIONELLES UND MEDIEN 

RATSPRÄSIDENTSCHAFT  

EU-Arktisgipfel: neuer Fokus und Vorbereitung der EU-Arktisstrategie 

Am 13./14.09.2026 fand in Rovaniemi (Finnland) der EU-Arktisgipfel (European Arctic Summit) statt. Seitens 

der EU nahmen Ratspräsident António Costa, die Hohe Vertreterin der EU für Außen- und Sicherheitspolitik 

Kaja Kallas und der Kommissar für internationale Partnerschaften Jozef Síkela teil. Deutschland wurde durch 

Bundeskanzler Friedrich Merz vertreten. Weiter waren die Staats- und Regierungschefs Finnlands, Dänemarks, 

Estlands, Lettlands, Litauens, Rumäniens und Frankreichs anwesend. 

Die Arktis rückt vor dem Hintergrund verstärkter Aktivitäten Russlands und Chinas im arktischen Gebiet sowie 

dem Klimawandel, in dessen Folge sich neue Transportwege und Möglichkeiten zum Abbau von kritischen 

Rohstoffen eröffnen, zunehmend in den Fokus der EU. Auf dem Gipfeltreffen erörterten die Teilnehmerinnen 

und Teilnehmer daher die strategischen Herausforderungen der Arktis für die Sicherheits- und 

Verteidigungspolitik der EU und bereiteten dadurch die für Oktober angekündigte EU-Arktisstrategie vor. Auf 

dem Gipfel wurde eine gemeinsame Erklärung veröffentlicht, in der die unterzeichnenden Mitgliedstaaten 

(Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Lettland, Litauen, die Niederlande, 

Polen, Rumänien und Schweden) die EU auffordern, eine strategischere und proaktivere Rolle in der Arktis 

einzunehmen. Die Beobachtung müsse verstärkt und die wirtschaftlichen Möglichkeiten insbesondere in Bezug 

auf die Förderung kritischer Rohstoffe, Weltraumtechnologien, die Schifffahrt sowie Konnektivität und 

Tourismus auf nachhaltige Weise genutzt werden. Investitionen in die militärische Mobilität, Konnektivität und 

Infrastruktur seien dafür erforderlich. 

 

Informelle Tagung des Rates für Allgemeine Angelegenheiten: MFR, Erweiterung, Schutz der 

Demokratie 

Am 03./04.09.2026 tagte der Rat für Allgemeine Angelegenheiten informell in Dublin (Irland). Die Ministerinnen 

und Minister berieten über die EU-Erweiterung, den nächsten Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) und den 

Schutz der Demokratie. An den Beratungen nahmen auch der EU-Kommissar für Haushalt, Piotr Serafin, die 

Ko-Berichterstatter des Europäischen Parlaments für den MFR, die Europaabgeordneten Carla Tavares und 

Siegfried Mureşan, sowie der Vorsitzende des Haushaltsausschusses des Europäischen Parlaments, 

Johan van Overtveldt, teil. Eine Einigung über den MFR hat für Irland zentrale Priorität. Der irische 

Staatsminister für Europaangelegenheiten und Verteidigung Thomas Byrne warb insoweit für einen Konsens 

und forderte die Mitgliedstaaten auf, auf diesen auch in bilateralen Gesprächen hinzuarbeiten. Mit Blick auf die 

EU-Erweiterung ermutigten die Minister die Beitrittskandidaten zur Umsetzung der erforderlichen Reformen. 

Eine Erweiterung liege im strategischen und gemeinsamen Interesse. Insoweit sprach Byrne an, dass auch die 

Unterstützung der aktuellen EU-Bürgerinnen und -Bürger für eine Erweiterung erhalten werden müsse, was 
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durch nicht näher bezeichnete Schutzklauseln, etwa zum Schutz europäischer Werte, geschehen könne. 

Hinsichtlich des Schutzes der Demokratie betonte der Rat die Bedeutung der gefühlten Sicherheit bei der 

Teilnahme an demokratischen und politischen Leben. 

Tagungsseite der irischen Ratspräsidentschaft 

Pressemitteilung 

 

Informelle Tagung der Außenminister (Gymnich): Drohnenvorfall am Leipziger Flughafen und Reform 

des EAD 

Am 01./02.09.2026 kamen die EU-Außenministerinnen und -minister zum Gymnich-Treffen in Wicklow (Irland) 

zusammen. Themen waren insbesondere der Umgang mit Russland vor dem Hintergrund des Drohnenvorfalls 

am Flughafen Leipzig sowie die Reformvorschläge zum Europäischen Auswärtigen Dienst (EAD). Die 

Außenminister sprachen Deutschland nach dem Drohnenvorfall breite Unterstützung zu und verhandelten über 

weitere Sanktionen gegen Russland. Auf einen Reformvorschlag des EAD von Deutschland und Frankreich, 

nach dem ein großer Teil der Kompetenzen und des Personals des EAD zur Kommission verschoben werden 

sollte, konnten sich die Außenminister nicht einigen. 

Tagungsseite der irischen Ratspräsidentschaft   

Presseerklärungen der Hohen Vertreterin Kaja Kallas 

 

Informelle Tagung der Verteidigungsminister: Ukraineunterstützung, Weltraum, maritime Sicherheit 

Am 31.08. und 01.09.2026 tagten die EU-Verteidigungsministerinnen und -minister informell in Wicklow (Irland) 

auf Einladung der irischen Ministerin für Verteidigung, Helen McEntee, und unter dem Vorsitz der Hohen 

Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik Kaja Kallas. Die Minister tauschten sich über eine Reihe 

drängender Sicherheits- und Verteidigungsthemen aus, darunter die Unterstützung der Ukraine, die Rolle des 

Weltraums für Sicherheit und Verteidigung, maritime Sicherheit sowie die Lage im Libanon. In Bezug auf die 

Ukraine besprachen die Teilnehmer unter anderem die erfolgreiche Umsetzung des im Dezember 2025 

vereinbarten 90-Milliarden-Euro-Kredits sowie die Zukunft der EU-Militärhilfemission zur Unterstützung der 

Ukraine (EUNAM Ukraine). Hinsichtlich der maritimen Sicherheit, eines weiteren Schwerpunkts der Beratungen, 

berieten die Minister insbesondere über den Schutz kritischer maritimer Infrastruktur im Bereich der 

Konnektivität wie etwa Unterseekabel. Der Untergeneralsekretär der Vereinten Nationen für 

Friedensoperationen, Jean-Pierre Lacroix, informierte die Konferenzteilnehmer über den allgemeinen Friedens- 

und Sicherheitskontext im Libanon. Die Verteidigungsminister erörterten die aktuelle Lage im Libanon und 

befassten sich dabei mit der Vorbereitung eines möglichen Engagements im Rahmen der gemeinsamen 

Sicherheits- und Verteidigungspolitik. 

Tagungsseite der irischen Ratspräsidentschaft 

Pressemitteilung 

https://irish-presidency.consilium.europa.eu/en/events/informal-meeting-of-european-affairs-ministers-general-affairs-council/
https://irish-presidency.consilium.europa.eu/en/news/minister-byrne-hosts-eu-general-affairs-council-in-dublin/
https://irish-presidency.consilium.europa.eu/en/events/informal-meeting-of-foreign-affairs-ministers-gymnich/?etrans=es
https://www.eeas.europa.eu/eeas/informal-meeting-foreign-affairs-ministers-gymnich-press-conference-high-representative-kaja-kallas-0_en
https://irish-presidency.consilium.europa.eu/en/events/informal-meeting-of-defence-ministers-fac-defence/
https://irish-presidency.consilium.europa.eu/en/news/minister-mcentee-and-eu-defence-ministers-discuss-maritime-security-at-successful-informal-eu-defence-ministers-meeting-in-wicklow/
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Rat für Allgemeine Angelegenheiten: Binnenmarkt, Vereinfachungsagenda und Mehrjähriger 

Finanzrahmen 2028+ als Schwerpunkte im zweiten Halbjahr 2026 

Am 14.07.2026 tagte der Rat für Allgemeine Angelegenheiten in Brüssel. Der irische Ratsvorsitz stellte seine 

Prioritäten und das Arbeitsprogramm für das zweite Halbjahr 2026 im Bereich der Allgemeinen Angelegenheiten 

vor. Im Mittelpunkt steht unter den leitenden Prioritäten Wettbewerbsfähigkeit, Werte und Sicherheit der 

Fahrplan „Ein Markt, Ein Europa“, die Vereinfachungsagenda sowie der nächste Mehrjährige Finanzrahmen 

(MFR) 2028 - 2034. Die Ministerinnen und Minister tauschten sich zum Fortschritt der Vereinfachungsagenda 

aus; bis zum Jahresende sollen die Omnibuspakete VII bis X (zu Digitalpolitik, Umwelt, Automobilindustrie sowie 

Lebensmittel- und Futtermittelsicherheit) abgeschlossen werden. Gleichzeitig sollen die Arbeiten zu den 

Omnibussen XI und XII (zu Besteuerung bzw. Energieprodukten) aufgenommen werden. Abschließend billigte 

der Rat die Schlussfolgerungen aus der Bewertung des jährlich stattfindenden Rechtsstaatlichkeitsdialogs. 

Danach soll der bisherige Ansatz des jährlichen Rechtsstaatlichkeitsdialogs als präventives Instrument zur 

Förderung der Rechtsstaatlichkeit in der EU gefestigt und ausgebaut werden. 

Tagungsseite 

 

Rat für Auswärtige Angelegenheiten: Der Rat bekräftigt die Ukraine-Unterstützung und berät über die 

Lage im Nahen Osten 

Am 13.07.2026 tagte der Rat für Auswärtige Angelegenheiten in Brüssel. In Bezug auf die Unterstützung der 

Ukraine befasste sich der Rat insbesondere mit der Frage der Vorbereitung des ukrainischen Energiesektors 

auf den kommenden Winter. Der Rat verhängte eine Reihe restriktiver Maßnahmen als Reaktion auf die 

schweren Menschenrechtsverletzungen in Russland, die Misshandlung ukrainischer Kriegsgefangener sowie 

mit Russland assoziierter Cyberangriffe. Mit Blick auf den Nahen Osten erörterte der Rat die Lage im Iran-

Konflikt sowie der freien Schiffart in der Straße von Hormus. In diesem Zusammenhang fand auch ein Treffen 

der EU und des Golf-Kooperationsrates (GCC) zu regionaler Sicherheit und Zusammenarbeit statt. Die EU-

Minister äußerten ihre Besorgnis über die katastrophale humanitäre Lage im Gazastreifen und betonten die 

Notwendigkeit einer ausgeweiteten humanitären Hilfe einschließlich eines ungehinderten humanitären 

Zugangs. Dabei setzten sich die Minister für die Zweistaatenlösung ein. Angesichts der verschlechterten Lage 

im Westjordanland verurteilten die Minister die Ausweitung illegaler Siedlungen und die Siedlergewalt und 

berieten über die von der Kommission vorgelegten handelsbezogenen Maßnahmen gegenüber Erzeugnissen 

aus den Siedlungen im Einklang mit den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom Juni 2026. 

Hinsichtlich der weiterhin fragilen Lage im Libanon begrüßten die Minister die Rahmenvereinigung zur 

Beendigung der Feindseligkeiten zwischen Israel und Libanon. Zur Wahrung der Souveränität und territorialen 

Unversehrtheit des Libanon soll die libanesische Regierung und Streitkräfte durch eine künftige Mission im 

Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und Außenpolitik unterstützt werden. Weiterhin beriet der Rat über 

strategische Ansätze am Schwarzen Meer, die Partnerschaftsmission der EU mit Armenien (EUPM Armenia), 

https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/gac/2026/07/14/
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Sanktionen gegen den Sudan zur Eindämmung der Konfliktfinanzierung sowie über die Beziehungen zwischen 

der EU und den Vereinten Nationen im Hinblick auf die UN-Generalversammlung vom 22. - 28.09.2026. 

Tagungsseite 

 

EUROPÄISCHES PARLAMENT  

Plenarwoche vom 14.09. - 17.09.2026: Rede des kanadischen Premiers und neue Regeln im 

Zollsystem, beim EU-Emissionshandel, CO2-Grenzausgleichmechanismus und 

Verteidigungsprojekten 

Auf der Plenartagung des Europäischen Parlaments (EP) in Straßburg standen u. a. folgende Themen im 

Zentrum der Debatten bzw. Abstimmungen (siehe hierzu Beiträge der Ressorts in diesem EB): 

• Rede des kanadischen Premierministers Mark Carney 

Am 17.09.2026 hielt Premierminister Carney eine vielbeachtete Rede vor den Abgeordneten. Nachdem 

Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen tags zuvor in der „Rede zur Lage der Union“ 

angekündigt hatte, gemeinsam mit Kanada auf eine „Assoziierte EU-Mitgliedschaft“ hinzuarbeiten, 

bezog sich Carney in seiner Rede unmittelbar auf diesen Vorschlag. Aufbauend auf den geteilten 

Werten – insbesondere der individuellen und gesellschaftlichen Freiheit, der Demokratie, dem 

Wohlstand, der Sozialbindung der Wirtschaft und dem Erhalt der natürlichen Lebensgrundlage – sollten 

Europa und Kanada vor dem Hintergrund des Klimawandels, der Schwächung der multilateralen 

Gesellschaft und des Ausnutzens von Wertschöpfungsketten und Handelsbeziehungen als 

Schwachstelle ihre individuellen Stärken zusammenführen. Dies könne etwa durch den Ausbau des 

bilateralen Handels, die Teilnahme Kanadas am EU-Forschungsprogramm Horizont Europa, 

Jugendmobilität, einen integrierten Finanzleistungsdienstmarkt sowie die Nutzung von Kanadas 

Ressourcen im Bereich der kritischen Rohstoffe, des Wasserstoffs und Erdgases gehen.  

• Verteidigungsomnibus 

Am 16.09.2026 bestätigten die Abgeordneten die im Trilog erzielte Einigung zum sogenannten 

Verteidigungsomnibus. Damit werden Genehmigungsverfahren für Verteidigungsprojekte und die 

Ausfuhr von Verteidigungsgütern beschleunigt durchgeführt und Vergabeverfahren im Sicherheits- und 

Verteidigungsbereich und die Zusammenarbeit der EU bei Verteidigungsaufträgen vereinfacht. Die EU-

Chemikalienvorschriften sollen Verteidigungsanforderungen angemessen berücksichtigen und die 

Umsetzung des Europäischen Verteidigungsfonds (EDF) soll einfacher werden.  

• Zollkodex-Reform 

Am 16.09.2026 nahmen die Abgeordneten die Reform des EU-Zollkodex in zweiter Lesung an. Ziel ist 

eine umfassende Modernisierung des Zollsystems und eine stärkere Kontrolle von Einfuhren aus 

https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/fac/2026/07/13/
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Drittstaaten, insbesondere im Online-Handel. Zentrale Elemente sind die Einführung der gemeinsamen 

Zolldatenplattform „EU DataHub“ anstelle der bisher eingesetzten 111 Systeme, die Schaffung einer 

EU-Zollbehörde in Lille sowie vereinfachte Verfahren für vertrauenswürdige Unternehmen. Zudem wird 

für Paketsendungen unter 150 € eine Bearbeitungsgebühr eingeführt. Online-Plattformen werden 

künftig stärker in die Verantwortung für die Einhaltung der Zollvorschriften genommen. 

• EU-Emissionshandel 

Am 15.09.2026 legten die Abgeordneten ihre Position zur Reform der Marktstabilitätsreserve des 

Emissionshandels für Industrie, Stromerzeugung, Luft- und Seeverkehr (ETS1) fest und nahmen neue 

Regeln für die Marktstabilitätsreserve des Emissionshandels für Gebäude, Straßenverkehr und weitere 

Sektoren (ETS2) an. Hinsichtlich der Markstabilitätsreserve im ETS1 sprach sich das Parlament für 

eine Beibehaltung des Löschmechanismus aus, allerdings sollen ab Februar 2027 Zertifikate aus der 

Reserve gelöscht werden, wenn diese 650 Mio. Zertifikate übersteigt. Bei der Verwendung von 

Einnahmen aus dem ETS2 sollen Mitgliedstaaten künftig Maßnahmen zur Abfederung sozialer Folgen 

den Vorrang geben.  

• Reform des CO2-Grenzausgleichsmechanismus 

Am 15.09.2026 beschlossen die Abgeordneten ihre Position zur Reform des CO₂-

Grenzausgleichsmechanismus (CBAM) unter Ausweitung des Anwendungsbereichs auf zahlreiche 

weiterverarbeitete Stahl- und Aluminiumprodukte. Ziel ist es, Carbon Leakage wirksamer zu verhindern 

und gleiche Wettbewerbsbedingungen für europäische Unternehmen zu schaffen. Zugleich sollen 

Schlupflöcher geschlossen und die Regeln gegen Umgehungsstrategien verschärft werden. Ein von 

der Kommission vorgeschlagener Mechanismus zur vorübergehenden Herausnahme bestimmter 

Produkte bei Preisschocks wurde abgelehnt. Stattdessen sollen betroffene Branchen gezielt unterstützt 

werden. Parallel sprach sich das Parlament für einen befristeten Dekarbonisierungsfonds von 

2027 - 2029 aus, der Unternehmen bei der klimafreundlichen Transformation und im internationalen 

Wettbewerb unterstützen soll. 

Die nächste Plenartagung des EP findet vom 05.10. – 08.10.2026 in Straßburg statt. 

Pressemitteilungen des EP 

 

INSTITUTIONELLES 

Rede zur Lage der Europäischen Union 

Am 16.09.2026 hielt Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen die jährliche Rede zur Lage der 

Europäischen Union („State of the Union“) vor dem Plenum des Europäischen Parlaments in Straßburg.  

https://www.europarl.europa.eu/news/de
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In ihrer Rede zur Lage der Europäischen Union stellte Kommissionspräsidentin von der Leyen 

Wettbewerbsfähigkeit, Sicherheit und die geopolitische Unabhängigkeit Europas in den Mittelpunkt. Sie betonte 

die zentrale Bedeutung des Binnenmarkts und kündigte weitere Schritte zum Bürokratieabbau an, darunter die 

Beschleunigung von Genehmigungsverfahren, die Umsetzung der laufenden zwölf Omnibus-

Vereinfachungspakete sowie einen „Pakt gegen Goldplating“ der Mitgliedstaaten. Angesichts hoher 

Abhängigkeiten bei kritischen Rohstoffen sprach sie sich für strategische Reserven, eine Europäische 

Gesellschaft für kritische Rohstoffe und bessere Finanzierungsmöglichkeiten für innovative Unternehmen aus. 

Für den Mehrjährigen Finanzrahmen 2028 - 2034 forderte sie ausreichende finanzielle Mittel, neue Eigenmittel 

der EU sowie eine strikte Verankerung von Rechtsstaatlichkeitskriterien. In der Klima- und Umweltpolitik 

bekannte sie sich ausdrücklich zu den europäischen Klimazielen und kündigte neue Initiativen zur 

Krisenvorsorge an, darunter einen europäischen Rahmen für Krisenresilienz, eine Allianz für 

Klimaversicherungen, eine Wasserinitiative und eine europäische Löschflugzeugflotte. Gleichzeitig stellte sie 

niedrigere Energiepreise und die Elektrifizierung Europas in den Vordergrund. Von der Leyen bezeichnete 

Künstliche Intelligenz als Schlüsseltechnologie für Gesundheit, Verkehr, Landwirtschaft, Forschung und 

Verteidigung. Eine umfassende EU-KI-Strategie soll im November vorgestellt werden. Im digitalen Bereich 

kündigte sie einen „EU KIDS Act“ an, der den Schutz von Kindern und Jugendlichen in sozialen Netzwerken 

deutlich verschärfen soll. Weitere Schwerpunkte waren bezahlbares Wohnen und Pflege, für die sie 

europäische Initiativen in Aussicht stellte. In der Migrationspolitik verwies sie auf Fortschritte bei der 

Verringerung irregulärer Einreisen und forderte die vollständige Umsetzung des Gemeinsamen Europäischen 

Asylsystems sowie einen Krisenreaktionsmechanismus für außergewöhnliche Belastungssituationen. Im 

Bereich Sicherheit und Verteidigung stellte sie die Idee eines Europäischen Sicherheitsrates, den gemeinsamen 

Ausbau im Bereich der „strategischen Enabler“ und die Zusammenarbeit und Unterstützung der Ukraine, 

insbesondere beim Luftschutz und bei der Durchsetzung der Russland-Sanktionen, in den Vordergrund. 

Außenpolitisch setzte sie auf stärkere Partnerschaften, unter anderem mit Kanada in Form einer „Assoziierten 

EU-Mitgliedschaft“. Abschließend bekräftigte sie die Unterstützung einer Zwei-Staaten-Lösung im 

Nahostkonflikt sowie eines leistungsorientierten Erweiterungsprozesses auf Grundlage der Kopenhagener 

Kriterien und europäischer Grundwerte. 

Die Rede im vollständigen Wortlaut 

 

Kommission veröffentlicht Strategie für Regionen in äußerster Randlage der EU 

Am 10.09.2026 legte die Kommission eine strategische Vision für die Regionen in äußerster Randlage der EU 

vor: Französisch-Guayana, Guadeloupe, Martinique, Mayotte, Réunion, Saint-Martin (Frankreich), die Azoren, 

Madeira (Portugal) und die Kanarischen Inseln (Spanien). Ziel der Strategie und des begleitenden 

Regelungspaketes ist es, die besonderen Gegebenheiten der Regionen in den Rechtsvorschriften und 

politischen Maßnahmen der EU insbesondere in den Bereichen Land- und Forstwirtschaft, Fischerei, Migration 

und Besteuerung systematischer zu berücksichtigen. 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/SPEECH_26_1868
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Pressemitteilung 

 

Rat nimmt 21. Sanktionspaket gegen Russland an 

Am 23.07.2026 verabschiedeten der Rat das 21. Sanktionspaket gegen Russland. Die EU-Mitgliedstaaten 

einigten sich insbesondere auf ein einjähriges Einfrieren des Preisdeckels für russisches Rohöl auf dem 

aktuellen Niveau, Sanktionen gegen die russische Schattenflotte sowie auf eine Ausweitung von 

Vermögenssperren und Transaktionsverboten im Banken- und Kryptosektor und auf einen verstärkten 

gerichtlichen Schutz europäischer Wirtschaftsakteure vor der Durchsetzung russischer Vergeltungsklagen vor 

EU-Gerichten. Begleitet wurden die Maßnahmen von persönlichen Sanktionen gegen weitere 48 Personen und 

170 Organisationen. Mit dem Sanktionspaket bekräftigte der Rat seine Unterstützung für die Ukraine und 

erhöhte den Druck auf Russland und dessen Kriegswirtschaft. 

Pressemitteilung des Rates 

Pressemitteilung der Kommission 

 

Teilnahme des Vereinigten Königreichs am Unterstützungsdarlehen für die Ukraine 

Am 22.07.2026 billigten die EU-Mitgliedstaaten die Beteiligung des Vereinigten Königreichs an dem 

Unterstützungsdarlehen für die Ukraine. Bei dem Darlehen handelt es sich um einen mit 90 Mrd. € 

ausgestatteten Kreditrahmen der EU, der dazu dienen soll, den dringendsten Bedarf der Ukraine in den Jahren 

2026 und 2027 zu decken. 60 Mrd. € stehen dabei für Rüstungsgüter zur Verfügung; 30 Mrd. € als Wirtschafts- 

und Budgethilfe. Die Kommission rechnet damit, dass im Jahr 2026 28,3 Mrd. € des 60 Mrd. € starken 

Verteidigungsbudgets ausgezahlt werden. Durch die Beteiligung des Vereinigten Königreichs am 

Unterstützungsdarlehen wird es der Ukraine ermöglicht, Rüstungsgüter auch von britischen 

Rüstungskonzernen zu beziehen. Damit kann die Ukraine auf ein breiteres Portfolio an verfügbaren Fähigkeiten 

und Rüstungsgütern zurückgreifen, um dem russischen Angriff standzuhalten. Das Vereinigte Königreich 

erfüllte die Voraussetzungen für eine Teilnahme am Unterstützungsdarlehen, da es sich verpflichtete, einen 

angemessenen finanziellen Beitrag an den Kosten zu tragen, eine Sicherheits- und Verteidigungspartnerschaft 

mit der EU einging und bereits im Vorfeld finanzielle und militärische Unterstützung für die Ukraine geleistet 

hatte. 

Pressemitteilung 

gemeinsame Erklärung 

 

Neuer Leiter der Rechtsstaatlichkeitsmission der EU im Kosovo 

Am 15.07.2026 ernannte der Rat Antero Alfarela Oliveira Lopes zum Leiter der Rechtsstaatlichkeitsmission der 

EU im Kosovo (EULEX Kosovo). Der Portugiese verfügt über eine 40-jährige nationale und internationale 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_26_1827
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2026/07/23/21st-package-of-sanctions-eu-hits-russian-energy-financial-services-and-crypto-hard/
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_26_1680
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2026/07/22/ukraine-support-loan-eu-countries-approve-uk-participation-to-help-cover-ukraine-s-urgent-defence-needs/
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/statement_26_1601
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Führungserfahrung und Expertise im Bereich der Diplomatie, Rechtsstaatlichkeit und Sicherheit. Mit den 

örtlichen Gegebenheiten ist er durch UN-Einsätze in Kroatien, Bosnien und Herzegowina (UNPROFOR) und 

Kosovo (UNMIK) im Rahmen seiner 25-jährigen Tätigkeit bei den Vereinten Nationen vertraut. Lopes tritt das 

zunächst 10-monatige Mandat am 10.08.2026 an und löst dabei seinen Vorgänger Giovanni Pietro Barbano ab. 

Die EULEX Kosovo-Mission nimmt Beobachtungs-, Anleitungs- und Beratungstätigkeiten im Kosovo vor und 

nimmt mit einer geschlossenen Polizeieinheit (FPU) eingeschränkte exekutive Befugnisse wahr, um zur 

Stabilität und Sicherheit im Kosovo und dem Westbalkan beizutragen. 

Pressemitteilung 

 

Flash-Eurobarometer 

Am 13.07.2026 wurden die Ergebnisse einer neuen Flash-Eurobarometer-Umfrage veröffentlicht. Im Rahmen 

dieser 584. Umfrage wurde 25.904 EU-Bürgern aus allen Mitgliedstaaten im Zeitraum vom 19.06. - 24.06.2026 

online zu den Herausforderungen und Prioritäten der EU befragt. Eine große Mehrheit der Europäer ist über 

die Risiken besorgt, denen Kinder in den sozialen Medien ausgesetzt sind und würden Maßnahmen der EU 

zum Schutz der Kinder begrüßen (63 %). Als größte Gefahr sehen die Befragten dabei das Cybermobbing 

(71 %) an, dicht gefolgt von Ängsten vor Online-Grooming (70 %) und sexueller Ausbeutung (70 %) sowie der 

Exposition gegenüber schädlichen Inhalten (69 %) und dem Missbrauch personenbezogener Daten von 

Kindern (69 %). Als wichtigste Schlüsselelemente der Demokratie identifizierten die Befragten das Recht auf 

freie Meinungsäußerung, Freie und faire Wahlen und die Achtung der Rechtsstaatlichkeit und der Grundrechte. 

Eine Mehrheit von 68 % der Europäer befürwortet eine Stärkung der Verteidigungskapazität der EU. Im 

Vergleich zu Januar 2026 stieg das Vertrauen in die Verteidigungskapazität der EU um vier Prozentpunkte auf 

56 %. Mit Blick auf erneuerbare Energien und des Energiepreisdrucks sprechen sich 56 % der Befragten für 

den Ausbau von erneuerbaren Energien aus. 32 % der Befragten sehen Kernenergie als mögliche Lösung an. 

Angesichts der hohen Energiepreise senkten 31 % der Befragten den Gesamtstromverbrauch. 27 % 

überwachten den eigenen Energieverbrauch und 26 % verringerten den eigenen Heiz- und Kühlverbrauch. 

Pressemitteilung 

zum Umfrageergebnis 

 

Ernennung von Kommissionsexekutiv-Vizepräsident Raffaele Fitto zum Sonderbeauftragten der 

Kommission für Zypern 

Am 13.07.2026 wurde der Exekutiv-Vizepräsident der Kommission Raffaele Fitto zum Sonderbeauftragten der 

Kommission für Zypern ernannt. Der Italiener verfügt über langjährige europäische Regierungs- und 

Verhandlungserfahrung. Im Rahmen seines neuen Amts wird Fitto in enger Zusammenarbeit mit der 

Persönlichen Beauftragen des VN-Generalsekretariats für Zypern, María Ángela Holguín Cuéllar, den 

Friedensprozess und Bemühungen um eine Wiedervereinigung fördern. 

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2026/07/16/eulex-council-appoints-head-of-eu-rule-of-law-mission-in-kosovostar/
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_26_1589
https://europa.eu/eurobarometer/surveys/detail/3677
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Pressemitteilung 

 

ERWEITERUNG 

Referendum in Island über die Wiederaufnahme der Beitrittsverhandlungen 

Am 29.08.2026 stimmte das isländische Volk in einem Referendum mit 52,8 % gegen die Wiederaufnahme der 

2013 ausgesetzten Beitrittsverhandlungen mit der EU. Die Wahlbeteiligung lag bei über 80 %. Trotz des Neins 

betonten europäische und isländische Politiker die Bedeutung der isländisch-europäischen Partnerschaft. 

Tagesschau 

 

Dritte Beitrittskonferenz mit der Ukraine 

Am 14.07.2026 beschlossen die EU und die Ukraine auf der dritten Beitrittskonferenz die Aufnahme der 

Verhandlungen über das Verhandlungscluster 6 „Außenbeziehungen“. Dieses Cluster beinhaltet im 

Verhandlungskapitel der Außenbeziehung die Fragen der gemeinsamen Handels- und Entwicklungspolitik der 

EU sowie das Verhandlungskapitel der Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik. Insgesamt sind 

Beitrittsverhandlungen der EU in sechs Cluster mit insgesamt 33 Kapiteln gegliedert. Während des 

leistungsbezogenen Beitrittsprozesses werden die Übernahme und Anwendung des EU-Besitzstandes sowie 

einheitlicher europäischer Standards bis zum Abschluss der Verhandlungen laufend evaluiert. 

Tagungsseite 

Pressemitteilung des Rates 

 

Dritte Beitrittskonferenz mit Moldau 

Am 14.07.2026 nahmen die EU und die Republik Moldau auf der dritten Beitrittskonferenz die Verhandlungen 

über das Verhandlungscluster 6 „Außenbeziehungen“ auf. Bereits am 15.06.2026 wurden die Verhandlungen 

über das Cluster 1 „Wesentliche Elemente“ eröffnet. Dieses Cluster beinhaltet im Verhandlungskapitel der 

Außenbeziehung die Fragen der gemeinsamen Handels- und Entwicklungspolitik der EU sowie das 

Verhandlungskapitel der Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik. Insgesamt sind Beitrittsverhandlungen 

der EU in sechs Cluster mit insgesamt 33 Kapiteln gegliedert. Während des leistungsbezogenen 

Beitrittsprozesses werden die Übernahme und Anwendung des EU-Besitzstandes sowie einheitlicher 

europäischer Standards bis zum Abschluss der Verhandlungen laufend evaluiert. 

Tagungsseite 

Pressemitteilung des Rates 

 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_26_1593
https://www.tagesschau.de/ausland/europa/island-referendum-102.html
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/international-ministerial-meetings/2026/07/14/ukraine/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2026/07/14/enlargement-eu-opens-accession-negotiations-with-ukraine-on-external-relations-policies/
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/international-ministerial-meetings/2026/07/14/moldova/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2026/07/14/enlargement-eu-and-moldova-start-negotiations-on-external-relations-policies/
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Neunte Beitrittskonferenz mit Albanien 

Am 14.07.2026 konnten auf der neunten Tagung der Beitrittskonferenz der EU mit Albanien die Verhandlungen 

über die Verhandlungskapitel der Wissenschaft und Forschung, der Bildung und Kultur sowie der 

Außenbeziehungen vorläufig abgeschlossen werden. Als wichtigen Meilenstein bei den Beitrittsverhandlungen 

erfüllte Albanien im Mai 2026 die von der EU gestellten Bedingungen im Bereich der Rechtsstaatlichkeit. Damit 

sind die ersten drei von 33 Verhandlungskapiteln vorläufig abgeschlossen. Bereits bei der letzten 

Beitrittskonferenz am 25.05.2026 konnte festgestellt werden, dass Albanien die Zwischenziele für Cluster 1 

„Wesentliche Elemente“ bezüglich funktionierender demokratischer Institutionen, der Reform der öffentlichen 

Verwaltung sowie des Kapitels zur Rechtsstaatlichkeit und bestimmte wirtschaftliche Kriterien erfüllt. 

Tagungsseite 

Pressemitteilung des Rates 

 

28. Beitrittskonferenz mit Montenegro 

Am 14.07.2026 konnten in Brüssel auf der 28. Tagung der Beitrittskonferenz der EU mit Montenegro die 

Verhandlungskapitel über die Wettbewerbspolitik und die Zollunion erfolgreich abgeschlossen werden. Bereits 

auf der letzten Beitrittskonferenz am 15.06.2026 konnten Einigungen über die Kapitel der 

Arbeitnehmerfreizügigkeit und des Gesundheits- und Verbraucherschutzes erzielt werden. Im Vergleich zu den 

weiteren Beitrittskandidaten sind die Verhandlungen mit Montenegro mit 18 vorläufig abgeschlossenen Kapiteln 

von insgesamt 33 Kapiteln am weitesten fortgeschritten. Erst mit der Gesamteinigung werden die vorläufigen 

Einigungen endgültig. 

Tagungsseite 

Pressemitteilung des Rates 

 

INTERNATIONALES 

Kommission gibt 12,2 Mrd. € zur Beschaffung neuer Verteidigungsgüter durch die Ukraine frei 

Am 24.08.2026 gab die Europäische Kommission Gelder in Höhe von 6,1 Mrd. € zum Kauf von Flugkörpern, 

Munition, Radarsystemen und Raketenabwehrsystemen für die Ukraine frei. Am 11.09.2026 gab sie weitere 

6,1 Mrd. € zum Kauf von Verteidigungsgütern in den Bereichen Luft- und Raketenabwehr, Munition, Drohnen 

und elektronische Kampfführung frei. 

Hintergrund: Die Mittel stammen aus dem 90 Mrd. € umfassenden Darlehen zur Unterstützung der Ukraine, das 

der Rat und das Parlament im Frühjahr 2026 beschlossen. Hiervon sind in den Jahren 2026 und 2027 insgesamt 

60 Mrd. € der Stärkung der Verteidigungskapazitäten und -industrie sowie 30 Mrd. € der Aufrechterhaltung des 

Funktionierens des Staatswesens gewidmet. Ein Großteil der Beschaffungen, die sich die Ukraine durch die 

Zahlung finanzieren kann, wird Produkte von Verteidigungsunternehmen umfassen, die in der EU ansässig 

https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/international-ministerial-meetings/2026/07/14/albania/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2026/07/14/enlargement-albania-and-eu-provisionally-close-negotiations-on-science-and-research-education-and-culture-and-external-relations/
https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/international-ministerial-meetings/2026/07/14/montenegro/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2026/07/14/enlargement-eu-and-montenegro-close-accession-negotiations-on-competition-policy-and-customs-union/
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sind. Vor der Auszahlung überprüft die Kommission, ob die von der Ukraine eingereichten Verträge den 

Bedingungen entsprechen. 

Pressemitteilung vom 24.08.2026 

Pressemitteilung vom 11.09.2026 

 

EU erhält Einnahmen in Höhe von 1,4 Mrd. € aus eingefrorenen russischen Vermögenswerten 

Am 05.08.2026 berichtete die Kommission über unerwartete Zinseinnahmen aus den eingefrorenen 

Vermögenswerten der russischen Zentralbank. Diese Gewinne belaufen sich auf eine Höhe von 1,4 Mrd. € und 

umfassen Einnahmen aus dem Frühjahr 2026. Damit hat die EU, seitdem sie die Sanktionen gegen die 

russische Zentralbank infolge des Angriffskriegs gegen die Ukraine erlassen hat, insgesamt 8 Mrd. € aus 

immobilisierten russischen Vermögenswerten erzielt. Diese Geldsumme wird zur Unterstützung der Ukraine 

wiederverwendet: 95 % der Zinseinnahmen fließen in den Ukraine Loan Cooperation Mechanism (ULCM), eine 

nicht-zurückzahlbare Unterstützung zur Abfederung der verursachten Lasten des russischen Angriffs. Die 

verbleibenden 5 % werden über die Europäische Friedensfazilität (EPF) zur ukrainischen Unterstützung 

verwendet.  

Pressemitteilung 

 

Auszahlung von 3,47 Mrd. € an die Ukraine 

Am 30.07.2026 zahlte die Kommission Finanzmittel in Höhe von 3,47 Mrd. € an die Ukraine für den Kauf von 

Drohnen, Flugkörper, Luftverteidigung und Kampfflugzeuge aus – etwa für Langstreckendrohnen mit 

Düsenantrieb oder Modelle des Kampfflugzeugs „Gripen“. Mit dieser Zahlung schließt die Kommission an eine 

Überweisung in Höhe von 3,2 Mrd. € vom 25.06.2026 im Rahmen des Makrofinanzhilfeprogramms an. Die 

Mittel stammen aus dem 90 Mrd. € Unterstützungskredit für die Ukraine. Insgesamt wird die EU dieses Jahr 

Zahlungen in Höhe von 28,3 Mrd. € zur Stärkung der verteidigungsindustriellen Kapazitäten in der Ukraine 

leisten. 

Pressemitteilung 

 

Aufstockung der Ukraine-Fazilität 

Am 30.07.2026 beschloss der Rat eine Änderung der Ukraine-Fazilität, durch die die Ukraine im Jahr 2026 

zusätzliche Finanzmittel in Höhe von 8,3 Mrd. € im Rahmen ihres Unterstützungsdarlehens erhält. Die Ukraine-

Fazilität umfasst insgesamt Finanzhilfen und Darlehen zum Wiederaufbau der Ukraine von mehr als 50 Mrd. €, 

von denen bisher 21,6 Mrd. € ausgezahlt wurden. Grundlage des jetzigen Beschlusses war eine Vereinbarung 

des Rats mit dem Parlament für weitere Reformpolitiken in der Ukraine u.a. in den Bereichen Rechtsstaatlichkeit 

und Korruptionsbekämpfung. 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_26_1750
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_26_1829
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_26_1721
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_26_1710
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Pressemitteilung 

 

Assoziierungsabkommen mit Andorra und San Marino 

Am 16.07.2026 genehmigte der Rat die Unterzeichnung und vorläufige Anwendung des 

Assoziierungsabkommens der EU mit Andorra und San Marino. Das Abkommen gewährt den beiden Ländern 

die Teilnahme am Binnenmarkt unter gleichen Wettbewerbsbedingungen bei Einhaltung der gleichen Regeln 

wie die EU-Mitgliedstaaten. Im Bereich der Finanzdienstleitungen wird der Zugang zum Binnenmarkt in 

Abhängigkeit einer Prüfung der Robustheit der Regulierungs- und Aufsichtsrahmen der beiden Länder durch 

europäische Aufsichtsbehörden schrittweise gewährt. Im September ist die Vorabzeichnung des gemischten 

Abkommens durch die Mitgliedstaaten und die Kommission vorgesehen, bevor es mit Zustimmung des 

Europäischen Parlaments für den förmlichen Abschluss an den Rat zurückverwiesen wird. 

Pressemitteilung 

 

Zweites Treffen der Palästinensischen Gebergruppe 

Am 13.07.2026 fand in Brüssel auf Initiative der Kommission das zweite Treffen der Palästinensischen 

Gebergruppe (PDG) unter dem gemeinsamen Vorsitz der Kommissarin für den Mittelmeerraum Dubravka Šuica 

und des Ministerpräsidenten der Palästinensischen Autonomiebehörde (PA) Mohammad Mustafa statt. 

65 Delegationen berieten über eine rasche Erholung im Gazastreifen und die Reformagenda der 

Palästinensischen Behörde. Auf dem Treffen konnten eine Erhöhung der finanziellen Zusagen im Rahmen des 

PEGASE-Mechanismus und die Einleitung der Team-Gaza-Initiative erzielt werden. Die Team-Gaza-Initiative 

soll mit einem Finanzbeitrag in Höhe von 883,6 Mio. € frühzeitige Wiederaufbaumaßnahmen zugunsten der 

Zivilbevölkerung insbesondere im Bereich der Grundversorgung unterstützen. Bei PEGASE handelt es sich um 

einen von der EU geschaffenen Mechanismus, der die transparente Weiterleitung und die zweckgemäße 

Verwendung finanzieller Mittel durch unabhängige Ex-ante und Ex-post-Überprüfungen sicherstellt. Die EU 

sieht sich als langjähriger Partner des palästinensischen Volkes und setzt sich für eine Zweistaatenlösung ein. 

Pressemitteilung 

 

MEDIEN 

Konferenz der irischen Ratspräsidentschaft zum Online-Jugendschutz 

Die irische EU-Ratspräsidentschaft veranstaltete am 10./11.09.2026 in Dublin (Irland) eine Konferenz mit dem 

Titel „Online Safety for Children and Young People - Shaping the future online safety framework for children 

and young people in the EU“. Ziel der Konferenz war es, den künftigen europäischen Rahmen für die Online-

Sicherheit von Kindern und Jugendlichen zu diskutieren und dabei Forschungsergebnisse, politische Ansätze 

sowie die Perspektiven junger Menschen zusammenzuführen. Die Konferenz brachte Vertreterinnen und 

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2026/07/30/council-amends-ukraine-plan-to-reflect-more-than-8-billion-in-additional-ukraine-facility-financing-for-2026/
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2026/07/16/council-greenlights-eu-deal-with-andorra-and-san-marino/
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_26_1567
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Vertreter aus Politik, Europäischen Institutionen, Wissenschaft, Medienregulierung, Zivilgesellschaft und 

Unternehmen zusammen, um unterschiedliche Sichtweisen auf Online-Sicherheit zu erörtern. Ein besonderer 

Schwerpunkt lag auf der Einbeziehung von Kindern und Jugendlichen, deren Erfahrungen und Erwartungen in 

mehreren Panels und einem Jugendforum vorgestellt wurden.  

Im Mittelpunkt der insgesamt 7 Paneldiskussionen und eines Abendessens der europäischen 

Medienministerinnen und -minister standen die Weiterentwicklung des europäischen Regulierungsrahmens, 

insbesondere im Zusammenhang mit dem Digital Services Act, der Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste 

und dem für Herbst dieses Jahres geplanten Digital Fairness Acts, die Entwicklung des digitalen Umfelds, die 

Wirksamkeit bisheriger Schutzmaßnahmen sowie aktuelle Erkenntnisse der europaweiten Studie „EU Kids 

Online 2026“, die das Online-Verhalten, Chancen und Risiken für Kinder und Jugendliche untersucht. Ein 

besonderes Augenmerk wurde außerdem auf die Empfehlungen des von der Kommissionspräsidentin 

Ursula von der Leyen eingesetzten EU-Expertenpanels vom 13.07.2026 gelegt.  

Hintergrundinformation: Irland hat den Online-Jugendschutz zu einem Schwerpunkt seiner Ratspräsidentschaft 

erklärt. Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen hat die Vorlage eines entsprechenden 

Legislativvorschlags bereits mehrfach angekündigt. Der sog. EU KIDS Act wurde zwischenzeitlich am 

17.09.2026 veröffentlicht (siehe weiteren Beitrag in diesem EB-Abschnitt).  

Tagungsseite der irischen Ratspräsidentschaft   

Studie EU Kids Online 2026 

Empfehlungen des EU-Expertenpanels 

 

Europäisches Parlament verabschiedet Bericht über die Ergebnisse des Sonderausschusses für den 

Europäischen Schutzschild für die Demokratie 

Das Europäische Parlament (EP) nahm im Rahmen seiner Plenarsitzung am 15.09.2026 in Straßburg mit  

420 Ja-Stimmen, bei 220 Nein-Stimmen und 36 Enthaltungen einen Bericht über die Ergebnisse des 

Sonderausschusses für den Europäischen Schutzschild für die Demokratie an, der für eine stärkere 

demokratische Widerstandsfähigkeit der EU gegenüber Desinformation, hybriden Bedrohungen und 

ausländischer Einflussnahme plädiert. Dafür fordert der Bericht insbesondere einen besseren Schutz von 

Wahlen, öffentlichen Debatten und demokratischen Institutionen sowie den Ausbau europäischer 

Koordinierungs- und Schutzmechanismen. In der politischen Aussprache zum Bericht wurden unter anderem 

die Rolle großer Online-Plattformen, algorithmischer Empfehlungssysteme, Bot- und Trollnetzwerke sowie 

Fragen der Nachverfolgbarkeit und Verantwortlichkeit im digitalen Raum thematisiert. Während eine Mehrheit 

der Abgeordneten die Weiterentwicklung europäischer Instrumente gegen Manipulationen unterstützte, wurden 

von einigen Abgeordneten Bedenken hinsichtlich möglicher Auswirkungen auf Meinungsfreiheit, politische 

Pluralität, Datenschutz und nationale Zuständigkeiten vorgetragen. Der Bericht entfaltet keine unmittelbare 

Rechtswirkung, kann aber die weitere Ausgestaltung europäischer Sicherheits- und Resilienzpolitik 

beeinflussen. 

https://irish-presidency.consilium.europa.eu/en/events/conference-on-online-safety-for-children-and-young-people/
https://researchonline.lse.ac.uk/id/eprint/137132/
https://commission.europa.eu/document/download/d833504d-5ec3-4fac-945f-38e7d0bd5326_en?filename=Special-panel-report.pdf
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Bericht 

Namentliche Abstimmungsliste  

Pressemitteilung des EP 

Videoaufzeichnung der Aussprache 

 

Kommission schlägt mit dem EU KIDS Act erstmals einen umfangreichen Rechtsakt zum Online-

Jugendschutz vor 

Die Kommission veröffentlichte am 17.09.2026 ihren lange erwarteten Vorschlag für einen europäischen 

Online-Jugendschutzrechtsakt (siehe hierzu auch die Beiträge des StMAS, StMD und StMUK). Der 

Verordnungsentwurf namens „EU KIDS Act“ soll einen unionsweit harmonisierten Rechtsrahmen für den 

Online-Schutz von Minderjährigen schaffen. Er erfasst soziale Netzwerke, Video-Sharing-Plattformen, Online-

Spiele, Software-Stores, Betriebssysteme, KI-Begleiter und allgemeine Unterhaltungs-Chatbots. Dagegen sind 

bestimmte gemeinnützige, bildungsbezogene, wissenschaftliche und behördliche Angebote aus dem 

Anwendungsbereich ausgenommen.  

Kernvorschlag der Kommission ist ein Mindestalter von 15 Jahren für die eigenständige Kontoerstellung bei 

bestimmten sozialen Netzwerken und Video-Sharing-Plattformen. Für 13- bis 15-Jährige sollen von Eltern bzw. 

Erziehungsberechtigten kontrollierte Konten mit eingeschränkten Funktionen möglich sein, bei bestimmten 

Video-Sharing-Plattformen auch unter 13 Jahren. Daneben sollen verbindliche Anforderungen an die 

Gestaltung der erfassten Online-Dienste und KI-Anwendungen eingeführt werden, darunter Vorgaben zu 

Empfehlungssystemen, Standardeinstellungen zum Schutz der Privatsphäre, Kontaktfunktionen und zu 

wirtschaftlichen Transaktionen.  

Zur Umsetzung dieser Vorgaben sieht der Verordnungsvorschlag ein europaweit harmonisiertes System zur 

Altersverifikation mit einheitlichen Anforderungen und Zertifizierungsverfahren vor. Ergänzend werden 

Instrumente für Eltern und Erziehungsberechtigte, Beschwerde- und Meldemechanismen für Minderjährige 

sowie nationale Unterstützungsmaßnahmen vorgeschlagen. Die Durchsetzung soll auf den bestehenden 

Aufsichtsstrukturen des Digital Services Acts und des AI Acts aufbauen und für bestimmte Anbieter 

beschleunigte Aufsichts- und Durchsetzungsverfahren einführen.  

Der Vorschlag der Kommission wird nun von Rat und Europäischem Parlament verhandelt werden. Erste 

Positionierungen der Co-Gesetzgeber sind nicht vor Anfang 2027 zu erwarten.  

Pressemitteilung 

Pressekonferenz  

EU KIDS Act (auf der verlinkten Seite können auch die Begleitunterlagen der KOM heruntergeladen werden) 

Q&A zum EU KIDS Act 

 

https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20260911IPR47453/parlament-will-demokratie-besser-vor-auslandischer-einflussnahme-schutzen
https://www.europarl.europa.eu/plenary/de/vod.html?mode=chapter&vodLanguage=DE&internalEPId=2017094727923&providerMeetingId=20260915-0900-PLENARY
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_26_1890
https://audiovisual.ec.europa.eu/en/media/video/I-294538
https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/library/proposal-eu-kids-act-eu-keeping-internet-digital-spaces-accountable-and-trustworthy
https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/faqs/kids-act-explained


 

Europabericht der Vertretung des Freistaates Bayern bei der EU 

Nr. 07/2026 vom 25.09.2026 

 

 

25 

  

Europäisches Parlament verabschiedet Bericht zu Auswirkungen der sozialen Medien und des Online-

Umfelds auf junge Menschen 

Das Plenum des Europäischen Parlaments (EP) nahm am 17.09.2026 den von MdEP Sandro Ruotolo 

(S&D/ITA) entworfenen Bericht zu den Auswirkungen der sozialen Medien und des Online-Umfelds auf junge 

Menschen mit klarer Mehrheit von 395 Ja-Stimmen, zu 136 Nein-Stimmen und 80 Enthaltungen an. Der Bericht 

befasst sich mit den Auswirkungen sozialer Medien und des Online-Umfelds auf junge Menschen und hebt 

sowohl deren Chancen für Bildung, Information und Teilhabe als auch erhebliche Risiken wie Cybermobbing, 

Desinformation, suchtfördernde Mechanismen und psychische Belastungen hervor. Das EP sieht trotz 

bestehender EU-Regelungen (v.a. AVMD-RL, DSA, DSGVO und AI Act) weiterhin Durchsetzungsdefizite und 

Regulierungslücken und fordert eine kohärentere Anwendung sowie bessere Abstimmung zwischen den 

Mitgliedstaaten. Für die anstehende Überarbeitung der AVMD-RL werden insbesondere ein stärkerer 

Minderjährigenschutz auf Video-Sharing-Plattformen und sozialen Medien, klarere Regeln für Influencer und 

professionelle Inhalteersteller sowie erweiterte Vorgaben zu Werbetransparenz und Jugendschutz 

vorgeschlagen. Zudem sprechen sich die Europaabgeordneten für mehr Transparenz bei algorithmischen 

Empfehlungssystemen, sichere Voreinstellungen für Minderjährige, datenschutzfreundliche Altersverifikation, 

ein EU-weites Mindestalter für soziale Medien und einen Safety-by-Design-Ansätze aus.  

Pressemitteilung 

Abstimmungsliste (die Voten zu den Änderungsanträgen und dem Bericht insgesamt finden sich auf den  

S. 29 bis 40) 

Übersicht über Verhandlungsstand (der finale Text wird dort zeitnah abrufbar sein) 

  

https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20260911IPR47464/parlament-nimmt-suchtig-machende-social-media-tricks-ins-visier
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/PV-10-2026-09-17-RCV_EN.pdf
https://oeil.europarl.europa.eu/oeil/en/procedure-file?reference=2025/2081(INI)
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STAATSMINISTERIUM DES INNERN, FÜR SPORT UND INTEGRATION 

INNERES 

Rat legt Position zu Finanzierung der Innenfonds für 2028 - 2034 fest 

Am 15.07.2026 legte der Rat seine partielle Verhandlungsposition zu Verordnungen über die finanzielle 

Unterstützung in den Bereichen Migration, Grenzmanagement, Visa und innere Sicherheit für den Zeitraum 

2028 - 2034 fest. Die Instrumente sollen Mitgliedstaaten bei der Umsetzung des Migrations- und Asylpakets, 

beim Schutz der Außengrenzen und bei der Bearbeitung von Visumanträgen unterstützen. Sie sind Teil des 

nächsten Mehrjährigen Finanzrahmens für 2028 - 2034, wobei Finanzvolumen und Querschnittsfragen noch 

offen sind. Der Rat sieht Unterstützung für das gemeinsame europäische Asylsystem, legale Migration sowie 

Rückkehr und Wiedereingliederung vor und will irreguläre Migration begrenzen. Für Grenzmanagement und 

Visa nennt er effiziente Kontrollen, Funktionsfähigkeit des Schengen-Raums und sicheren Personenverkehr als 

Ziele. Im Bereich der inneren Sicherheit will der Rat Kriminalität, Terrorismus und Cyberbedrohungen stärker 

bekämpfen und die Zusammenarbeit der Behörden ausbauen. Neu ist die Umsetzung über nationale und 

regionale Partnerschaftspläne, in denen Mitgliedstaaten Investitionen und Reformen festlegen und anpassen 

können. Die Position dient als Mandat für Verhandlungen mit dem Europäischen Parlament. 

Pressemitteilung 

 

Informelles Treffen der EU-Innenminister zu Sicherheit und Migration 

Am 16.07.2026 fand unter der irischen Ratspräsidentschaft ein Treffen der Innenminister der Mitgliedstaaten 

zu Fragen der inneren Sicherheit und Migration statt. Die Minister erörterten eine engere Zusammenarbeit mit 

Drittstaaten und dem Privatsektor zur Bekämpfung schwerer und organisierter Kriminalität. Sie stuften 

organisierte Kriminalität als grenzüberschreitende Bedrohung für Rechtsstaatlichkeit, Wirtschaft, Unternehmen 

und Bürger ein. Die Teilnehmer sprachen sich für einen stärkeren Austausch operativer und strategischer 

Informationen sowie für eine intensivere grenzüberschreitende Zusammenarbeit aus. Zudem befassten sie sich 

mit der Möglichkeit, visumfreies Reisen in die EU bei sicherheitspolitischen Risiken gezielt einzuschränken. 

Hintergrund sind u. a. hybride Angriffe, die Instrumentalisierung von Migration, Sabotage, Spionage und 

Desinformation durch Drittstaaten. Die Minister unterstützten die in der neuen EU-Visastrategie vorgesehenen 

restriktiven Maßnahmen und bezeichneten deren Weiterentwicklung als Priorität. Darüber hinaus diskutierten 

sie den Austausch von Daten mit vertrauenswürdigen Drittstaaten zur Unterstützung von Entscheidungen in 

den Bereichen innere Sicherheit und Migrationssteuerung. Die Gespräche betrafen bestehende und mögliche 

künftige Formen der Zusammenarbeit bei der Bekämpfung von organisierter Kriminalität und Terrorismus. 

Pressemitteilung 

 

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2026/07/15/mff-2028-2034-council-agrees-negotiating-position-on-eu-support-for-migration-border-management-and-internal-security/
https://irish-presidency.consilium.europa.eu/en/news/irish-presidency-gathers-ministers-for-talks-on-issues-related-to-security-and-migration/
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Kommission legt Rahmenabkommen mit den USA zur verstärkten Partnerschaft im Grenzschutz vor 

Am 10.09.2026 legte die Europäische Kommission dem Rat Vorschläge für die Unterzeichnung und den 

Abschluss eines Abkommens über eine verstärkte Partnerschaft im Grenzschutz (Enhanced Border Security 

Partnership (EBSP) mit den USA vor. Das Abkommen soll die Voraussetzungen für einen gegenseitigen 

Informationsaustausch schaffen und ist Teil der Anforderungen für die weitere Teilnahme am US-Programm 

für visumfreies Reisen. 

Das EBSP-Abkommen legt die allgemeinen Bedingungen für den Informationsaustausch zwischen der EU 

und den USA fest. Der Datenaustausch soll auf bilateralen Abkommen zwischen den Mitgliedstaaten und den 

USA beruhen. Die Daten stammen aus nationalen Datenbanken der Mitgliedstaaten und unterliegen den 

Datenschutzvorgaben des Unionsrechts. 

Im nächsten Schritt muss der Rat über die Unterzeichnung des Abkommens entscheiden. Anschließend wird 

es dem Europäischen Parlament zur Zustimmung vorgelegt. Nach dessen Zustimmung kann der Rat das EBSP-

Abkommen förmlich abschließen. 

Pressemitteilung 

 

ASYL UND MIGRATION 

Frontex veröffentlicht Jahresbericht zu Grundrechten 2025 

Am 15.07.2026 veröffentlichte Frontex den Jahresbericht 2025 seines Büros für Grundrechte. Der Bericht 

beschreibt die Überwachung von Grundrechten bei Einsätzen an den EU-Außengrenzen, bei Rückführungen 

sowie die Bearbeitung von Vorfällen und Beschwerden. Das Büro führte 2025 rund 130 Kontrollmissionen in 17 

EU-Mitgliedstaaten und sechs Drittstaaten durch und dokumentierte dabei knapp 1.600 Einsatztage. Zudem 

begleitete es Rückführungsoperationen. Der Anteil der Rückführungsflüge mit mindestens einem Beobachter 

stieg von 60 % im Jahr 2020 auf 86 % im Jahr 2025. Von 200 gemeldeten möglichen schwerwiegenden 

Vorfällen erfüllten rund 50 die Voraussetzungen für eine Untersuchung. Außerdem bearbeitete das Büro mehr 

als 100 Beschwerden und führte über 80 Schulungen zu Grundrechten durch. 

Pressemitteilung 

 

Kommission legt erste Bewertung der neuen Asylzuständigkeitsregeln vor 

Am 16.07.2026 veröffentlichte die Kommission eine erste Bewertung zur Anwendung der neuen 

Zuständigkeitsregeln des Pakts zu Migration und Asyl in den ersten drei Wochen seit dessen Inkrafttreten am 

12.06.2026. Die Bewertung erfasst die Umsetzung der neuen EU-Regeln in den Mitgliedstaaten, die unter 

Migrationsdruck stehen oder Solidaritätsmaßnahmen erhalten. Die Kommission stellt fest, dass die 

Mitgliedstaaten Fortschritte bei der Umsetzung erreichen, insbesondere bei der Bearbeitung von 

Überstellungen. In Zypern und Spanien stuft sie die operative Zusammenarbeit als ausreichend ein. 

Griechenland hat nach Angaben der Kommission damit begonnen, frühere Verfahren zu korrigieren und die 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/mex_26_1841
https://www.frontex.europa.eu/media-centre/news/news-release/frontex-fundamental-rights-office-releases-its-2025-annual-report-3wb244
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Umsetzung anzupassen. Italien bereitet die Anwendung der Vorschriften vor, muss jedoch noch konkrete 

Schritte für wirksame Überstellungen umsetzen. Die Kommission bewertet die Ergebnisse als vorläufig, da die 

Regeln erst seit weniger als einem Monat gelten. Sie kündigt an, die Entwicklung weiter zu beobachten und im 

Oktober 2026 eine erneute Bewertung vorzulegen. Grundlage dafür sind weitere Informationen der 

Mitgliedstaaten. Die Kommission will die Umsetzung weiterhin begleiten. 

Pressemitteilung  

 

EuGH: Unvereinbarkeit eines Rückführungsverfahrens gegen einen Drittstaatsangehörigen gestützt 

auf Verschlusssachen mit Unionsrecht 

Am 16.07.2026 hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) im Vorabentscheidungsverfahren in der Rechtssache 

C-26/15 („Bukla“) entschieden, dass eine nationale Regelung gegen Unionsrecht verstößt, wenn sie eine 

Rückführungsentscheidung gegen einen Drittstaatsangehörigen allein auf Grundlage von Verschlusssachen 

und ohne Einzelfallprüfung ermöglicht. 

Ein Drittstaatsangehöriger erzieht gemeinsam mit seiner Lebensgefährtin zwei Kinder mit EU-Bürgerschaft. 

Wegen der engen familiären Bindungen müssten die Kinder bei einer Ausreise des Vaters faktisch ebenfalls 

die Europäische Union (EU) verlassen. Nach Ablehnung des Antrags auf eine Niederlassungserlaubnis leitete 

die zuständige Behörde ein Rückführungsverfahren gegen den Vater ein. Die Behörde prüfte weder die 

familiären Umstände noch die Verhältnismäßigkeit einer Rückführung. Grundlage war allein die verpflichtende 

Stellungnahme einer Sicherheitsbehörde. Aus Gründen der nationalen Sicherheit war diese Stellungnahme 

ohne Begründung.  

Der EuGH stellte fest, dass eine Sicherheitsbehörde aufgrund nationaler Sicherheitsinteressen zwar die 

Offenlegung der Begründung eines Rückführungsverfahrens verweigern dürfe. Aber eine nationale Regelung, 

die es Behörden ermöglicht eine Rückführungsentscheidung gegen einen Drittstaatsangehörigen allein 

basierend auf einer nicht begründeten Stellungnahme einer Sicherheitsbehörde zu erlassen, sei 

unionsrechtswidrig. Es müssten die zuständige Behörde und der betroffene Drittstaatsangehörige Zugang zu 

den Informationen haben, die der Rückführungsentscheidung zugrunde liegen.  

Zudem stellt der EuGH klar, dass trotz entgegengesetzter Regelung nationale Gerichte von der 

Rechtsprechung übergeordneter Gerichte abweichen können, wenn diese mit dem Unionsrecht unvereinbar ist.  

Zum Urteil 

Pressemitteilung 

 

EMN berichtet über Rückgang irregulärer Migration und Asylanträge im Jahr 2025 

Am 20.07.2026 veröffentlichte das Europäische Migrationsnetzwerk (EMN) seinen Überblick über die 

wichtigsten Entwicklungen in der Asyl- und Migrationspolitik des Jahres 2025. Dem Bericht zufolge registrierte 

die EU 180.211 irreguläre Grenzübertritte und damit 25 % weniger als 2024. Die Zahl der Erstanträge auf 

https://home-affairs.ec.europa.eu/news/commission-presents-assessment-application-new-asylum-responsibility-rules-2026-07-16_en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:62025CJ0026
https://curia.europa.eu/site/upload/docs/application/pdf/2026-07/cp260107de.pdf
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internationalen Schutz sank von 912.425 auf 669.710 und damit um 27 %. Gleichzeitig stieg die Zahl der von 

den Schengen Staaten und Norwegen ausgestellten Kurzaufenthaltsvisa auf mehr als 9,5 Mio. Viele Staaten 

eröffneten gezielte Zugangswege für hochqualifizierte Arbeitskräfte, Studierende und Forschende und 

verschärften zugleich Kontrollen gegen Missbrauch. Die Staaten beschleunigten Asylverfahren und passten 

Aufnahmesysteme an. 2025 traten Bulgarien und Rumänien vollständig dem Schengen Raum bei. Zudem 

startete das Einreise Ausreise System im Oktober 2025. Die Staaten setzten die Digitalisierung in den 

Bereichen Migration, Asyl, Grenzmanagement und Rückkehr fort. Integrationsmaßnahmen konzentrierten sich 

auf Arbeitsmarkt, Sprache und Qualifikationen. Ein weiterer Schwerpunkt lag auf dem Schutz unbegleiteter 

Minderjähriger und von Menschenhandelsopfern sowie auf der Zusammenarbeit mit Drittstaaten. 

Pressemitteilung 

 

Kommission lehnt Registrierung der Bürgerinitiative Save Europe Act ab 

Am 22.07.2026 veröffentlichte die Kommission ihre Entscheidung, die Europäische Bürgerinitiative „Save 

Europe Act“ nicht zu registrieren. Die Initiative forderte einen vorübergehenden Stopp neuer „nichtwestlicher“ 

Einwanderungsvisa, darunter Visa für Studium und Familienzusammenführung, sowie Reformen des EU-

Migrations- und Asylsystems. Die Organisatoren begründeten dies mit dem Erhalt der „ethnischen und 

kulturellen Kontinuität“ der „einheimischen Völker Europas“. Die Kommission lehnte die Registrierung ab, weil 

die vorgeschlagenen Kriterien nach ihrer Auffassung eine Diskriminierung aufgrund von Rasse und ethnischer 

Herkunft darstellen. Sie verwies darauf, dass die Initiative die Betroffenen pauschal erfasse und keine 

individuelle Einzelfallprüfung vorsehe. Nach Auffassung der Kommission verstößt dies gegen Art. 21 der Charta 

der Grundrechte der Europäischen Union sowie gegen die in Art. 2 des Vertrags über die Europäische Union 

verankerten Grundwerte. 

Pressemitteilung 

 

EU bekräftigt Unterstützung der Genfer Flüchtlingskonvention 

Am 28.07.2026 veröffentlichten die Europäische Kommission und die Hohe Vertreterin eine Erklärung zum 75. 

Jahrestag der Genfer Flüchtlingskonvention. Die EU bezeichnet die Konvention weiterhin als zentrale 

Rechtsgrundlage für den Schutz von Flüchtlingen und bekräftigt ihre Unterstützung für das Hohe 

Flüchtlingskommissariat der Vereinten Nationen (UNHCR). Zudem verweist sie auf den seit Juni 2026 

geltenden Pakt zu Migration und Asyl sowie auf mehr als 4,4 Mio. Schutzsuchende aus der Ukraine, die in den 

Mitgliedstaaten vorübergehenden Schutz erhalten haben. 

Pressemitteilung 

 

https://home-affairs.ec.europa.eu/news/new-emn-asylum-and-migration-overview-explores-main-asylum-and-migration-developments-2025-2026-07-20_en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_26_1658
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/statement_26_1694
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Innenminister beraten über Migrationslage in Ceuta 

Am 04.08.2026 berieten die Innenministerinnen und Innenminister der EU-Mitgliedstaaten und der mit dem 

Schengen-Raum assoziierten Staaten in einer Videokonferenz über die Lage in Ceuta. 

Nach Angaben Spaniens erreichten rund 72.000 Migrantinnen und Migranten die spanische Exklave Ceuta. Die 

überwiegende Mehrheit der Personen, die die Grenze illegal überschritten hatten, wurde bereits zurückgeführt; 

Weiterreisen in andere Mitgliedstaaten wurden nicht festgestellt. Die Mitgliedstaaten bekundeten ihre Solidarität 

mit Spanien und würdigten das Vorgehen der spanischen Behörden. Die Ministerinnen und Minister betonten 

die Bedeutung eines wirksamen Schutzes der EU-Außengrenzen. Einigkeit bestand über die Notwendigkeit, 

Schleusernetzwerke zu bekämpfen, Rückführungen zu verstärken und die Zusammenarbeit mit Drittstaaten 

auszubauen. Zudem sollen die gemeinsame Lageerfassung, Frühwarnsysteme und die Abstimmung der 

Krisenkommunikation verbessert werden. 

Pressemitteilung 

 

Frontex entsendet erstmals Patrouillenschiff in den Ärmelkanal 

Am 04.09.2026 entsandte Frontex erstmals ein Patrouillenschiff in den Ärmelkanal, um die französischen Such- 

und Rettungseinsätze im Zusammenhang mit überfüllten Kleinbooten zu unterstützen. Das Schiff wird vor der 

französischen Küste eingesetzt und in die durch das Seenotrettungszentrum Gris-Nez koordinierte Such- und 

Rettungsstruktur eingebunden. Zum Einsatz kommt zunächst das Patrouillenschiff Duque de Ahumada der 

spanischen Guardia Civil, das Ende September durch die Río Segura ersetzt werden soll. Frontex unterstützt 

die französischen Behörden bei der Erkennung, Überprüfung und Verfolgung von Booten sowie mit der 

Übermittlung von Echtzeitinformationen. Die Agentur setzt im Ärmelkanal bereits seit 2021 ein 

Überwachungsflugzeug ein. Für Grenzschutz-, Strafverfolgungs- und Rettungsmaßnahmen bleiben die 

nationalen Behörden zuständig. 

Pressemitteilung 

 

Frontex baut operative Präsenz in Italien aus 

Am 04.09.2026 unterzeichneten Frontex und die italienische Polizei eine Absichtserklärung zur Einrichtung 

eines Frontex-Antennenbüros in Rom. Das Büro koordiniert bereits seit 2024 die Frontex-Operationen in Italien 

und Malta und erhält nun einen formellen Status nach der Verordnung über die Europäische Grenz- und 

Küstenwache von 2019. In Rom befindet sich die Einsatzleitung dieser Operationen mit rund 20 Mitarbeitenden. 

Das Antennenbüro soll die Abstimmung mit den italienischen und maltesischen Behörden erleichtern und die 

operative Koordinierung vor Ort beschleunigen. In den Frontex-Einsätzen in Italien sind derzeit mehr als 500 

Einsatzkräfte und Mitarbeitende tätig. Der Einrichtung des Büros muss noch eine Stellungnahme der 

Europäischen Kommission und ein Beschluss des Frontex-Verwaltungsrats folgen. Frontex verfügt bereits über 

Antennenbüros in Tschechien, Estland, Portugal und Rumänien.  

https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/jha/2026/08/04/
https://www.frontex.europa.eu/media-centre/news/news-release/frontex-deploys-patrol-vessel-to-the-channel-for-first-time-039gKZ
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Pressemitteilung 

 

Kommission bewilligt 114,7 Mio. € Soforthilfe für Spanien 

Am 09.09.2026 bewilligte die Kommission Spanien Soforthilfen in Höhe von 114,7 Mio. € zur Bewältigung der 

Migrationslage in Ceuta nach den irregulären Grenzübertritten Ende Juli. Vorgesehen sind Maßnahmen zur 

Grenzüberwachung, zum Grenzschutz und zum Schutz der sicherheitsrelevanten Infrastruktur. Zudem soll 

mehr Personal und weitere Ausrüstung eingesetzt werden. Und es sollen Rückführungen sowie 

Aufnahmekapazitäten, insbesondere für unbegleitete Minderjährige, finanziert werden. Die Mittel stammen aus 

dem Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds sowie dem Instrument für Grenzmanagement und Visa. 

Im nächsten Schritt koordinieren die Kommission, Frontex, Europol, die Europäische Asylagentur (EUAA) und 

die spanischen Behörden ihre Unterstützung über eine gemeinsame Koordinierungsgruppe. Die erste Sitzung 

ist noch in dieser Woche vorgesehen. Bis zu 80 % der Mittel können innerhalb von 30 Tagen nach 

Unterzeichnung der Finanzhilfevereinbarung ausgezahlt werden. 

Pressemitteilung  

 

Frontex verzeichnet Rückgang irregulärer Grenzübertritte in die EU 

Am 11.09.2026 veröffentlichte Frontex vorläufige Zahlen zu irregulären Grenzübertritten in die EU für die ersten 

acht Monate des Jahres 2026. Demnach wurden rund 75.000 irreguläre Grenzübertritte registriert, was einem 

Rückgang von 35 % gegenüber dem Vorjahreszeitraum entspricht. Die östliche Mittelmeerroute über die Türkei 

nach Griechenland und die zentrale Mittelmeerroute von Libyen, Tunesien und Algerien nach Italien blieben die 

wichtigsten Migrationsrouten und machten zusammen knapp 60 % aller registrierten Grenzübertritte aus. Die 

westafrikanische Route in Richtung der Kanarischen Inseln verzeichnete den stärksten Rückgang. Die 

westliche Mittelmeerroute von Algerien nach Spanien war hingegen die einzige größere Route mit einem 

Anstieg der Übertritte. Die Zahlen berücksichtigen nicht die Migrationsbewegungen nach Ceuta Ende Juli. Im 

August wurden rund 10.700 irreguläre Grenzübertritte festgestellt, 38 % weniger als im August 2025. 

Pressemitteilung 

 

FREIZÜGIGKEIT  

Rat beschließt Visabeschränkungen für Guinea 

Am 10.07.2026 veröffentlichte der Rat einen Beschluss zur vorübergehenden Einschränkung der Visavergabe 

für Staatsangehörige Guineas, weil das Land nach Einschätzung der Kommission bei der Rückübernahme 

eigener Staatsangehöriger nur unzureichend mit der EU zusammenarbeitet. Die Mitgliedstaaten stellen künftig 

keine Mehrfachvisa mehr aus und verzichten nicht mehr auf bestimmte Nachweispflichten sowie auf 

Visagebühren für Inhaber von Diplomaten- und Dienstpässen. Zudem verlängert sich die Bearbeitungsfrist für 

https://www.frontex.europa.eu/media-centre/news/news-release/frontex-to-strengthen-its-operational-presence-in-italy-jsRtik
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_26_1799
https://www.frontex.europa.eu/media-centre/news/news-release/frontex-irregular-border-crossings-into-the-eu-down-1-3-in-first-8-months-of-2026-WWxc7M
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Visaanträge von 15 auf 45 Kalendertage. Die Maßnahme gilt vorübergehend ohne festgelegtes Enddatum und 

soll eine stärkere Zusammenarbeit bei Rückübernahmen erreichen.  

Pressemitteilung 

 

Entry/Exit System (EES) registriert 150 Mio. Ein- und Ausreisen seit April 2026 

Am 06.08.2026 veröffentlichte die Generaldirektion Migration und Inneres Informationen zum Entry Exit System 

(EES) und zog knapp vier Monate nach dessen vollständiger Inbetriebnahme eine erste Bilanz. Das System ist 

seit dem 10.04.2026 an den Außengrenzen des Schengenraums im Einsatz. Nach Angaben der Kommission 

registrierte das EES seitdem mehr als 150 Mio. Ein- und Ausreisen. Das System erfasst bei 

Drittstaatsangehörigen, die zu einem Kurzaufenthalt in den Schengenraum reisen, Daten aus 

Reisedokumenten sowie biometrische Daten in Form von Fingerabdrücken und Gesichtsaufnahmen. Die 

Kommission verweist zudem auf einen Fall, in dem das System mehrere frühere Einreiseversuche einer Person 

unter unterschiedlichen Identitäten erkannte. Nach Angaben der Kommission unterstützt die EES-

Grenzbehörden und Strafverfolgungsbehörden bei der Identitätsprüfung sowie bei der Bekämpfung schwerer 

Straftaten und des Terrorismus. 

Pressemitteilung 

 

STAATSANGEHÖRIGKEIT  

Demografischer Wandel stellt EU vor strukturelle Herausforderungen 

Am 14.07.2026 veröffentlichte die Kommission einen Bericht des Joint Research Centre zum demografischen 

Wandel in der EU und dessen Auswirkungen auf zentrale Politikbereiche. Die Bevölkerung lag Anfang 2025 bei 

450,6 Mio., bleibt damit stabil, verändert sich jedoch strukturell deutlich durch steigende Lebenserwartung, 

sinkende Geburtenraten und zunehmende Alterung. Diese Entwicklung betrifft Arbeitsmärkte, Rentensysteme, 

Gesundheitsversorgung, Wohnungsmarkt und regionale Entwicklung. In allen Mitgliedstaaten zeigen sich 

ähnliche Herausforderungen wie Fachkräftemangel, steigende öffentliche Ausgaben, Risiken für die 

Tragfähigkeit von Renten sowie Bevölkerungsrückgänge in einzelnen Regionen. Ohne Gegenmaßnahmen 

können Wettbewerbsfähigkeit, öffentliche Finanzen und die Chancen künftiger Generationen beeinträchtigt 

werden. Die EU reagiert mit bestehenden und neuen Initiativen wie dem Demography Toolbox von 2023, der 

bezahlbaren Wohnraumstrategie und Maßnahmen zur Generationengerechtigkeit. Der Bericht stellt aktuelle 

Daten und Projektionen bereit und dient der Vorbereitung weiterer politischer Entscheidungen. 

Zum Bericht 

 

  

https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2026/07/10/guinea-council-restricts-visa-provision-over-insufficient-cooperation/?utm_source=brevo&utm_campaign=AUTOMATED%20-%20Alert%20-%20Newsletter&utm_medium=email&utm_id=3318
https://home-affairs.ec.europa.eu/news/ees-prevents-people-fake-identities-entering-eu-2026-08-06_en
https://publications.jrc.ec.europa.eu/repository/handle/JRC147518
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INNERE SICHERHEIT  

Kommission beschleunigt Einsatz der Satellitenkonstellation IRIS² 

Am 07.08.2026 haben die Europäische Kommission und das Space-RISE-Konsortium eine 

Umsetzungsvereinbarung zur Einführung von IRIS², der neuen Flaggschiff-Satellitenkonstellation der 

Europäischen Union, unterzeichnet. Die Vereinbarung erweitert die Konstellation um 66 zusätzliche Satelliten 

in niedriger Erdumlaufbahn und erhöht deren Gesamtzahl auf 348 Satelliten. Nach Angaben der Kommission 

erhöht diese Aufstockung die sichere Kommunikationskapazität für staatliche Nutzer innerhalb der EU um mehr 

als 60 %. So soll die Fähigkeit Europas kritische Missionen in Krisenzeiten zu unterstützen erweitert werden. 

Außerdem sieht die Vereinbarung einen beschleunigten Zeitplan für Entwicklung und Inbetriebnahme des 

Netzwerks vor. Die ersten Markteinführungen sollen bis 2029 erfolgen. Die erhöhten Kapazitäten sowie der 

schnellere Einsatz erfordern zusätzliche Investitionen, die aus einer Kombination von EU-Hausmitteln für den 

Zeitraum 2028 - 2034 und zusätzlichen Investitionen von Mitgliedstaaten und Drittländern bereitgestellt werden. 

Die europäische Raumfahrt- und Zulieferindustrie hat sich verpflichtet die erforderliche Weltraum- und 

Bodeninfrastruktur im beschleunigten Zeitplan bereitzustellen. 

Pressemitteilung 

 

Kommission eröffnet Campus für Sicherheitsforschung und Innovation 

Am 10.09.2026 eröffnete die Europäische Kommission am Gemeinsamen Forschungszentrum 

(Joint Research Centre, JRC) in Ispra den neuen Sicherheitsforschungs- und Innovationscampus. Der Campus 

ist Teil der ProtectEU-Strategie und soll die Entwicklung und den Einsatz sicherheitsrelevanter Technologien in 

der EU unterstützen. Die Arbeiten konzentrieren sich auf sechs Bereiche: Weltraum-, Kommunikations- und 

Quantentechnologien, Grenzmanagement, Krisenmanagement, Verteidigung, innere Sicherheit sowie 

Nuklearsicherheit. Zudem sollen Forschung, und der praktische Einsatz neuer Technologien besser 

miteinander verknüpft werden. Vorgesehen ist eine Zusammenarbeit mit Frontex, Europol, eu-LISA, der 

Europäischen Verteidigungsagentur sowie den Mitgliedstaaten. 

Pressemitteilung 

 

KRIMINALITÄTSBEKÄMPFUNG  

Europol Bericht zu neuen Formen terroristischer Bedrohung 

Am 13.07.2026 veröffentlichte Europol den EU Terrorism Situation and Trend Report 2026 zur Entwicklung 

terroristischer Bedrohungen in der Europäischen Union. Der Bericht zeigt, dass digitale Räume Radikalisierung, 

Rekrutierung und Planung von Anschlägen ermöglichen. Ideologisch geprägter Terrorismus bleibt bestehen 

und wird weiterhin vor allem durch jihadistische Taten geprägt. Gleichzeitig lösen sich feste ideologische 

Grenzen zunehmend auf. Täter verbinden extremistische Narrative mit Kriminalität, 

Verschwörungserzählungen und persönlicher Motivation. Gewalt dient dabei häufig der Identitätsbildung sowie 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_26_1726
https://home-affairs.ec.europa.eu/news/european-commission-launches-security-research-and-innovation-campus-2026-09-10_en
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der Suche nach Anerkennung und Zugehörigkeit. Online-Plattformen fördern selbstinitiierte Täter und kleine 

Gruppen ohne feste Organisationsstruktur. Sicherheitsbehörden sehen dadurch eine weniger vorhersehbare 

und schwerer erkennbare Bedrohung. Im Jahr 2025 registrierten die Mitgliedstaaten 45 Anschläge und nahmen 

486 Verdächtige fest. Ein Großteil der Fälle betrifft Propaganda und Unterstützungsaktivitäten im jihadistischen 

Bereich. Terroristische Akteure greifen zudem vermehrt auf Strukturen der organisierten Kriminalität zurück. 

Der Bericht stellt außerdem eine zunehmende Beteiligung von Jugendlichen fest, die sowohl Ziel als auch Täter 

extremistischer Gewalt sind. Insgesamt beschreibt Europol eine stärker fragmentierte und dynamische 

Bedrohungslage. 

Pressemitteilung  

Zum Bericht 

 

Frontex und Europol vereinbaren neue Regeln für die Zusammenarbeit gegen grenzüberschreitende 

Kriminalität 

Am 16.07.2026 veröffentlichte Frontex den Abschluss einer neuen Arbeitsvereinbarung mit Europol zur 

Bekämpfung von Schleusung, Menschenhandel, Terrorismus und weiterer grenzüberschreitender Kriminalität. 

Die Vereinbarung ersetzt das Abkommen aus dem Jahr 2015 und passt die Zusammenarbeit an die aktuellen 

Mandate beider Agenturen sowie an das geltende EU-Datenschutzrecht an. Frontex und Europol regeln darin 

den Austausch von Informationen, die Zusammenarbeit bei Einsätzen und die Unterstützung nationaler 

Behörden. Personenbezogene Daten dürfen nur unter festgelegten Voraussetzungen und für klar definierte 

Zwecke ausgetauscht werden. Zudem wollen beide Agenturen ihre Zusammenarbeit im Rahmen von 

EUROSUR, bei gemeinsamen Operationen sowie im EU-Kriminalitätsbekämpfungsrahmen EMPACT 

ausbauen. Die Vereinbarung sieht eine regelmäßige Überprüfung der Zusammenarbeit sowie die Einbindung 

der zuständigen Grundrechts- und Datenschutzbeauftragten vor. Die Kommission billigte die Vereinbarung am 

08.07.2026. 

Pressemitteilung 

 

Rat stellt Übergangsregelung zur Bekämpfung sexuellen Missbrauchs von Kindern im Internet wieder 

her 

Am 23.07.2026 nahm der Rat eine erneuerte Übergangsverordnung zur Bekämpfung sexuellen Missbrauchs 

von Kindern im Internet an. Die Regelung stellt die befristete Ausnahme von bestimmten Vorschriften der e-

Privacy-Richtlinie wieder her, die am 03.04.2026 ausgelaufen war. Der Rat übernahm dabei Änderungen des 

Europäischen Parlaments (EP), die dieses am 09.07.2026 beschlossen hatte. Die Verordnung erlaubt Anbietern 

bestimmter Kommunikationsdienste bis zum 03.04.2028 weiterhin die freiwillige Erkennung und Meldung von 

Darstellungen sexuellen Kindesmissbrauchs sowie deren Entfernung. Nach Angaben der Kommission stieg die 

Zahl neu gemeldeter Inhalte in den vergangenen drei Jahren um mehr als das 200-Fache. Gleichzeitig erhöhte 

sich die Zahl der Meldungen zu Online-Anbahnungen um das Zwölffache. Die Kommission verweist darauf, 

https://www.europol.europa.eu/media-press/newsroom/news/when-violence-shapes-identities-in-larger-pool-of-perpetrators-new-europol-terrorism-report
https://www.europol.europa.eu/cms/sites/default/files/documents/EU-TE-SAT-2026.pdf
https://www.frontex.europa.eu/media-centre/news/news-release/frontex-and-europol-strengthen-cooperation-to-fight-cross-border-crime-0MwTSb
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dass die Übergangsregelung bis zu einer Einigung über eine dauerhafte gesetzliche Regelung gilt. Die 

Verhandlungen über den von der Kommission im Mai 2022 vorgeschlagenen langfristigen Rechtsrahmen 

dauern an. 

Pressemitteilung 

 

Europol geht gegen extremistisches Online Netzwerk The Com vor 

Am 24.07.2026 veröffentlichte Europol Ergebnisse von Aktionstagen gegen Onlineinhalte des 

gewaltorientierten Netzwerks The Com. Ermittler aus neun Staaten beteiligten sich an der Maßnahme, um 

Propagandainhalte zu entfernen und neue Ermittlungsansätze zu gewinnen. Europol und das spanische 

Zentrum CITCO erfassten dabei 4.340 Internetadressen mit einschlägigen Inhalten. The Com ist ein loses 

Netzwerk von Onlinegruppen, die eine menschenfeindliche und nihilistische Weltsicht vertreten und Gewalt 

verherrlichen. Nach Angaben von Europol werben die Gruppen Minderjährige über soziale Medien, Messenger-

Dienste und Spieleplattformen an. Sie verbreiten u. a. Inhalte zu Selbstverletzung, Tierquälerei, 

Gewaltstraftaten und sexuellem Missbrauch von Kindern. Europol sieht in dem Netzwerk eine wachsende 

Bedrohung und verweist auf eine steigende Zahl von Ermittlungen und Unterstützungsersuchen aus den 

Mitgliedstaaten. 

Pressemitteilung 

 

Europol und Eurojust veröffentlichen Bericht zu elektronischen Beweismitteln 

Am 27.08.2026 veröffentlichten Europol und Eurojust den SIRIUS Electronic Evidence Situation Report 2025 

zu Herausforderungen beim grenzüberschreitenden Zugang zu elektronischen Beweismitteln. Der Bericht stellt 

fest, dass inzwischen mehr als die Hälfte aller Strafverfahren Anfragen zu elektronischen Beweismitteln wie 

Textnachrichten, E-Mails oder Nachrichten aus Anwendungen umfasst. Die Zahl der Datenanfragen liegt 

demnach 3,5 Mal höher als im Jahr 2018. Strafverfolgungsbehörden sehen weiterhin rechtliche und technische 

Hürden, da Daten häufig in verschiedenen Staaten gespeichert werden und einheitliche Fristen für die 

Datensicherung und Beantwortung von Anfragen fehlen. Justizbehörden bewerten bestehende Instrumente der 

Zusammenarbeit teilweise als langsam und komplex. Der Bericht verweist zugleich auf das künftige EU-Paket 

zu elektronischen Beweismitteln, das den grenzüberschreitenden Zugang vereinfachen soll. Bei den 

angefragten Anbietern gehören Kryptobörsen inzwischen zu den drei wichtigsten Gruppen. Diensteanbieter 

verzeichnen einen weiteren Anstieg der Anfragen, insbesondere bei Eilfällen, und erwarten Anpassungsbedarf 

bei internen Verfahren und IT-Systemen. 

Pressemitteilung 

Zum Bericht 

 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_26_1676
https://www.europol.europa.eu/media-press/newsroom/news/europol-led-action-against-nihilistic-violent-extremist-network-com
https://www.europol.europa.eu/media-press/newsroom/news/growing-number-of-data-requests-and-complex-legal-landscape-among-key-challenges-for-accessing-electronic-evidence
https://www.eurojust.europa.eu/publication/sirius-electronic-evidence-situation-report-2025
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Europol und Europäische Arbeitsbehörde vertiefen Zusammenarbeit 

Am 02.09.2026 unterzeichneten Europol und die Europäische Arbeitsbehörde (ELA) eine Arbeitsvereinbarung 

zur Stärkung ihrer Zusammenarbeit bei der Bekämpfung von Arbeitsausbeutung, Menschenhandel, Betrug 

sowie weiterer Formen schwerer und organisierter Kriminalität. Die Vereinbarung formalisiert die bereits 

bestehende Zusammenarbeit im Rahmen von EMPACT-Aktivitäten. Sie schafft einen Rahmen für den 

Austausch strategischer Informationen in gemeinsamen Interessensbereichen und die Entwicklung weiterer 

Kooperationsmaßnahmen. 

Pressemitteilung 

Pressemitteilung 

 

GELDWÄSCHE 

AMLA legt Tätigkeitsbericht 2025 dem EP vor 

Am 15.07.2026 veröffentlichte die Anti Money Laundering Authority (AMLA) ihren konsolidierten 

Tätigkeitsbericht 2025 und stellte ihn im Rahmen einer öffentlichen Anhörung des Europäischen Parlaments 

(EP) vor. AMLA-Vorsitzende Bruna Szego präsentierte den Bericht gemeinsam vor dem Ausschuss für 

Wirtschaft und Währung sowie dem Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres des EP. Der 

Bericht gibt einen Überblick über die institutionelle Entwicklung der Behörde im Jahr 2025. Zudem fasst er die 

Fortschritte bei den zentralen Aufgaben von AMLA zusammen. Dazu zählen die Arbeiten am einheitlichen EU-

Regelwerk zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung, die Stärkung der Aufsicht in diesem 

Bereich sowie die Unterstützung der Zusammenarbeit zwischen den nationalen Meldestellen für 

Finanzinformationen. AMLA veröffentlichte daneben eine Übersicht ihrer wichtigsten Arbeitsergebnisse des 

Jahres 2025. 

Pressemitteilung 

 

GLÜCKSPIEL 

EuGH: Google haftbar für Videos eines Content-Creators im Rahmen eines YouTube-

Partnerprogramm  

Am 16.07 hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) in der Rechtssache „AGCOM“ (C-421/24) entschieden, dass 

der Betreiber einer Online-Videoplattform für die Inhalt eines Content-Erstellers auf dieser Plattform haftbar 

gemacht werden kann. Voraussetzung ist, dass der Betreiber nicht nur Hosting-Dienste erbringt, sondern 

wegen einer Geschäftspartnerschaft die veröffentlichen Inhalte überprüfen kann.  

Die italienische Kommunikationsbehörde (AGCOM) verhängte gegen Google eine Geldbuße, weil ein Content-

Ersteller in seinen Youtube-Videos für Online-Gewinnspiele warb und damit gegen italienisches Recht verstieß. 

Zwischen Google und dem Content-Creator bestand eine Partnerschaft, die eine Beteiligung an den 

https://www.europol.europa.eu/media-press/newsroom/news/europol-and-european-labour-authority-strengthen-cooperation-against-labour-exploitation
https://www.ela.europa.eu/en/news/european-labour-authority-and-europol-are-joining-forces-against-labour-exploitation
https://www.amla.europa.eu/news-media/news-articles/amla-chair-presents-2025-consolidated-annual-activity-report-european-parliament_en
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Werbeeinnahmen vorsah und Google die Prüfung des Hauptthemas des Kanals sowie der meistgesehenen 

oder neuesten Videos ermöglichte. 

Der EuGH stellte fest, dass Werbung für Online-Gewinnspiele nicht durch europäisches Recht geregelt werde, 

aber das Online-Hosting von Videos mit Glücksspielwerbung davon zu unterscheiden seien. Daher seien die 

Vorschriften der europäischen Richtlinie zum europäischen Geschäftsverkehr anwendbar. Google könne sich 

jedoch nicht auf eine Haftungsbefreiung für „Vermittler“ berufen, denn Google hatte Kenntnis und Kontrolle über 

Hauptthema und einzelne Inhalte des Kanals.  

Zum Urteil 

Pressemitteilung 

 

DATENSCHUTZ 

EuGH: Vereinbarkeit der Online-Veröffentlichung von Doping-Verstoßen mit Unionsrecht 

Am 14.07.2026 hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) im Vorabentscheidungsverfahren in der Rechtssache 

C-474/24 (NADA Austria) entschieden, dass Mitgliedstaaten grundsätzlich Regelungen vorsehen dürfen, die 

die Online-Veröffentlichung von Namen, Dauer und Sperrgrund von Profisportlern nach Verstößen gegen Anti-

Doping-Vorschriften ermöglichen. 

Vier österreichische Sportler klagten gegen die Veröffentlichung ihrer Daten durch die Österreichische Anti-

Doping-Rechtskommission (ÖADR) und die unabhängige Schiedskommission (USK). Das 

Bundesverwaltungsgericht legte dem EuGH die Frage vor, ob die Veröffentlichungsregelung mit der 

Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) vereinbar ist. 

Der EuGH stellte klar, dass die DSGVO auf die Veröffentlichung dieser Daten anwendbar sei. Die Daten seien 

zwar grundsätzlich weder strafrechtlicher noch gesundheitlicher Natur; Letzteres könne jedoch gelten, wenn 

sich aus dem Namen oder der Kategorie des Wirkstoffs Rückschlüsse auf den körperlichen Zustand der 

betroffenen Person ziehen lassen. Das Veröffentlichen sei mit der DSGVO vereinbar, wenn die Regelung eine 

Abwägung zwischen den Persönlichkeitsinteressen der Betroffenen und den Zielen der Dopingbekämpfung 

ermögliche. Zudem müssten Betroffene die Möglichkeit haben, Beschwerde einzulegen, sobald konkrete 

Anhaltspunkte dafür bestehen, dass eine Veröffentlichung unmittelbar bevorsteht. 

Zum Urteil 

Pressemitteilung 

 

Kommission bestätigt angemessenes Datenschutzniveau in Südkorea 

Am 23.07.2026 veröffentlichte die Kommission die erste Überprüfung ihres Angemessenheitsbeschlusses von 

2021 für die Republik Korea. Sie kommt zu dem Ergebnis, dass Südkorea weiterhin ein angemessenes 

Schutzniveau für aus der EU übermittelte personenbezogene Daten gewährleistet. Die Kommission verweist 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:62024CJ0421
https://curia.europa.eu/site/upload/docs/application/pdf/2026-07/cp260109de.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:62024CJ0474
https://curia.europa.eu/site/upload/docs/application/pdf/2026-07/cp260103de.pdf
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auf eine weitere Annäherung der Datenschutzregelungen und empfiehlt zusätzliche Sicherungen bei 

Datenübermittlungen an Drittstaaten und bei der Durchsetzung. Die Regelung unterstützt den Datenaustausch 

zwischen der EU und Südkorea und ergänzt die bestehenden Handelsabkommen. 

Pressemitteilung 

 

EDPS fordert stärkere Aufsicht für Datenschutz bei EU-Sicherheitsbehörden 

Am 12.08.2026 veröffentlichte der Europäische Datenschutzbeauftragte (EDPS) seine Stellungnahme zu einem 

Verordnungsvorschlag der Kommission zur Änderung der EU-Datenschutzverordnung für EU-Organe und 

Agenturen. Der Vorschlag soll die Datenschutzregeln für die Verarbeitung operativer personenbezogener Daten 

durch Einrichtungen im Bereich Justiz und Inneres vereinheitlichen. Betroffen sind insbesondere Europol, 

Eurojust, die Europäische Staatsanwaltschaft (EUStA) sowie in begrenztem Umfang Frontex. Der EDPS 

unterstützt das Ziel eines einheitlichen Rechtsrahmens, sieht jedoch weiteren Anpassungsbedarf. Nach seiner 

Auffassung setzt eine konsistente Anwendung der Vorschriften eine wirksame Aufsicht und Durchsetzung 

voraus. Er fordert daher klare rechtliche Grundlagen für seine Befugnisse sowie eine engere Zusammenarbeit 

mit den nationalen Datenschutzaufsichtsbehörden. Zudem empfiehlt der EDPS, ihm verbindliche Anordnungen 

bei Verstößen sowie vorläufige Schutzmaßnahmen in Eilfällen zu ermöglichen. Ferner sollen bestehende 

Vereinbarungen von Europol und Eurojust zum Austausch operativer personenbezogener Daten mit 

Drittstaaten vollständig an das geltende EU-Datenschutzrecht angepasst werden. 

Pressemitteilung 

Europol Reform stößt auf Kritik beim Datenschutz 

Am 13.08.2026 veröffentlichte der Europäische Datenschutzbeauftragte (EDPS) seine Stellungnahme zum 

Vorschlag der Kommission für eine neue Europol-Verordnung. Der Vorschlag soll die Aufgaben und 

Datenverarbeitungsbefugnisse von Europol ausweiten und die Agentur als Informations-, Operations- sowie 

Technologiezentrum stärken. Nach Auffassung des EDPS erhöht dies die Verarbeitung personenbezogener 

Daten deutlich und erfasst auch Personen ohne nachgewiesenen Bezug zu strafrechtlichen Ermittlungen. Der 

EDPS sieht insbesondere Risiken bei einer weitreichenden und zeitlich nicht näher begrenzten Verarbeitung 

solcher Daten. Er fordert deshalb klare Zweckbindungen, Speicherbegrenzungen sowie nachvollziehbare 

Kriterien für die Datenverarbeitung. Zudem empfiehlt er stärkere Kontroll- und Durchsetzungsmechanismen für 

die Einhaltung des EU-Datenschutzrechts. 

Pressemitteilung 

 

  

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/mex_26_1675
https://www.edps.europa.eu/press-publications/press-news/press-releases/2026/coherent-data-protection-framework-eu-justice-and-home-affairs-agencies-needs-stronger-supervision-and-enforcement_en
https://www.edps.europa.eu/press-publications/press-news/press-releases/2026/expanded-europol-powers-must-not-come-expense-robust-eu-data-protection_en
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KATASTROPHENSCHUTZ 

EU unterstützt Frankreich und Spanien bei Bekämpfung von Waldbränden 

Am 27.07.2026 informierte die Kommission über den Einsatz zusätzlicher EU-Hilfe zur Bekämpfung der 

Waldbrände in Frankreich und Spanien. Nach Angaben der Kommission lösten die Brände eine der größten 

Evakuierungsmaßnahmen Europas aus. Mehr als 300.000 Menschen mussten ihre Wohnorte verlassen. Die 

EU entsandte nach Frankreich sieben Löschflugzeuge und vier Hubschrauber aus Tschechien, Kroatien, 

Deutschland, Portugal, der Slowakei, Schweden und der Türkei. Nach Spanien mobilisierte sie sechs 

Flugzeuge aus Griechenland, Italien und der Türkei sowie 134 Einsatzkräfte und 41 Fahrzeuge aus Portugal. 

Der Copernicus-Dienst unterstützt die Einsatzkräfte mit aktuellen Notfallkarten. Das 

Notfallkoordinierungszentrum der EU stimmt sich mit den Behörden beider Länder über weitere 

Unterstützungsmaßnahmen ab. Bereits vor Ausbruch der Brände hatten mehrere europäische Staaten 

Einsatzkräfte in Frankreich und Spanien stationiert. Reichen die Unterstützungsangebote der teilnehmenden 

Staaten nicht aus, kann die EU auf die rescEU-Reserve mit 22 Flugzeugen und fünf Hubschraubern 

zurückgreifen. 

Pressemitteilung 

 

EU unterstützt Belgien und Spanien bei Waldbränden 

Am 17.08.2026 veröffentlichte die Kommission Informationen zu Hilfseinsätzen für Belgien und Spanien im 

Rahmen des Katastrophenschutzverfahrens der Europäischen Union. In Belgien unterstützten zwei 

Löschflugzeuge aus der rescEU-Flotte sowie je zwei Hubschrauber aus den Niederlanden, Norwegen und 

Deutschland die Brandbekämpfung in den Hohen Venns. Dort brannten bisher mehr als 3.000 ha Fläche ab. In 

der spanischen Region Aragón unterstützten 104 Feuerwehrkräfte aus Frankreich mit 36 Fahrzeugen die 

Einsatzkräfte vor Ort. Die Brände erfassten dort bereits fast 16.000 ha. Die EU stellte zudem Satellitenkarten 

des Copernicus-Notfallmanagementdienstes für mehrere betroffene Staaten bereit. Nach Angaben der 

Kommission lag die bis Ende Juli 2026 verbrannte Fläche in Europa bereits beim 2,5-Fachen des üblichen 

Niveaus. 

Pressemitteilung 

 

EU unterstützt Serbien bei Bekämpfung von Waldbränden 

Am 24.08.2026 teilte die Kommission mit, Serbien bei der Bekämpfung anhaltender Waldbrände im 

Naturschutzgebiet Deliblatska peščara zu unterstützen. Die Brände betreffen nach Angaben der Kommission 

bereits mehr als 3.500 ha. Serbien aktivierte am 21.08.2026 das EU-Katastrophenschutzverfahren und bat um 

zusätzliche Hilfe. Die EU entsandte daraufhin vier Hubschrauber aus der rescEU-Reserve in Tschechien, 

Rumänien und der Slowakei sowie Feuerwehrteams aus Deutschland und Rumänien. Die Einsatzkräfte 

unterstützen weiterhin die Löscharbeiten. Zudem koordinieren ein Verbindungsbeamter, die serbischen 

https://civil-protection-humanitarian-aid.ec.europa.eu/news-stories/news/eu-sends-planes-and-firefighters-wildfires-ravage-france-and-spain-2026-07-27_en
https://civil-protection-humanitarian-aid.ec.europa.eu/news-stories/news/eu-mobilises-support-wildfires-spread-across-europe-2026-08-17_en
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Behörden und das EU-Zentrum für die Koordination von Notfallmaßnahmen den Einsatz vor Ort. Bereits am 

08.08.2026 aktivierte die EU den Copernicus-Katastrophendienst, der Satellitenkarten und Analysen des 

betroffenen Gebiets bereitstellt. Die Brände dauern seit mehr als zwei Wochen an und breiten sich durch starke 

Winde sowie schwer zugängliches Gelände weiter aus. 

Am 28.08.2026 informierte die Kommission über die Verlängerung des EU-Unterstützungseinsatzes in Serbien 

bis zum 05.09.2026. Vier Hubschrauber der rescEU-Reserve und ein rumänisches Bodenlöschteam bleiben 

vor Ort. Nach Copernicus-Daten erfassten die Brände bis zum 26.08.2026 rund 13.920 ha. 

Pressemitteilung 

Pressemitteilung 

 

EU bringt Erdbeobachtungssatelliten Sentinel-3C ins All 

Am 15.09.2026 startete die Europäische Union den Erdbeobachtungssatelliten Copernicus Sentinel-3C vom 

Weltraumbahnhof in Kourou in Französisch-Guayana. Der Satellit ist Teil des Erdbeobachtungsprogramms 

Copernicus. Sentinel-3C soll Veränderungen der Ozeane, Landflächen und Polarregionen beobachten. Die 

gewonnenen Daten können beispielsweise für Wettervorhersagen, die Landwirtschaft, die Wasserwirtschaft 

sowie für die Klima- und Katastrophenbeobachtung genutzt werden. Der Satellit wird nun mehrere Monate 

getestet und kalibriert, bevor er vollständig einsatzbereit ist. 

Pressemitteilung 

 

DEMOKRATIE 

Parlament billigt Empfehlungen zum Schutz vor ausländischer Einflussnahme 

Am 15.09.2026 billigte das Europäische Parlament die Empfehlungen des Sonderausschusses zum 

Europäischen Schutzschild für die Demokratie. Die Empfehlungen zielen darauf ab, die EU besser vor 

ausländischer Einflussnahme, Desinformation und hybriden Bedrohungen zu schützen. 

Die Empfehlungen umfassen die Einrichtung des Europäischen Zentrums für demokratische Resilienz, einen 

besseren Schutz freier Medien, Maßnahmen gegen digitale Wahlbeeinflussung sowie ein stärkeres Vorgehen 

gegen Desinformation und hybride Angriffe. Zudem sollen Online-Plattformen verstärkt gegen automatisierte 

Einflusskampagnen vorgehen und die EU ihre Abhängigkeit von ausländischen Technologien verringern. Der 

Bericht hebt insbesondere Aktivitäten aus Russland, Belarus, China, Iran und Nordkorea hervor. 

Der Bericht wurde mit 420 Stimmen bei 220 Gegenstimmen und 26 Enthaltungen angenommen.  

Pressemitteilung 

Pressemitteilung 

  

https://civil-protection-humanitarian-aid.ec.europa.eu/news-stories/news/eu-sends-urgent-support-serbia-wildfires-intensify-2026-08-24_en
https://civil-protection-humanitarian-aid.ec.europa.eu/news-stories/news/eu-further-extends-support-serbia-wildfires-intensify-2026-08-28_en
https://defence-industry-space.ec.europa.eu/successful-launch-eu-copernicus-sentinel-3c-monitor-our-changing-planet-2026-09-15_en
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20260911IPR47453/parliament-s-proposals-to-bolster-democracy-against-foreign-interference
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20260915IPR47553/key-points-of-the-euds-findings-and-recommendations


 

Europabericht der Vertretung des Freistaates Bayern bei der EU 

Nr. 07/2026 vom 25.09.2026 

 

 

41 

  

STAATSMINISTERIUM FÜR WOHNEN, BAU UND VERKEHR 

BAUEN UND WOHNEN 

Kommission veröffentlicht Verordnungsvorschlag zum öffentlichen Auftragswesen 

Am 09.09.2026 hat die Kommission einen Verordnungsvorschlag zum öffentlichen Auftragswesen veröffentlicht 

(siehe weiteren Beitrag des StMWi in diesem EB). Damit werden die drei bestehenden Richtlinien zum EU-

Vergaberecht sowie sektorspezifische Vorschriften in einer unmittelbar geltenden Verordnung 

zusammengefasst. Künftig sollen nur noch drei von fünf Vergabeverfahren bestehen, das offene Verfahren, ein 

dynamisches Verfahren und ein Verfahren für innovative Beschaffung. Zudem soll es ein vereinfachtes 

Beschaffungsverfahren ohne Wettbewerb in Krisen geben. Als Standardkriterium für die Vergabe wird das beste 

Preis-Qualitäts-Verhältnis vorgeschlagen. Für die Qualitätskriterien, wie technisch, sozial, ökologisch, 

sicherheitsrelevant und innovationsfreundlich, sieht der Vorschlag für die Vergabe einen Mindestanteil von 30 % 

vor (bei arbeitsintensiven Aufträgen 50 %). Ein Abweichen muss begründet werden („comply or explain“-

Prinzip). Die europäische Präferenz und Sozialkriterien wurden als „kann-Kriterien“ verankert. Daneben werden 

eine vollständige Digitalisierung und eine vernetzte Vergabeplattform („eProcurement-Plattform“) 

vorgeschlagen. Ferner sehen andere EU-Rechtsakte wie der „Industrial Accelerator Act“ weitere Bestimmungen 

vor, zum Beispiel verbindliche Quoten für grüne Baustoffe. Der Vorschlag wird nun im Europäischen Parlament 

und Rat behandelt.  

Pressemitteilung der Kommission 

Verordnung zum EU-Vergaberecht 

Faktenblatt zur Reform des EU-Vergaberechts  

Fragen und Antworten 

 

Kommission legt Verordnung und Empfehlungen zu bezahlbarem Wohnen vor 

Am 09.09.2026 hat die Kommission eine Verordnung zu bezahlbarem Wohnen vorgelegt. Städte und 

Gemeinden sollen mehr Rechtssicherheit bei Maßnahmen gegen Kurzzeitvermietungen und Leerstand 

erhalten. Wenn sich die lokalen Behörden hierfür entscheiden, muss nachgewiesen werden, dass alle 

Maßnahmen zielgerichtet, notwendig und verhältnismäßig sind. Zur Bestimmung eines angespannten 

Wohnungsmarktes schlägt die EU einheitliche Kriterien vor, wie eine hohe Wohnungsnachfrage in den nächsten 

drei Jahren, einen Preisanstieg im Verhältnis zum Einkommen in den letzten zehn Jahren und ein 

durchschnittlicher Wohnungskaufpreis, der das Median-Einkommen der Einwohner um mehr als das 8-fache 

übersteigt. Eine Ausnahme besteht für den Hauptwohnsitz, der dem Wohnungsmarkt nicht auf Dauer entzogen 

wird. Neben der Verordnung hat die Kommission Empfehlungen zur Verbesserung des Wohnungsangebots 

veröffentlicht, wie schnellere Planungs- und Genehmigungsprozesse beim Neubau, Renovierung und 

Umwidmung von Gebäuden sowie Investitionserleichterungen. Das Gesetz wird nun im Europäischen 

Parlament und im Rat beraten.  

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_26_1817
https://single-market-economy.ec.europa.eu/publications/proposal-regulation-public-contracts-and-concessions_en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/api/files/attachment/882868/Factsheet%20-%20Public%20Procurement%20Act.pdf
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/qanda_26_1819
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Pressemitteilung der Kommission 

Verordnung zu bezahlbarem Wohnen 

Empfehlungen bei angespannten Wohnungsmärkten  

Fragen und Antworten 

 

Kommission registriert Bürgerinitiative Recht auf Wohnraum 

Am 20.07.2026 hat die Kommission die Europäische Bürgerinitiative (EBI) „Recht auf Wohnraum! Jetzt und für 

immer“ registriert. Die Initiative fordert strengere Regeln für Kurzzeitmieten, die Umwidmung von leerstehenden 

Gebäuden, einheitliche Standards für nachhaltigen und bezahlbaren Wohnraum sowie eine EU-

Wohnungsbauagentur. Die Kommission hat die Initiative für rechtlich zulässig befunden. Die EBI muss ab dem 

14.09.2026 mit der Sammlung von Unterschriften beginnen und hat zwölf Monate Zeit, um mindestens eine 

Mio. Unterschriften aus mindestens sieben Mitgliedstaaten zu erhalten. Im Anschluss muss die Kommission 

entscheiden, ob sie den Forderungen der EBI nachkommt und ihre Entscheidung entsprechend begründen. 

Pressemitteilung der Kommission 

EBI: Recht auf Wohnraum 

 

EuRH veröffentlicht Sonderbericht zur Energieeffizienz bei Wohngebäuderenovierungen 

Am 07.07.2026 hat der Europäische Rechnungshof (EuRH) den Sonderbericht 20/2026 zur Verbesserung der 

Energieeffizienz von privaten Wohngebäuden durch die Aufbau- und Resilienzfazilität (ARF) veröffentlicht. 

Nach Auffassung des EuRH bringen im Ergebnis EU-finanzierte Renovierungen kaum Energieeinsparungen 

bei Wohngebäuden. Aus dem „Corona-Fonds“ seien 43 Mrd. € an ARF-Mitteln für energieeffiziente 

Wohngebäuderenovierungen vorgesehen. Die geförderten Maßnahmen betrafen überwiegend Renovierungen 

mit geringen Effekten und waren nicht kosteneffizient. Zudem seien die Energieeinsparungen nur eingeschränkt 

messbar, da die verwendeten Energieausweise weder ausreichend zuverlässig noch zwischen den 

Mitgliedstaaten hinreichend vergleichbar waren. Der EuRH empfiehlt der Kommission, künftige 

Fördermaßnahmen stärker auf umfassende Renovierungen und messbare Energieeinsparungen auszurichten. 

Daneben müsse die Methodik zur Erfassung von Energieeinsparungen harmonisiert und die Kosteneffizienz 

systematischer berücksichtigt werden.  

Pressemitteilung des EuRH 

Sonderbericht 20/2026 

 

STRASSENVERKEHR 

EU-Altfahrzeugverordnung ist am 13.08.2026 in Kraft getreten 

Am 13.08.2026 traten die neuen Vorschriften der EU-Altfahrzeugverordnung in Kraft. Bereits am 18.06. hatten 

das Europäische Parlament und am 29.06.2026 der Rat die politische Einigung hierzu endgültig angenommen 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_26_1792
https://housing.ec.europa.eu/document/download/35c4d242-60cb-408e-8a96-6ddf8ad18a70_en?filename=Proposal%20for%20a%20Regulation%20-%20Affordable%20Housing%20Act.pdf
https://housing.ec.europa.eu/document/download/1306dfef-fdb8-4cb2-93ce-265336891ef3_en?filename=Recommendation%20-%20Affordable%20Housing%20Act.pdf
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/qanda_26_1793
https://germany.representation.ec.europa.eu/nachrichten-und-veranstaltungen/pressemitteilungen/europaische-kommission-registriert-zwei-burgerinitiativen-zu-bildung-und-wohnraum-2026-07-20_de
https://citizens-initiative.europa.eu/initiatives/details/2026/000010_en
https://www.eca.europa.eu/de/news/NEWS-SR-2026-20
https://www.eca.europa.eu/de/publications/SR-2026-20
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(EB 06/26). Der Anwendungsbereich der Verordnung umfasst Pkw und Lieferwägen sowie schwere 

Nutzfahrzeuge und Motorräder. Drei Jahre nach Inkrafttreten der neuen Verordnung soll eine erweiterte 

Herstellerverantwortung gelten, um die Kosten für die Rücknahme von Altfahrzeugen in zugelassenen 

Verwertungsstellen zu finanzieren. Fünf Jahre nach Inkrafttreten der neuen Verordnung dürfen gebrauchte 

Fahrzeuge nur dann exportiert werden, wenn sie nicht als Altfahrzeug eingestuft werden. Verkäufer müssen 

beim Eigentumsübertrag von einem Gebrauchtfahrzeug innerhalb der EU mit einer gültigen Prüfbescheinigung 

oder einem Gutachten nachweisen, dass es sich um kein Altfahrzeug handelt. Privatverkäufer müssen diese 

Unterlagen nur dann vorlegen, wenn das Fahrzeug von der Versicherung als Totalschaden deklariert wird oder 

der Verkauf ausschließlich über eine online-Plattform abgewickelt wurde. Die Verordnung findet nach einer 

Übergangszeit von zwei Jahren ab dem 01.09.2028 Anwendung.   

Pressemitteilung der Kommission 

 

Kommission führt Konsultation zu intelligenten Fahrtenschreibern durch 

Bis zum 02.10.2026 führt die Kommission eine öffentliche Konsultation zu intelligenten Fahrtenschreibern 

durch. In einer Durchführungsverordnung sollen die technischen Spezifikationen von Fahrtenschreibern 

angepasst werden, die im Personengelegenheitsverkehr eingesetzt werden. Damit werden den Vorschriften 

der Verordnung (EU) 2024/1258 über die Mindestanforderungen an Fahrtunterbrechungen sowie den täglichen 

und wöchentlichen Mindestruhezeiten im Personengelegenheitsverkehr Rechnung getragen. Darüber hinaus 

sollen Verbesserungen bei intelligenten Fahrtenschreibern aufgrund von Rückmeldungen aus der Praxis 

berücksichtigt werden. Eine Annahme durch die Kommission wird bis Ende 2026 erwartet.    

Konsultation der Kommission 

Verordnung (EU) 2024/1258 

 

LUFTVERKEHR 

Kommission führt Konsultation zum Fluglärm an EU-Flughäfen durch 

Bis zum 19.11.2026 führt die Kommission eine öffentliche Konsultation zum Fluglärm an EU-Flughäfen durch. 

Gegenstand der Bewertung ist die Verordnung (EU) Nr. 598/2014 über Regeln und Verfahren für lärmbedingte 

Betriebseinschränkungen auf EU-Flughäfen in Verbindung mit der Richtlinie 2002/49/EG über die Bewertung 

und Bekämpfung von Umgebungslärm. Der Schwerpunkt liegt auf dem Lärm, der von großen 

Verkehrsinfrastrukturen wie Großflughäfen ausgeht. Das sog. Verfahren für einen ausgewogenen Ansatz sollte 

immer dann angewendet werden, wenn im Rahmen der Lärmbewertung ein Lärmproblem festgestellt wird. 

Betriebsbeschränkungen müssen der Kommission gemeldet werden. Eine Annahme durch die Kommission 

wird bis Ende 2026 erwartet. 

  

https://germany.representation.ec.europa.eu/nachrichten-und-veranstaltungen/pressemitteilungen/kreislaufwirtschaft-eu-verordnung-zur-entsorgung-von-altfahrzeugen-tritt-kraft-2026-08-12_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/14557-Spezifikationen-des-Fahrtenschreibers-fur-den-Personengelegenheitsverkehr-und-andere-Verbesserungen-an-intelligenten-Fahrtenschreibern_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202401258


 

Europabericht der Vertretung des Freistaates Bayern bei der EU 

Nr. 07/2026 vom 25.09.2026 

 

 

44 

  

Konsultation der Kommission 

Verordnung (EU) Nr. 598/2014 

Richtlinie 2002/49/EG 

 

UKRAINE-EU 

Kommission veröffentlicht aktualisierte Zahlen zu den EU-Solidaritätskorridoren für Juli 2026 

Am 19.08.2026 hat die Kommission aktualisierte Zahlen zum Güterverkehr der EU mit der Ukraine auf den EU-

Solidaritätskorridoren veröffentlicht (EB 05/26). Im Juli 2026 wurden über die EU-Solidaritätskorridore rund 

90 % der ukrainischen Einfuhren sowie 95 % der ukrainischen Ausfuhren von nichtlandwirtschaftlichen 

Produkten und 20 % des ukrainischen Getreides, der Ölsaaten und verwandter Erzeugnisse transportiert. Seit 

Mai 2022 konnte die Ukraine hierüber rund 230 Mio. t an Waren ausführen, darunter rund 103 Mio. t an 

landwirtschaftlichen Erzeugnissen. Insgesamt wurden rund 40 % des ukrainischen Getreides und der Ölsaaten 

über diese Korridore und 60 % über die ukrainischen Schwarzmeerhäfen transportiert. Die Einfuhren in die 

Ukraine betrugen seit Mai 2022 etwa 111 Mio. t an Waren, wie Treibstoff, Fahrzeuge und Düngemittel. Der 

Gesamtwert des Handels über die Korridore wird auf rund 304 Mrd. € geschätzt, wovon 78 Mrd. € auf die 

ukrainischen Ausfuhren und 226 Mrd. € auf die Einfuhren in die Ukraine entfielen.  

Pressemitteilung der Kommission 

  

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/14778-Fluglarm-an-EU-Flughafen-Bewertung-der-Verordnung-uber-einen-ausgewogenen-Ansatz_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:32014R0598
https://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:32002L0049:de:HTML
https://transport.ec.europa.eu/news-events/news/solidarity-lanes-latest-figures-july-2026-2026-08-19_en?prefLang=de&etrans=de
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STAATSMINISTERIUM DER JUSTIZ 

Europäisches Parlament: Legislative Entschließung zum Schutz der Umwelt durch das Strafrecht 

Die Abgeordneten des Europäischen Parlaments haben am 08.07.2026 eine legislative Entschließung zu dem 

Entwurf eines Beschlusses des Rates über den Abschluss des Übereinkommens des Europarats über den 

Schutz der Umwelt durch das Strafrecht im Namen der Europäischen Union (05824/2026 – C10-0035/20026 – 

2025/0244(NLE), TA(2026)0256) verabschiedet. Damit liegt nunmehr die notwendige Zustimmung zum 

formellen Beitritt der Europäischen Union im Namen aller Mitgliedstaaten zum Übereinkommen vor. 

Mit dem Übereinkommen wird das Ziel verfolgt, dem Klimawandel, der Umweltverschmutzung und dem Verlust 

der biologischen Vielfalt entgegenzuwirken. Dabei handelt es sich um ein rechtsverbindliches internationales 

Instrument.  

Bislang erfolgte die Bekämpfung schwerer Umweltverbrechen durch einzelne Staaten nur unzureichend.  

Über zwei Jahre hatten Sachverständige und Interessenvertreter aus den 46 Mitgliedstaaten sowie der EU, der 

Vereinten Nationen, von Interpol und der Zivilgesellschaft in Europa und der ganzen Welt das Übereinkommen 

in seiner konkreten Gestalt ausgearbeitet. In ihm werden nunmehr umweltrelevante Handlungen kriminalisiert 

und den unterzeichnenden Staaten somit das Recht und die Pflicht eingeräumt, gegen die Urheber vorsätzlicher 

Handlungen vorzugehen, welche zu Umweltkatastrophen führen, die mit Ökoziden vergleichbar sind. 

 

Kommission: Beitritt Ungarns zur Europäischen Staatsanwaltschaft 

Die Kommission hat am 10.07.2026 den Antrag Ungarns aus dem Mai 2026 auf Beitritt zur Europäischen 

Staatsanwaltschaft (EuStA) bestätigt. Die EuStA wird somit einen weiteren Standort in Ungarn bekommen.  

Die Entscheidung der Kommission in Form eines Beschlusses wird zudem dazu führen, dass die EuStA-

Verordnung kein Rechtsakt im Rahmen der Verstärkten Zusammenarbeit mehr sein und vollständig Teil des 

EU-Besitzstands werden wird. Dies hat zur Konsequenz, dass alle Staaten, die eine Aufnahme in die EU 

anstreben, auch der EUStA beitreten müssen. 

Ungarn muss nun drei Kandidatinnen und Kandidaten für das Amt des Europäischen Staatsanwalts 

vorschlagen. Diese müssen Mitglieder der Staatsanwaltschaft oder der Richterschaft Ungarns sein. Der Rat der 

EU wird sodann die Entscheidung über die konkrete Besetzung treffen. 20 Tage danach kann die EUStA in 

Ungarn bereits die Arbeit aufnehmen und ist für die Ermittlung von Betrugsfällen im Zusammenhang mit EU-

Geldern ab dem 01.06.2021 zuständig.  

Pressemitteilung der Kommission vom 10.07.2026 

 

https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-10-2026-0256_DE.pdf
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_26_1586
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EuGH: Widerrufsrecht bei Bereitstellung eines Streamingdienstes als Bereitstellung einer „digitalen 

Dienstleistung“  

Der Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) hat am 09.07.2026 im Vorabentscheidungserfahren in der 

Rechtssache C-234/25 entschieden, dass die Bereitstellung eines Streamingdienstes, bei der die Leistung so 

konzipiert ist, dass das Angebot dem Nutzerverhalten angepasst wird, nicht unter die Bereitstellung „digitaler 

Inhalte“ im Sinne von Art. 16 der Richtlinie 2011/83/EU fällt, sondern unter die Bereitstellung einer „digitalen 

Dienstleistung“ im Sinne von Art. 2 Nr. 16 der Richtlinie 2011/83/EU in geänderter Fassung. Dies hat zur Folge, 

dass in den entsprechenden Konstellationen Vertragsklauseln über den Ausschluss des Widerrufsrechts 

unzulässig sind.  

Der zugrundeliegende Fall betrifft eine Vertragsklausel der privaten österreichischen Fernsehgesellschaft Sky 

Österreich. Diese bietet in Österreich diverse Streaming-Abonnements an. Für den Abschluss der 

Abonnements über das Internet müssen die Kunden eine Vertragsklausel akzeptieren, wonach die Erfüllung 

des Vertrags bereits vor Ablauf der Widerrufsfrist von 14 Tagen beginnt.  

Die insoweit einschlägige Richtlinie 2011/83/EU sieht in Art. 16 bestimmte Ausnahmen von dem in Art. 9 der 

Richtlinie 2011/83/EU geregelten und grundsätzlich bestehenden Erfordernis eines verbraucherschützenden 

Widerrufsrechts bei Fernabsatz- oder außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen vor.  

Der EuGH nimmt in seinem Urteil eine Abgrenzung anhand des Ausmaßes der Beteiligung des betreffenden 

Unternehmens an der Bereitstellung der digitalen Daten vor. Der EuGH stellt dazu fest, dass die Bereitstellung 

einer „digitalen Dienstleistung“ zwangsläufig durch einen dynamischen Charakter der angebotenen Leistung 

gekennzeichnet ist. Dies sei nach den Feststellungen des EuGH insbesondere dann anzunehmen, wenn das 

Konzept der angebotenen Leistung auf eine Anpassung des Nutzerverhaltens gerichtet ist, und wird im Rahmen 

der Inanspruchnahme von Streaming-Abonnements regelmäßig dadurch erreicht, dass die vom Verbraucher 

konsumierten Inhalte nachverfolgt und diesem auf Grundlage seines bisherigen Nutzungsverhaltens sodann 

Inhalte präsentiert werden, die an sein individuelles Verhalten und seine Erwartungen angepasst werden. 

Pressemitteilung vom 09.07.2026 

Urteil des EuGH vom 09.07.2026 

 

EuGH: Urteil zur Auslegung von Bestimmungen der DSGVO 

Der Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) hat am 09.07.2026 im Vorabentscheidungserfahren in der 

Rechtssache C-199/24 mehrere Auslegungsfragen zu Bestimmungen der DSGVO entschieden.  

In dem zugrundeliegenden Fall ging es um die Datenbank Lexbase, die von Legal Newsdesk Sweden betrieben 

wird. Die Datenbank erhält personenbezogene Daten, da sie die Recherche von Personen und Unternehmen 

ermöglicht, gegen die vor einem schwedischen Gericht ein Strafverfahren geführt wurde.  

Im Ausgangsverfahren erhob der Kläger, der mit Urteil vom 17.01.2011 strafrechtlich verurteilt wurde, Klage 

gegen Legal Newsdesk Sweden auf Schadensersatz wegen Verletzung der DSGVO.  

https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/affair?lang=de&sort=AFF_NUM-DESC&searchTerm=%22C-234%2F25%22&publishedId=C-234%2F25
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02011L0083-20220528
https://curia.europa.eu/site/upload/docs/application/pdf/2026-07/cp260097de.pdf
https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/affair?lang=de&sort=AFF_NUM-DESC&searchTerm=%22C-234%2F25%22&publishedId=C-234%2F25
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:62024CJ0199_RES
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02016R0679-20160504
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In seinem Urteil stellt der EuGH erstens fest, dass es den Mitgliedstaaten aufgrund von Art. 85 Abs. 1 DSGVO 

verwehrt ist, Rechtsvorschriften zu anderen Zwecken als den dort genannten zu erlassen. Zweitens stellt der 

EuGH fest, dass es Art. 85 Abs. 1 DSGVO den Mitgliedstaaten nicht ermögliche, den nach dieser Bestimmung 

auf nationaler Ebene vorzunehmenden Ausgleich zwischen den Zielen der DSGVO einerseits und dem Recht 

auf freie Meinungsäußerung und Informationsfreiheit andererseits durch Beschränkung der verfahrensmäßigen 

Rechte auf Erstattung einer Strafanzeige sowie einer zivilrechtlichen Schadensersatzklage herbeizuführen. 

Drittens stellt der Gerichtshof fest, dass eine Verarbeitung personenbezogener Daten zu „journalistischen 

Zwecken“ gem. Art. 85 Abs. 2 DSGVO einen nach den Regeln der journalistischen Kunst vorzunehmenden 

Verarbeitungsprozess der entsprechenden Informationen erfordere. Dies sei bei der Veröffentlichung von 

strafrechtlichen Verurteilungen gegen Entgelt im Internet für gewöhnlich nicht der Fall.  

Pressemitteilung vom 09.07.2026 

Urteil des EuGH vom 09.07.2026 

 

Europäisches Parlament: Annahme des Entwurfs für eine Resolution zur EU-Antikorruptionsstrategie 

Am 14.07.2026 haben die Abgeordneten des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (LIBE) 

mit 48 JA-Stimmen, drei NEIN-Stimmen und 17 Enthaltungen den Entwurf zu einer Resolution zur 

bevorstehenden EU-Antikorruptionsstrategie angenommen. 

Korruption kostet die EU schätzungsweise 179 - 990 Mrd. € jährlich, während 69 % der Europäer glauben, dass 

Korruption in ihrem Land weit verbreitet ist (Sondereurobarometer 2025). 

Die Kommission legte u. a. daher am 25.06.2026 dem Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres 

(LIBE) die Vorbereitungen für die EU-Antikorruptionsstrategie vor. 

Die Abgeordneten sprechen sich darin für einen europäischen Ansatz aus, der Prävention, Durchsetzung, 

institutionelle Integrität und internationale Zusammenarbeit vereinen soll. Dabei soll es u. a. eine engere 

Zusammenarbeit sowie einen Datenaustausch zwischen Mitgliedstaaten und europäischen Institutionen, 

darunter Europol, Eurojust, EPPO und OLAF, AMLA sowie der bald ihre Tätigkeit aufnehmenden EU-

Zollbehörde geben. Die Europäische Staatsanwaltschaft solle zusätzliche Ressourcen für 

grenzüberschreitende Korruption erhalten. Die Abgeordneten betonten die Achtung der richterlichen 

Unabhängigkeit sowie des Schutzes von Whistleblower und investigativen Journalisten. Die EU-

Antikorruptionsstrategie soll bis Ende des Jahres veröffentlicht werden. Die Resolution muss noch vom Plenum 

bestätigt werden. 

 

JURI: Bestätigung der Änderung der EU-Regelungen zu geografischen Angaben 

Mit 25 JA-Stimmen bestätigten die Abgeordneten des Rechtsausschusses (JURI) des Europäischen 

Parlaments einstimmig die Änderungen der EU-Regelungen zu geografischen Angaben (Geographical 

Indications (GIs)). 

https://curia.europa.eu/site/upload/docs/application/pdf/2026-07/cp260100de.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX:62024CJ0199_RES
https://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-promoting-our-european-way-of-life/file-eu-anti-corruption-strategy
https://multimedia.europarl.europa.eu/en/webstreaming/committee-on-civil-liberties-justice-and-home-affairs-ordinary-meeting_20260625-1015-COMMITTEE-LIBE
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Diese Änderungen orientieren sich an den Aktualisierungen der Gemeinsamen Verordnungen für das WIPO-

Lissabon-System der geographischen Anzeigen in der Weltorganisation für geistiges Eigentum (WIPO). Das 

WIPO-Lissabon-System ist ein zentrales internationales Register für Ursprungsbezeichnungen und 

geografische Angaben (z. B. Parmigiano Reggiano). Es ermöglicht Herstellern, ihre Produkte in mehreren 

Mitgliedstaaten mit einem einzigen Antrag und in einer einzigen Amtssprache schützen zu lassen.  

Die Aktualisierungen der Gemeinsamen Verordnungen für das WIPO-Lissabon-System der geographischen 

Anzeigen in der Weltorganisation für geistiges Eigentum (WIPO) waren bereits im Juli 2025 angenommen 

worden und traten am 01.07.2026 in Kraft. Die überarbeiteten Regeln ermöglichen Anträge bei vorgenommenen 

Änderungen, die zuvor nicht möglich waren, so bspw. die Änderung des Namens einer nach dem Genfer Gesetz 

registrierten GI.  

Darüber hinaus sollte die Änderung auch die jüngste Reform der EU-Gesetzgebung zu geografischen Angaben 

berücksichtigen, die zur Verabschiedung der Verordnung (EU) 2024/1143 geführt habe, die einen einheitlichen 

Rahmen für geografische Angaben in der EU geschaffen hat und den Schutz und die Anerkennung von 

Produkten wie Wein, Spirituosen und landwirtschaftlichen Produkten sowie handwerklichen und industriellen 

Produkten verbessert habe. Die Entwicklung der anwendbaren Gesetzgebung solle im Text der Verordnung 

(EU) 2019/1753 widerspiegelt werden.  

Sobald das Verhandlungsmandat vom Plenum des Europäischen Parlaments (EP) genehmigt wurde, können 

Gespräche über den endgültigen Gesetzestext mit den Mitgliedstaaten beginnen. 

Pressemitteilung des EP vom 15.07.2026 

 

Kommission: Einleitung von Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland im Bereich Justiz  

Die Kommission hat am 15.07.2026 beschlossen, förmliche Vertragsverletzungsverfahren u. a. gegen 

Deutschland einzuleiten.  

Die Kommission hat zu diesem Zweck im Bereich der Justiz zwei formelle Mitteilungsschreiben verschickt, da 

Deutschland insoweit nicht die vollständige Umsetzung der Richtlinie zum Schutz vor strategischen Klagen 

gegen die öffentliche Beteiligung ((SLAPPs) (Richtlinie EU) 2024/1069)) kommuniziert hat.  

SLAPPs sind unbegründete und missbräuchliche Rechtsmaßnahmen, die darauf abzielen, diejenigen zum 

Schweigen zu bringen, die im öffentlichen Interesse arbeiten. Die Mitgliedstaaten hatten bis zum 07.05.2026 

Zeit, die Richtlinie in ihr nationales Recht umzusetzen. 

Daneben hat die Kommission die nicht vollständige Umsetzung der Richtlinie gegen Umweltkriminalität 

(Umweltkriminalitätsrichtlinie (EU) 2024/1203) angemahnt. Die Richtlinie bietet eine aktualisierte Liste 

schwerwiegender Umweltverbrechen mit strengeren Strafen für Verstöße gegen Umweltgesetze, die zu 

schweren, weitreichenden und erheblichen Umweltschäden führen. Die Mitgliedstaaten hatten bis zum 

21.05.2026 Zeit, die Richtlinie in ihr nationales Recht umzusetzen. 

https://www.wipo.int/en/web/lisbon-system
https://www.wipo.int/en/web/lisbon-system
https://www.wipo.int/en/web/lisbon-system
https://www.wipo.int/en/web/lisbon-system
https://www.wipo.int/publications/en/details.jsp?id=3983
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202401143
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20260709IPR46413/geographical-indications-updated-eu-rules-following-changes-to-the-geneva-act
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A32024L1069
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A32024L1203
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Deutschland hat nun zwei Monate Zeit, auf das formelle Mitteilungsschreiben zu antworten und der Kommission 

seine vollständigen Umsetzungsmaßnahmen mitzuteilen. Ohne eine zufriedenstellende Antwort kann die 

Kommission entscheiden, eine begründete Stellungnahme abzugeben. 

Pressemitteilung der Kommission vom 15.07.2026 

 

EuG: Urteil zur Nichtigkeitsklage von OpenAI gegen das EUIPO 

Das Gericht der Europäischen Union (EuG) hat in der Rechtssache T-555/25 am 15.07.2026 im Rahmen seines 

Urteils über die Nichtigkeitsklage des US-amerikanischen KI-Konzerns OpenAI gegen das Amt der 

Europäischen Union für geistiges Eigentum (EUIPO) die Entscheidung der Beschwerdekammer des EUIPO 

bestätigt. Das EUIPO und die Beschwerdekammer hatten zunächst entschieden, dass OpenAI für bestimmte 

Software- und IT-Bereiche die Wortmarke „OpenAI“ nicht eintragen lassen kann, da diese lediglich die Tätigkeit 

des Unternehmens beschreibe und damit nicht im Sinne der EU-Verordnung über die Unionsmarke 

(Verordnung EU 2017/1001) schutzfähig sei. Das EuG ist nun zu dem Ergebnis gekommen, dass die das 

EUIPO bestätigende Entscheidung der Beschwerdekammer nicht rechtsfehlerhaft erfolgt ist. 

Hinsichtlich des ersten, mit Blick auf Art. 7 Abs. 1 lit. c) der Verordnung EU 2017/1001 geltend gemachten 

Verstoßes stellt das Gericht fest, dass der Beschwerdekammer bei der Feststellung, die angemeldete Marke 

sei in Bezug auf die fraglichen Waren und Dienstleistungen beschreibend im Sinne von Art. 7 Abs. 1 lit. c) der 

Verordnung 2017/1001, kein Rechtsfehler unterlaufen sei. Hinsichtlich des zweiten Klagegrundes führt das 

Gericht aus, dass es auf das Vorliegen eines weiteren Eintragungshindernisses nach Art. 7 Abs. 1 lit. b) der 

Verordnung 2017/1001 nicht ankomme. Aus der Verordnung 2017/1001 ergebe sich nach ständiger 

Rechtsprechung, dass die Eintragung bereits dann verweigert werden könne, wenn eines der dort geregelten, 

absoluten Eintragungshindernisse gegeben sei. So sei es auch im zugrundeliegenden Fall gewesen, da die 

Eintragung jedenfalls nach Art. 7 Abs. 1 lit. c) verweigert werden konnte. Hinsichtlich des dritten Klagegrundes 

bestätigt das Gericht, dass das Unionsmarkensystem ein autonomes Markenrechtssystem sei, sodass der 

Umstand, dass die beantragte Wortmarke bereits bei anderen Stellen eingetragen wurde, für die rechtliche 

Bewertung nach Unionsrecht unerheblich sei.  

Gegen die Entscheidung kann OpenAI Rechtsmittel zum EuGH einlegen.  

Urteil des EuGH vom 15.07.2026 

 

Kommission: Veröffentlichung des Rechtsstaatlichkeitsberichtes 2026 

Am 17.07.2026 veröffentlichte die Kommission ihren jährlichen Rechtstaatlichkeitsbericht. Dieser enthält sowohl 

eine Evaluation der im letzten Rechtsstaatlichkeitsbericht 2025 veröffentlichten länderspezifischen 

Empfehlungen als auch (teilweise daraus folgende) neue Empfehlungen. Der Kommissar für Justiz und 

Rechtsstaatlichkeit, Michael McGrath, und die Exekutiv-Vizepräsidentin für technische Souveränität, Sicherheit 

und Demokratie, Henna Virkkunen, stellten den Bericht vor. 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/inf_26_1380
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/HTML/?uri=CELEX:62025TJ0555
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02017R1001-20251201
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EL/TXT/?uri=CELEX:62025TJ0555
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Die Kommission veröffentlicht seit 2020 jährlich einen Rechtstaatlichkeitsbericht. Dieser enthält eine Mitteilung 

sowie 27 Länderkapitel. Ziel des Berichts ist es, die wichtigsten – positiven und negativen – Entwicklungen 

innerhalb der EU sowie in den einzelnen Mitgliedstaaten zu beleuchten. Dabei stehen weiterhin vier Säulen im 

Fokus: Justizsysteme, Korruptionsbekämpfung, Medienvielfalt und -freiheit sowie institutionelle 

Gewaltenteilung. Dieses Jahr enthält der Bericht erneut auch länderspezifische Empfehlungen. Insgesamt 

deuteten die Entwicklungen auf eine überwiegend positive Entwicklung hin, mit deutlichen Verbesserungen und 

wichtigen Reformen, die in allen vier überwachten Bereichen abgeschlossen oder im Gange seien, auch wenn 

weiterhin einige Herausforderungen bestünden. Das Engagement im Prozess bliebe stark, was sich in der 

beträchtlichen Anzahl von Empfehlungen für 2025 widerspiegele, in denen Fortschritte zu finden sind. 47 % der 

im Rechtsstaatlichkeitsbericht 2025 veröffentlichten Empfehlungen seien vollständig oder teilweise umgesetzt 

worden. 

Der jährliche Bericht enthält auch noch einen weiteren Bereich: Die Unterstützung des Binnenmarktes. Damit 

werden Fragen der Rechtsstaatlichkeit behandelt, die Unternehmen – insbesondere kleine und mittlere 

Unternehmen (KMU) – betreffen, die grenzüberschreitend tätig sind. In den einzelnen Länderkapiteln wird in 

diesem Zusammenhang u. a. untersucht, inwieweit Gerichte und Richter über die entsprechenden notwendigen 

Spezialisierungen verfügen.  

Die Berichterstattung zu Deutschland erscheint weiterhin insgesamt ausgewogen.  

Pressemitteilung der Kommission vom 17.07.2026 

Rechtsstaatlichkeitsbericht 2026 

 

EuGH: Vereinbarkeit des spanischen Amnestiegesetzes mit Unionsrecht 

Der Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) hat am 16.07.2026 in zwei Vorabentscheidungsverfahren, 

Rs. C-523/24 und Rs. C-666/24, festgestellt, dass das in Spanien zur Entspannung der Situation in Katalonien 

am 10.06.2024 verabschiedete Amnestiegesetz (LOA) mit Unionsrecht vereinbar ist.  

Nach dem am 10.06.2024 verabschiedeten Gesetz wird Amnestie für Handlungen gewährt, die eine 

strafrechtliche oder verwaltungsrechtliche Haftung oder eine Haftung für den Umgang mit öffentlichen Mitteln 

begründen und die im Rahmen des unzulässigen Referendums über die Selbstständigkeit Kataloniens vom 

01.10.2017 sowie im Kontext des katalanischen Unabhängigkeitsprozesses begangen wurden (Art. 3 LOA).  

Hierbei verpflichtet das LOA die nationalen Gerichte in Spanien dazu, innerhalb einer Frist von max. zwei 

Monaten eine Entscheidung über das Erlöschen der Haftung zu erlassen, ohne die entlastenden Argumente 

und Beweise zu würdigen und ohne alle Parteien des Verfahrens anzuhören (Art. 10 Abs. 2, 13 Abs. 3 LOA). 

Ferner sieht das Gesetz den Verzicht auf die strafrechtliche Verfolgung solcher terroristischen Straftaten vor, 

die ausschließlich im besonderen Kontext der Bewegung für die Unabhängigkeit Kataloniens begangen wurden 

(Art. 1 LOA). Davon ausgenommen sind Handlungen, mit denen vorsätzlich schwere 

Menschenrechtsverletzungen begangen wurden (Art. 2 lit. c LOA). 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_26_1613
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/policies/justice-and-fundamental-rights/upholding-rule-law/rule-law/annual-rule-law-cycle/2026-rule-law-report_en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:62024CJ0523_RES
https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/document/C/2024/C-0666-24-00000000RP-01-P-01/ARRET/323833-DE-1-html


 

Europabericht der Vertretung des Freistaates Bayern bei der EU 

Nr. 07/2026 vom 25.09.2026 

 

 

51 

  

Der EuGH stellt in seinem Urteil u. a. fest, dass die Richtlinie zur Terrorismusbekämpfung keine ausdrücklichen 

spezifischen Vorgaben im Hinblick auf nationale Regelungen zum Erlöschen derartiger Haftungen vorsieht. 

Eine Beeinträchtigung der Richtlinie durch das spanische Amnestiegesetz sei jedenfalls wegen des 

beschränkten Anwendungsbereichs des Gesetzes im Hinblick auf dessen spezifische Zielsetzungen und der 

hiervon ausgenommenen Verfolgung vorsätzlicher schwerer Menschenrechtsverletzungen nicht gegeben. 

Urteil des EuGH vom 16.07.2026 in der Rechtssache C-523/24 – Sociedad Civil Catalana 

Urteil des EuGH vom 16.07.2026 in der Rechtssache C-666/24 – Associació Catalana de Víctimes de 

Organitzacions Terroristes (ACVOT) 

Pressemitteilung des EuGH vom 16.07.2026 

 

Informeller JI-Rat: Themen aus dem Bereich Justiz 

Vom 16.07. - 17.07.2026 kamen die Minister und Ministerinnen für Justiz und Inneres der Mitgliedstaaten zu 

einer informellen Tagung in Dublin, Irland, zusammen.  

Im Justizteil standen die Themen Grundrechte, Rechtsstaatlichkeit und Zugang zur Justiz auf der 

Tagesordnung. Das informelle Treffen der Justiz- und Innenminister in Dublin ermöglichte einen 

Meinungsaustausch darüber, wie diese Prioritäten in verschiedenen relevanten Bereichen vorangetrieben 

werden können, und bot den Justizministern und -ministerinnen sowie eingeladenen Interessengruppen die 

Möglichkeit, informelle und offene Diskussionen hierzu zu führen. 

Während ihres informellen Justiztreffens am 17.07.2026 einigten sich die europäischen Justizminister und  

-ministerinnen weitgehend auf das Prinzip europäischer Regeln zur Aufbewahrung von Daten für 

Strafverfolgungszwecke.  

Anschließend diskutierten die Justizminister und -ministerinnen die Beteiligung der Kinder an 

familienrechtlichen Verfahren, die sie betreffen, ihren Zugang zu altersgerechten Informationen, die 

Unterstützung, die sie benötigen, um ihre Meinung äußern zu können, und über entsprechende 

Rückmeldungsmöglichkeiten, wie ihre Meinung berücksichtigt wurde.  

Während des Mittagessens standen die Auswirkungen von gewalttätiger oder extremer Pornografie – 

„gewalttätige, erniedrigende und frauenfeindliche“ Inhalte, die Gewalt normalisieren und das Verständnis von 

Zustimmung verzerren – auf der Tagesordnung.  

Pressemitteilung der irischen Ratspräsidentschaft  

 

Kommission: Konsultation zur Überarbeitung der Regelungen der Brüssel-Ia-Verordnung 

Die Kommission hat am 01.09.2026 eine öffentliche Konsultation zu einer möglichen Überarbeitung der EU-

Regelungen zur Zuständigkeit sowie zur Anerkennung und Durchsetzung von Urteilen in 

grenzüberschreitenden Zivil- und Handelsfällen (Brüssel-Ia-Verordnung) gestartet. 

https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/document/C/2024/C-0523-24-00000000RP-01-P-01/ARRET/323832-DE-1-html
https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/document/C/2024/C-0666-24-00000000RP-01-P-01/ARRET/323833-DE-1-html
https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/document/C/2024/C-0666-24-00000000RP-01-P-01/ARRET/323833-DE-1-html
https://curia.europa.eu/site/upload/docs/application/pdf/2026-07/cp260112de.pdf
https://irish-presidency.consilium.europa.eu/en/events/informal-meeting-of-justice-and-home-affairs-ministers-jha/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX%3A02012R1215-20150226
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Die Konsultation soll dazu beitragen, zu bewerten, wie die aktuellen Regeln in der Praxis funktionieren, und 

mögliche Verbesserungen identifizieren, um die Rechtssicherheit zu stärken, den Zugang zur Justiz zu 

verbessern, administrative Belastungen zu verringern und die Wettbewerbsfähigkeit von EU-Unternehmen 

grenzüberschreitend zu unterstützen. 

Ein aktueller Bericht der Kommission stellte fest, dass die Regeln weiterhin gut funktionierten und im 

Allgemeinen ihre Ziele erreicht hätten. Gleichzeitig wurden Bereiche identifiziert, in denen gezielte 

Verbesserungen dazu beitragen könnten, den Rahmen zu modernisieren, Verfahren zu vereinfachen und die 

Regeln besser an digitale Entwicklungen und sich entwickelnde Prozessmuster anzupassen. 

Der Zeitraum für Rückmeldungen endet am 24.11.2026. 

Pressemitteilung der Kommission vom 01.09.2026 

Zur Konsultation  

 

EuGH: Urteil zur Rechtmäßigkeit restriktiver Maßnahmen 

Der Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) hat in der Rechtssache C-147/25 am 03.09.2026 im Rahmen 

eines Vorabentscheidungsverfahrens insbesondere entschieden, dass der autokratische Charakter des 

russischen Herrschaftssystems für sich genommen noch nicht als Beleg dafür genügt, dass der russische 

Präsident Kontrolle über eine Gesellschaft ausübt.  

Inter Rao Lietuva war eine in Litauen als Stromimporteur und unabhängiger Stromversorger tätige Gesellschaft. 

Die Ermittlungsbehörde für Finanzkriminalität beim Innenministerium der Republik Litauen (FNTT) nahm Inter 

Rao Lietuva im April bzw. Mai 2022 in die „Liste natürlicher und juristischer Personen, die mit Personen in 

Verbindung stehen, die internationalen Sanktionen unterliegen“, auf und veröffentlichte diese auf ihrer Website. 

Als Begründung gab die FNTT an, Inter Rao Lietuva gehöre mittelbar der russischen Gesellschaft Inter Rao, 

deren Hauptaktionäre wiederum Unternehmen seien, die mittelbar von Russland gehalten würden. In der Folge 

wurden die Anteile und Vermögenswerte von Inter Rao Lietuva eingefroren.  

Der EuGH stellt u. a. fest, dass Art. 2 Abs. 1 des Beschlusses 2014/145/GASP des Rates vom 17.03.2014 und 

Art. 2 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 269/2014 des Rates vom 17.03.2014 im Licht des allgemeinen 

unionsrechtlichen Grundsatzes des Rechts auf eine gute Verwaltung dahin auszulegen seien, dass eine 

vorhergehende Anhörung des betreffenden Unternehmens nicht zwingend erforderlich sei und sich das 

nationale Gericht bei der Kontrolle der Rechtmäßigkeit einer Maßnahme darauf beschränken könne, die 

Begründung dieser Maßnahme, die Richtigkeit der ihr zugrunde liegenden Tatsachen und gegebenenfalls das 

Nichtvorliegen eines offensichtlichen Fehlers bei der Beurteilung dieser Tatsachen sowie die Einhaltung der 

nationalen Verfahrensvorschriften und das Nichtvorliegen eines Befugnismissbrauchs durch die zuständige 

Behörde, die diese Maßnahme erlassen habe, zu prüfen.  

Urteil des EuGH vom 03.09.2026 

Pressemitteilung vom 03.09.2026  

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=celex:52025DC0268
https://germany.representation.ec.europa.eu/nachrichten-und-veranstaltungen/pressemitteilungen/eu-kommission-holt-stellungnahmen-zum-thema-grenzuberschreitende-streitigkeiten-ein-2026-09-01_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/15792-Jurisdiction-rules-and-recognition-and-enforcement-of-judgments-Brussels-Ia-Regulation-review-_en
https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/document/C/2025/C-0147-25-00000000RP-01-P-01/ARRET/325973-DE-1-html
https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/jurisprudence?sort=DOC_DATE-DESC&searchTerm=%2522C%252D147%252F25%2522&publishedId=C-147%2F25
https://curia.europa.eu/site/upload/docs/application/pdf/2026-09/cp260116de.pdf
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EuGH: Urteil zu Offenlegungspflichten von Informationen über Aktionäre 

Der Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) hat in der Rechtssache C-798/24 am 03.09.2026 im Rahmen 

eines Vorabentscheidungsverfahrens entschieden, dass die Richtlinie (EU) 2017/1132 keine unionsrechtliche 

Pflicht zur Offenlegung von Informationen über sämtliche Aktionäre einer Gesellschaft statuiert. Ferner bedarf 

der Zugang zu personenbezogenen Daten der Aktionäre entsprechend der Datenschutz-Grundverordnung 

(DSGVO) den Nachweis eines berechtigten Interesses. 

Hintergrund ist eine lettische Bestimmung, wonach bestimmte Informationen der Aktionäre veröffentlicht werden 

müssen. Bei natürlichen Personen zählen hierzu Vornamen, Nachnamen, persönliche Identifikationsnummer 

oder ggf. Geburtsdatum, Ausstellungsdatum und -nummer eines Ausweispapiers, Land, ausstellende Behörde 

und Kontaktadresse. Bei sämtlichen Aktionären ist zudem die E-Mail-Adresse, die Kategorie, Anzahl und der 

Nennwert der Aktien sowie die Anzahl der mit den Aktien verbundenen Stimmrechte anzugeben. Diese 

Informationen sind online zugänglich und können durch jegliche Nutzer ohne Identifikation über einen 

Massendownload heruntergeladen werden. 

Der EuGH stellt fest, dass die lettische Bestimmung einen schwerwiegenden und im Ergebnis nicht zu 

rechtfertigenden Eingriff in die betroffenen Grundrechte darstelle. Dieser sei darin zu sehen, dass sich anhand 

der erfassten Daten ein umfassendes Profil über die betroffenen Aktionäre erstellen ließe. Erschwerend hinzu 

käme die unbegrenzte Zugänglichkeit der Daten für eine ebenfalls unbegrenzte Anzahl an Personen. 

Schließlich könnten diese Daten nach ihrer Veröffentlichung auch auf Vorrat gespeichert werden und damit 

weiterverbreitet werden. 

Urteil des EuGH vom 03.09.2026 

Pressemitteilung des EuGH vom 03.09.2026 

 

Schlussanträge des Generalanwalts: Rechtmäßigkeit nationaler Vorschriften zur 

Vorratsdatenspeicherung 

Der Generalanwalt Maciej Szpunar hat am 03.09.2026 in seinen Schlussanträgen zum 

Vorabentscheidungserfahren in der Rechtssache C-661/24 dem Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) 

vorgeschlagen zu entscheiden, dass das Unionsrecht mehreren belgischen Bestimmungen entgegenstünde. 

Im Kern seien die belgischen Vorschriften zur Vorrats- und Standortdatenspeicherung nicht erforderlich und 

nicht hinreichend konkret was die Art und Weise des technischen Datenspeicherungsvorgangs anbelange. 

In der Sache soll durch das belgische Gesetz für Betreiber elektronischer Kommunikationsdienste der rechtliche 

Rahmen für die Speicherung bestimmter Verkehrs- und Standortdaten geschaffen werden, um einerseits 

präventiv Betrug und böswillige Nutzungen in ihren Netzen zu verhindern und andererseits zu erkennen und 

repressiv Urheber solcher Tätigkeiten identifizieren zu können. 

Generalanwalt Szpunar führt aus, dass es das Unionsrecht grundsätzlich erlaube, dass nationale 

Bestimmungen unter bestimmten Voraussetzungen und zur Verfolgung der in Richtlinie 2002/58/EG 

https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/document/C/2024/C-0798-24-00000000RP-01-P-01/ARRET/325972-DE-1-html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32017L1132&qid=1788524270320
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32016R0679&qid=1788525456913
https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/document/C/2024/C-0798-24-00000000RP-01-P-01/ARRET/325972-DE-1-html
https://curia.europa.eu/site/upload/docs/application/pdf/2026-09/cp260115de.pdf
https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/document/C/2024/C-0661-24-00000000RP-01-P-01/CONCL/325978-DE-1-html
https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/affair?sort=AFF_NUM-DESC&searchTerm=%2522C%252D661%252F24%2522&publishedId=C-661%2F24
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vorgesehenen Ziele eine allgemeine und unterschiedslose Speicherung von Verkehrs- und Standortdaten 

regeln. Hierfür bedürfe es aber einer bestimmten Art des technischen Datenspeicherungsvorgangs, dergestalt, 

dass während der gesamten Dauer der Datenspeicherung gewährleistet sei, dass durch eine effektive 

Trennung der verschiedenen Kategorien eine kombinierte Nutzung der Daten verhindert werde und dadurch 

keine konkreten Rückschlüsse auf das Privatleben der Nutzer gezogen werden könnten. Zudem müsse eine 

derartige Speicherung auf das absolute Minimum, das nötig sei, beschränkt werden. Die belgische Regelung 

lasse u. a. die Speicherung eines sehr breiten Datensatzes von Verkehrs- und Standortdaten zu, ohne 

technische Modalitäten zur Einschränkung entsprechend den o. g. Weichenstellungen vorzusehen. Der 

dadurch entstehende Eingriff sei im Hinblick auf die von Belgien mit der betreffenden Regelung verfolgten Ziele 

nicht erforderlich.  

Schlussanträge vom 03.09.2026 

Pressemitteilung vom 03.09.2026 

 

EuGH: Urteil zur Haftung von Mitgliedstaaten für unionsrechtswidrige gerichtliche Entscheidungen 

Der Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) hat am 08.09.2026 in den Rechtssachen C-163/24 und 

C-293/24 im Rahmen zweier Vorabentscheidungsverfahren seine Rechtsprechung zur Haftung der 

Mitgliedstaaten für unionsrechtswidrige gerichtliche Entscheidungen weiter präzisiert. Hierbei führt der EuGH 

insbesondere aus, welche Bedeutung einem Verstoß gegen die Vorlagepflicht aus Art. 267 Abs. 3 AEUV 

zukommt. Neben einer Bestätigung der bisher entwickelten Grundsätze stellt der EuGH fest, dass ein 

schuldhafter Verstoß gegen die Vorlagepflicht jedenfalls einen von mehreren Faktoren für das Vorliegen eines 

hinreichend qualifizierten Verstoßes darstellen könne, dass ein solcher Verstoß aber nicht allein genüge, um 

die mitgliedstaatliche Haftung auszulösen.  

In beiden Rechtssachen weist der EuGH zunächst auf die bereits in der Vergangenheit entwickelten Grundsätze 

zur Haftung der Mitgliedstaaten für Verstöße gegen das Unionsrecht hin und bestätigt diese. Danach müssten 

drei kumulative Voraussetzungen erfüllt sein:  

Erstens müsse die verletzte Unionsrechtsnorm bezwecken, dem Einzelnen Rechte zu verleihen, zweitens 

müsse der Verstoß gegen diese Norm hinreichend qualifiziert sein und drittens müsse zwischen diesem Verstoß 

und dem entstandenen Schaden ein unmittelbarer Kausalzusammenhang bestehen. Diese Voraussetzungen 

müssten auch dann gelten, wenn der Verstoß in einer Entscheidung eines Gerichts läge, dessen 

Entscheidungen selbst nicht mehr mit Rechtsmitteln des innerstaatlichen Rechts angefochten werden könnten.  

Urteil des EuGH vom 08.09.2026 (Rechtssache C-163/24) 

Urteil des EuGH vom 08.09.2026 (Rechtssache C-293/24) 

Pressemitteilung des EuGH vom 08.09.2026 

 

https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/document/C/2024/C-0661-24-00000000RP-01-P-01/CONCL/325978-DE-1-html
https://curia.europa.eu/site/upload/docs/application/pdf/2026-09/cp260117de.pdf
https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/document/C/2024/C-0163-24-00000000RP-01-P-01/ARRET/326213-DE-1-html
https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/document/C/2024/C-0293-24-00000000RP-01-P-01/ARRET/326214-DE-1-html
https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/document/C/2024/C-0163-24-00000000RP-01-P-01/ARRET/326213-DE-1-html
https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/document/C/2024/C-0293-24-00000000RP-01-P-01/ARRET/326214-DE-1-html
https://curia.europa.eu/site/upload/docs/application/pdf/2026-09/cp260120de.pdf


 

Europabericht der Vertretung des Freistaates Bayern bei der EU 

Nr. 07/2026 vom 25.09.2026 

 

 

55 

  

EuGH: Rechtmäßigkeit von Klauseln mit einseitigen Änderungsbefugnissen 

Der Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) hat am 10.09.2026 in der Rechtssache C-669/24 im Rahmen 

eines Vorabentscheidungsverfahrens entschieden, dass sich aus Art. 105 Abs. 4 UAbs. 1 Richtlinie (EU) 

2018/1972 kein Recht des Telekommunikations-Anbieters ergebe, die Vertragsbedingungen einseitig zu 

ändern. Ferner seien bei Klauseln mit einseitigen Änderungsbefugnissen die allgemeinen unions- sowie 

nationalrechtlichen Bestimmungen zum Verbraucherschutzrecht zu berücksichtigen. 

Dem Vorabentscheidungsverfahren liegt ein Rechtsstreit zwischen dem Bundesverband der 

Verbraucherzentralen und Verbraucherverbände – Verbraucherzentrale Bundesverband e. V. (Deutschland) 

und der Vodafone GmbH, einer Anbieterin von Telekommunikationsdiensten, zugrunde, in dem es um die 

Verwendung einer Klausel in den Allgemeinen Geschäftsbedingungen von Vodafone in den mit ihren Kunden 

geschlossenen Verträgen über bestimmte elektronische Telekommunikationsdienstleistungen geht. Nach 

dieser Klausel behält sich Vodafone die Möglichkeit vor, die Vertragsbedingungen nach billigem Ermessen 

einseitig zu ändern.  

Der EuGH stellt fest, dass Art. 105 Abs. 4 und Abs. 1 der Richtlinie 2018/1972 dahin auszulegen sei, dass er 

den Anbietern anderer öffentlich zugänglicher elektronischer Kommunikationsdienste als 

nummernunabhängiger interpersoneller Kommunikationsdienste nicht das Recht verleihe, die 

Vertragsbedingungen einseitig zu ändern, sondern das Bestehen eines solchen Rechts nach anderen 

anwendbaren Vorschriften voraussetze und lediglich das Kündigungsrecht regele, das den Endnutzern dann 

zuerkannt werde, wenn der Anbieter unbeschadet der insoweit im Unionsrecht und im nationalen Recht auf 

dem Gebiet des Verbraucherschutzes vorgesehenen Voraussetzungen und Anforderungen das einseitige 

Änderungsrecht ausübe. 

Die letztgültige Entscheidung über den Ausgangsrechtsstreit obliegt dem Oberlandesgericht Düsseldorf, dieses 

hat bei seiner Entscheidung die vom EuGH aufgezeigten Weichenstellungen nun entsprechend zu 

berücksichtigen. 

Urteil des EuGH vom 10.09.2026 

  

https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/document/C/2024/C-0669-24-00000000RP-01-P-01/ARRET/326379-DE-1-html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32018L1972&qid=1789374708435
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32018L1972&qid=1789374708435
https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/document/C/2024/C-0669-24-00000000RP-01-P-01/ARRET/326379-DE-1-html
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STAATSMINISTERIUM FÜR UNTERRICHT UND KULTUS 

Neuer Bericht „Investing in Education 2026“ der Kommission zu Bildungsinvestitionen und 

Attraktivitätsfaktoren des Lehrberufs 

Die Kommission hat am 01.09.2026 ihren jährlichen Bericht „Investing in Education 2026“ veröffentlicht. Der 

Bericht behandelt dabei mit den Investitionen der Mitgliedstaaten in den Bildungsbereich sowie den 

Attraktivitätsfaktoren des Lehrberufs zwei inhaltliche Schwerpunkte. Die im Bericht für diese Themen zugrunde 

gelegten Daten entsprechen wie bereits in den früheren Berichten dem Stand von vor zwei Jahren. 

Zunächst zeigt die Kommission im ersten Teil des Berichts auf, dass die EU-Staaten 2024 durchschnittlich 

4,8 % ihres BIP und 9,7 % ihrer gesamten öffentlichen Ausgaben in Bildung investiert haben. Dies stellt zwar 

eine Stabilisierung dar. Allerdings liegen die Werte noch weit hinter denen vor der Covid-19-Pandemie zurück. 

So wurde im Jahr 2019 die Schwelle von durchschnittlich 10 % der gesamten öffentlichen Ausgaben in Bildung 

noch überschritten. Dennoch setze sich die positive Wende insgesamt weiterhin fort: So ist seit dem Tiefststand 

von 9,3 % im Jahr 2020 und 2021 seither stets ein Anstieg zu verzeichnen.  

Zwischen den Mitgliedstaaten bestehen jedoch weiterhin erhebliche Unterschiede. Während Schweden mit 

14,3 % der gesamten öffentlichen Ausgaben und 7,2 % des BIP fortwährend am meisten in seine Bildung 

investiert, gefolgt erneut von den drei baltischen Staaten, hat Italien mit 7,3 % seiner gesamten öffentlichen 

Ausgaben und 3,9 % des BIP vergleichsweise am wenigsten in seine Bildung investiert. Deutschland befindet 

sich hinsichtlich der Bildungsinvestitionen mit 4,6 % des eigenen BIP sowie ca. 9,3 % der gesamten öffentlichen 

Ausgaben leicht unter dem EU-Durchschnitt. Im weltweiten Vergleich fällt zudem auf, dass die Mitgliedstaaten 

hinsichtlich der Bildungsinvestitionen hinter den USA und Großbritannien, aber vor Japan liegen. 

Anschließend befasst sich der zweite Teil des Berichts mit den Attraktivitätsfaktoren des Lehrberufs. Dabei geht 

hervor, dass für die Anziehungsfähigkeit und die langfristige Bindung an dieses Berufsfeld neben einer 

angemessenen Vergütung insbesondere gute Arbeitsbedingungen, die berufliche Anerkennung, ein 

unterstützendes Arbeitsumfeld sowie Weiterentwicklungsmöglichkeiten entscheidend sind. Hoher Arbeitsstress 

wirkt sich hingegen negativ auf die Bereitschaft aus, im Lehrberuf zu bleiben. Insgesamt würden laut dem 

Bericht aber 76,5 % den Lehrberuf erneut wählen. 

Hinsichtlich des Parameters der Vergütung stellt der Bericht fest, dass in den meisten Mitgliedstaaten die 

Gehälter von Lehrkräften während ihrer gesamten beruflichen Laufbahn hinter den Einkommen von 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern mit vergleichbarem Bildungsniveau zurückliegen. So betragen im EU-

Durchschnitt die Einstiegsgehälter von Lehrkräften der Sekundarstufe 58 % des Durchschnittseinkommens von 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern mit vergleichbarem Bildungsniveau, während die Gehälter an der 

Gehaltsspitze 89 % dieses Einkommens erreichen. In sechs EU-Bildungssystemen – Luxemburg, den 

Niederlanden, Griechenland, Spanien, Belgien sowie Irland – übersteigen die gesetzlichen Gehälter von 

Lehrkräften am oberen Ende der Gehaltsskala das durchschnittliche Einkommen von Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmern mit vergleichbarem Bildungsniveau. Um dieses Niveau zu erreichen, sind jedoch in der Regel 
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mehr als 15 Jahre Berufserfahrung erforderlich. Auch die Vergütungsentwicklung ist in den Mitgliedstaaten sehr 

unterschiedlich. Hierfür wurden die Mitgliedstaaten zur Veranschaulichung in vier Gruppen eingeteilt. 

Deutschland ist dabei im untersten Bereich der „nur begrenzten und langsamen Vergütungsentwicklung“ 

eingruppiert, da die gesetzlich festgelegte Gehaltssteigerung weniger als 60 % beträgt und mehr als 25 

Arbeitsjahre erforderlich sind, die höchste Gehaltsstufe zu erreichen. 

Für die Verbesserung aller genannten Attraktivitätsfaktoren und damit einschließlich der Bekämpfung des 

Lehrkräftemangels, wird die EU die Mitgliedstaaten im Übrigen laut Exekutiv-Vizepräsidentin und 

Bildungskommissarin Mînzatu in den nächsten Jahren mithilfe einer Agenda im Rahmen der „Union of Skills“ 

weiter unterstützen. 

Investing in education 2026 - Publications Office of the EU 

 

Kommission stellt Skills Portability Initiative vor 

Am 15.09.2026 hat die Kommission die Skills Portability Initiative (SPI) als Teil des großen Fair Labour Mobility 

Package (siehe hierzu Beitrag des StMAS in diesem EB) vorgestellt. Die Initiative zur Übertragbarkeit von 

Kompetenzen besteht aus drei zusammenhängenden Maßnahmen mit dem Ziel, potenzielle Hürden bei der 

Anerkennung und Anwendung von im Ausland erworbenen Fähigkeiten abzubauen. 

Der Vorschlag für eine Verordnung zur Übertragbarkeit von Qualifikationen und Kompetenzen 

(Skills Portability Act) hat die Ausstellung von Berufs- und Bildungsabschlüssen in standardisiertem digitalem 

Format in der EUDI-Wallet zum Ziel. Zudem soll ein europäisches Online-Tool geschaffen werden, um die 

Einordnung und den Vergleich von Qualifikationen aus verschiedenen Mitgliedstaaten zu vereinfachen. 

Mit einer Änderung der Berufsanerkennungsrichtlinie 2005/36/EG will die Kommission ein vollständig digitales 

Anerkennungsverfahren (für reglementierte Berufe) erreichen. Das übergeordnete Ziel ist dabei eine 

Beschleunigung der Verfahren, sodass die Bearbeitungszeit auf nur noch fünf Wochen reduziert wird. Zudem 

soll die Notwendigkeit von Übersetzungen oder zertifizierten Kopien von Abschlussdokumenten entfallen. 

Darüber hinaus macht die Kommission einen Vorschlag für eine Richtlinie zur Anerkennung von Qualifikationen 

und Kompetenzen von Drittstaatsangehörigen, bei der es um die automatische Anerkennung von 

Qualifikationen geht, die ein in der „EU geltendes Mindestmaß“ an Ausbildungsvoraussetzungen erfüllen und 

von europäischen Qualitätssicherungsinstitutionen geprüft sind. 

Im nächsten Schritt werden der Rat und das Europäische Parlament sich jeweils mit den Dossiers befassen. 

Die irische Ratspräsidentschaft hat die Mitgliedstaaten bereits darauf hingewiesen, dass der Vorschlag zur 

Verordnung zur Übertragbarkeit von Qualifikationen und Kompetenzen (Skills Portability Act) federführend im 

Bildungsausschuss des Rates verhandelt und durch den Bildungsrat beschlossen werden soll. Dieses 

Vorgehen steht allerdings noch zur Prüfung aus. 

Pressemitteilung der Kommission zur Initiative 

Entwurf des Skills Portability Act 

https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/606e11de-a5ac-11f1-b25c-01aa75ed71a1/language-en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_26_1851
https://employment-social-affairs.ec.europa.eu/document/b18141a9-75f5-4c15-8eb5-695060e3f8d9_en
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Kommissionsvorschlag „EU Kids Act“: Bildungssystembezogene Aspekte 

Die Kommission veröffentlichte am 17.09.2026 ihren lange erwarteten Vorschlag für einen europäischen 

Online-Jugendschutzrechtsakt. Der Verordnungsentwurf namens „EU Kids Act“ soll einen unionsweit 

harmonisierten Rechtsrahmen für den Online-Schutz von Minderjährigen schaffen (siehe hierzu Beitrag des 

StMD, StMAS sowie unter Politische Schwerpunkte in diesem EB). 

Zunächst ist festzuhalten, dass die vorgesehenen Regeln und Restriktionen des „EU Kids Act“ explizit nicht für 

vornehmlich für Bildungszwecke genutzte Plattformen und -anwendungen, nicht-kommerzielle 

Bildungseinrichtungen und -organisationen sowie Dienste gelten sollen, die von öffentlichen bzw. staatlichen 

Behörden kreiert, genutzt und betrieben werden. (Weitere Ausnahmen gelten für wissenschaftliche Recherche-

Plattformen oder auch nicht-kommerzielle Online-Enzyklopädien). 

Die den Entwurf des „EU Kids Act“ begleitende Mitteilung der Kommission zur Sicherheit von Kindern und 

Jugendlichen im Internet beschäftigt sich allerdings auch mit hierfür erforderlichen begleitenden Maßnahmen 

im Bildungsbereich. Dabei wird die zentrale Rolle der Bildung hervorgehoben, Kinder und Jugendliche für die 

digitale Welt zu stärken und vor deren Risiken zu schützen. Das maßgebliche Ziel bestehe darin, Kinder und 

Jugendliche mithilfe von bildungsbegleitenden Maßnahmen für eine sichere, kritische und verantwortungsvolle 

Nutzung des Internets, der sozialen Medien und der Künstlichen Intelligenz zu befähigen. Um dies zu erreichen, 

bezieht sich die Kommission unter anderem auf das bereits angekündigte Bildungspaket (erwartet im 

3. Quartal 2026), das Schulen und Lehrkräfte bei der Vermittlung digitaler und KI-Kompetenzen unterstützen 

und gleichzeitig für die Auswirkungen sozialer Medien auf die psychische Gesundheit und die Entwicklung von 

Kindern und Jugendlichen sensibilisieren soll. 

Daneben sollen sogenannte „Safer Internet“-Zentren Kinder und Jugendliche, Eltern, Lehrkräfte sowie 

Behörden über Risiken im Internet, eine altersgerechte Mediennutzung sowie den sicheren Umgang mit 

Künstlicher Intelligenz informieren. 

Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der Förderung von Angeboten außerhalb des digitalen Raums, etwa in den 

Bereichen Sport, Kunst, Bibliotheken und Jugendarbeit. Insgesamt sollen die EU und die Mitgliedstaaten durch 

Bildungs-, Aufklärungs-, Präventions- und Schutzmaßnahmen gemeinsam dazu beitragen, dass Kinder und 

Jugendliche die digitale Welt sicher und selbstbestimmt nutzen können. 

Pressemitteilung 

Pressekonferenz 

EU Kids Act (hier können auch die Begleitunterlagen der Kommission heruntergeladen werden) 

Q&A zum EU Kids Act 

  

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_26_1890
https://audiovisual.ec.europa.eu/en/media/video/I-294538
https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/library/proposal-eu-kids-act-eu-keeping-internet-digital-spaces-accountable-and-trustworthy
https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/faqs/kids-act-explained
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STAATSMINISTERIUM FÜR WISSENSCHAFT UND KUNST 

HOCHSCHULEN/FORSCHUNG  

Kommission startet Ausschreibung zur Errichtung mehrerer KI-Gigafabriken 

Am 30.07.2026 hat die Kommission eine Ausschreibung für den Bau von bis zu sieben KI-Gigafabriken in 

Europa gestartet. Hierfür sollen bis zu 10 Mrd. € an europäischen und nationalen Fördermitteln bereitgestellt 

und mindestens 20 Mrd. € an privaten Investitionen mobilisiert werden. Ziel ist es, die Abhängigkeit Europas 

bei der Entwicklung fortschrittlicher KI-Technologien zu verringern und zugleich die Einhaltung europäischer 

Standards in den Bereichen Datenschutz, Sicherheit und Ethik sicherzustellen. 

Grundlage der Ausschreibung ist eine gemeinsame Beschaffungsvereinbarung zwischen dem Europäischen 

Gemeinsamen Unternehmen für Hochleistungsrechnen (EuroHPC) und 18 daran teilnehmenden 

Mitgliedstaaten – darunter auch Deutschland. Demnach können die Gigafabriken sowohl innerhalb eines 

einzelnen Mitgliedstaats als auch als grenzüberschreitende Rechenzentren errichtet werden. 

Im Rahmen der Ausschreibung werden inhaltlich zwei Förderklassen unterschieden. Die erste Förderklasse 

umfasst die Unterstützung von bis zu vier Projekten mit einer Förderung von jeweils bis zu 500 Mio. €. Die 

zweite Förderklasse richtet sich an bis zu drei größere Infrastrukturprojekte, für die jeweils bis zu 1 Mrd. € 

bereitgestellt werden können. Die geplanten Einrichtungen sollen modernste KI-Prozessoren, Cloud- und 

Softwaretechnologien sowie energieeffiziente Rechenleistung bündeln. Dadurch soll Forschungseinrichtungen, 

Unternehmen, Start-ups, Behörden und der Industrie der Zugang zu leistungsfähiger europäischer KI-

Infrastruktur ermöglicht werden. 

Die Vergabeentscheidungen sollen voraussichtlich Anfang 2027 getroffen werden, sodass noch im selben Jahr 

mit dem Bau begonnen werden kann. Die Inbetriebnahme der Rechenzentren ist etwa 18 Monate nach 

Vertragsunterzeichnung vorgesehen. Der Freistaat Bayern hat unter dem Titel „Blue Swan“ bereits Interesse 

an der Ansiedlung einer Gigafabrik signalisiert. Die Frist für die Einreichung von Bewerbungen endet am 

12.11.2026. 

Pressemitteilung Kommission 

 

Offizieller Beitritt Japans zum EU-Forschungsrahmenprogramm Horizont Europa 

Am 30.07.2026 haben Japan und die EU in der japanischen Mission in Brüssel das Assoziierungsabkommen 

zum EU-Forschungsrahmenprogramm Horizont Europa unterzeichnet, was den Beitritt des Inselstaates hierzu 

offiziell werden ließ. Vorangegangen waren Verhandlungen, welche bereits im Dezember 2025 formal 

erfolgreich abgeschlossen wurden (EB 01/26). Durch die Unterzeichnung wird Japan der 23. assoziierte und 

mit einer Gesamtbevölkerung von 123 Mio. Einwohnerinnen und Einwohnern zugleich der bevölkerungsreichste 

Staat, der sich dem Programm anschließt. 

https://germany.representation.ec.europa.eu/nachrichten-und-veranstaltungen/pressemitteilungen/ausschreibung-fur-bis-zu-sieben-ki-gigafabriken-der-eu-veroffentlicht-2026-07-30_de
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Die Assoziierung ermöglicht es japanischen Forscherinnen und Forschern sowie Institutionen, sich 

gleichberechtigt mit den Mitgliedstaaten und anderen assoziierten Ländern an Horizont Europa zu beteiligen. 

Dies beinhaltet den Beitritt zu internationalen Forschungskonsortien, den Erhalt von EU-Fördermitteln und die 

enge Zusammenarbeit mit führenden Forschungseinrichtungen in der EU. Die Assoziierung zielt dabei vor allem 

auf die zweite Säule des Programms, in der insbesondere multinationale Forschungs- und Innovationsprojekte 

finanziert werden, und die sich mit gesellschaftlichen Herausforderungen in den Bereichen Klima, Energie, 

Gesundheit und digitaler Wirtschaft befassen. Darüber hinaus werden japanische Forscherinnen und Forscher 

Zugang zu anderen Teilen von Horizont Europa wie beispielsweise den Marie-Skłodowska-Curie-Maßnahmen 

bekommen, welche v.a. die Postdoktorandenausbildung unterstützen. 

Die Assoziierung mit Horizont Europa stellt die engste Form der internationalen Zusammenarbeit zwischen der 

EU und Drittstaaten in Forschung und Innovation dar. Während diese Möglichkeit ursprünglich vor allem 

geografisch benachbarten Ländern offenstand, können sich mit Horizont Europa nunmehr auch 

wissenschaftlich, technologisch und innovationsstarke, gleichgesinnte Länder unabhängig von ihrer 

geografischen Nähe assoziieren. Einrichtungen aus assoziierten Ländern sind dabei EU-Einrichtungen beim 

Zugang zu Fördermitteln weitgehend gleichgestellt und profitieren von erweiterten Beteiligungsmöglichkeiten 

an Kooperationsprojekten. 

Pressemitteilung der Kommission 

 

ERC Starting Grants 2026 – Bayern erneut bundesweite Spitze 

Am 03.09.2026 hat der Europäische Forschungsrat (ERC) die diesjährigen Preisträgerinnen und Preisträger 

der ERC Starting Grants 2026 bekanntgegeben. Dabei sind – wie bereits im Vorjahr – insgesamt 22 

Forscherinnen und Forscher aus Bayern unter den Gewinnerinnen und Gewinnern. Der Freistaat bleibt damit 

zum fünften Mal in Folge das bestplatzierte Bundesland im innerdeutschen Vergleich. 

Besonders erfolgreich waren die Forschungsprojekte von jungen Spitzenforscherinnen und Spitzenforschern 

der Technischen Universität München (8) sowie der Ludwig-Maximilans-Universität München (7), die damit 

auch jeweils die meisten Auszeichnungen bundesweit errungen haben. Gleichfalls unter den Gewinnerinnen 

und Gewinnern aus Bayern sind junge Forscherinnen und Forscher des Klinikums der Technischen Universität 

München (2), der Julius-Maximilians-Universität Würzburg, der Otto-Friedrich-Universität Bamberg, der 

Technischen Universität Nürnberg sowie der Universitätsklinika aus Erlangen und Würzburg. 

Von den insgesamt 421 Starting Grants 2026 gingen 89 nach Deutschland, wobei Forschungsprojekte von 84 

Forscherinnen und Forschern ausgezeichnet wurden, sodass auch die Bundesrepublik europaweit erneut am 

besten abgeschnitten hat. 

Die ERC Starting Grants zählen zu den renommiertesten EU-Förderungen für herausragende 

Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wissenschaftler am Beginn ihrer akademischen Laufbahn. Sie richten 

sich an Forscherinnen und Forscher, die ein eigenständiges Forschungsprojekt durchführen und dafür eine 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_26_1705
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Forschungsgruppe aufbauen möchten. Antragsberechtigt für die Förderungen sind Wissenschaftlerinnen und 

Wissenschaftler, deren Promotion zwischen zwei und sieben Jahren zurückliegt. Die Förderung umfasst bis zu 

1,5 Mio. € für einen Zeitraum von fünf Jahren. Insgesamt stehen dafür aktuell 705 Mio. € im Rahmen des EU-

Forschungsrahmenprogramms Horizont Europa zur Verfügung. 

Pressemitteilung der Kommission 

ERC-Pressemitteilung 

Liste der ausgewählten Forscherinnen und Forscher 

 

MSCA 2026 – Rekordinteresse an EU-Förderung für Postdoktoranden 

Wie die Kommission am 14.09.2026 bekannt gegeben hat, verzeichnen die Marie-Skłodowska-Curie-

Maßnahmen (MSCA) 2026 ein Rekordinteresse. So gingen laut Angaben der Kommission für die diesjährige 

Ausschreibung der Postdoctoral Fellowships insgesamt 21.627 Anträge von Forscherinnen und Forschern aus 

aller Welt ein – mehr als in jeder vorherigen Ausschreibungsrunde. Die hohe Nachfrage wird dabei auch als 

Signal für die Attraktivität Europas als internationaler Forschungsstandort gewertet und in direktem 

Zusammenhang mit der Initiative „Choose Europe for Science“ (EB 05/25) gesehen. 

Die MSCA-Postdoktorandenstipendien richten sich an promovierte Forscherinnen und Forscher aller 

Nationalitäten und unterstützen internationale Mobilität und Karriereentwicklung. Geförderte können ein eigenes 

Forschungsprojekt in einem anderen Land durchführen, neue Kompetenzen erwerben und internationale 

Netzwerke aufbauen. Als Gasteinrichtungen kommen sowohl Hochschulen und Forschungszentren als auch 

Unternehmen, öffentliche Einrichtungen sowie weitere Organisationen des nichtakademischen Sektors infrage. 

Die Ergebnisse der aktuellen Ausschreibung sollen voraussichtlich im Februar 2027 bekannt gegeben werden. 

Pressemitteilung der Kommission 

 

KULTUR 

Kulturhauptstädte Europas – Kommission legt Entwurf für neue Rechtsgrundlage vor 

Am 10.09.2026 hat die Kommission einen Vorschlag für die Fortführung der Initiative „Kulturhauptstädte 

Europas“ für die Jahre 2034 - 2047 vorgelegt. 

Ziel der Vorlage in Form eines Beschlusses ist es u. a., das Auswahlverfahren zu vereinfachen, die langfristige 

Nachhaltigkeitsplanung zu stärken und es Gruppen von Städten, einschließlich grenzüberschreitender 

Partnerschaften, zu erleichtern, sich gemeinsam zu bewerben. Auch die Bürger- und Jugendbeteiligung soll 

gestärkt sowie der inklusiven und nachhaltigen Stadtentwicklung mehr Gewicht verliehen werden. Einfluss auf 

die Überarbeitung der Rechtsgrundlage hatte dabei u. a. ein anlässlich des 40-jährigen Jubiläums der Initiative 

im Jahre 2025 unter der Federführung der letztjährigen Kulturhauptstadt Chemnitz erarbeitetes Whitepaper mit 

40 Vorschlägen zur Überarbeitung des Programms (EB 04/25). In der Anlage zum Beschlussentwurf wird 

https://germany.representation.ec.europa.eu/nachrichten-und-veranstaltungen/pressemitteilungen/eu-forderung-fur-projekte-von-421-jungen-spitzenforschern-etwa-ein-funftel-sind-aus-deutschland-2026-09-03_de
https://erc.europa.eu/news-events/news/erc-2026-starting-grants-results
https://erc.europa.eu/system/files/2026-09/erc-2026-stg-results-all-domains.pdf
https://germany.representation.ec.europa.eu/nachrichten-und-veranstaltungen/pressemitteilungen/rekordinteresse-eu-forderung-fur-postdoktoranden-2026-09-11_de
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daneben die Reihenfolge der künftigen Kulturhauptstädte festgelegt. Hiernach ist Deutschland erneut im Jahr 

2038 – neben Estland sowie einem Drittstaat – für die Ausrichtung der Kulturhauptstadt Europas vorgesehen. 

Der Vorschlag der Kommission wird nun parallel im Europäischen Parlament und im Rat verhandelt. Ein 

Abschluss des Dossiers ist bis Mitte 2027 vorgesehen. Der lange Vorlauf – die aktuelle Rechtsgrundlage regelt 

die Titelvergabe bis einschließlich 2033 – ist bedingt durch den vorab notwendigen innerstaatlichen 

Auswahlprozess sowie die mehrjährige Vorbereitungszeit, die die titeltragenden Städte benötigen. 

Bisher gab es insgesamt 85 Titelträger, wobei Deutschland mit West-Berlin (1988), Weimar (1999), 

Essen/Ruhrgebiet (2010) und Chemnitz (2025) bisher vier Kulturhauptstädte gestellt hat. Aktuell führen Oulu 

(Finnland) und Trenčín (Slowakei) den entsprechenden Titel, gefolgt von Évora (Portugal) und Liepāja (Lettland) 

im kommenden Jahr.  

Pressemitteilung der Kommission 

Beschlussvorschlag zur Verlängerung der Kulturhauptstadt-Initiative für die Jahre 2034 - 2047 

  

https://germany.representation.ec.europa.eu/nachrichten-und-veranstaltungen/pressemitteilungen/kommission-legt-nachstes-kapitel-fur-kulturhauptstadte-europas-vor-2026-09-10_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52026PC0455
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STAATSMINISTERIUM DER FINANZEN UND FÜR HEIMAT 

Informeller Rat für allgemeine Angelegenheiten in Dublin 

Bei dem informellen Treffen der für EU-Angelegenheiten zuständigen Minister am 03./04.09.2026 in Dublin 

standen die Themen EU-Erweiterung, der nächste Mehrjährige Finanzrahmen (MFR) und die demokratische 

Resilienz im Mittelpunkt. An der Aussprache zum MFR nahmen auch EU-Haushaltskommissar Piotr Serafin 

sowie Vertreter des Europäischen Parlaments teil. Im Mittelpunkt stand insbesondere die künftige 

Ausgabenstruktur des MFR. Der irische Minister Thomas Byrne verwies auf die unterschiedlichen Positionen 

der Mitgliedstaaten und warb für einen Konsens. Zudem führte er bilaterale Gespräche mit seinen EU-

Amtskollegen, um die MFR-Verhandlungen voranzubringen. Die irische Ratspräsidentschaft plant, 

voraussichtlich Anfang Oktober eine neue sog. Verhandlungsbox vorzulegen. Unterdessen setzt der Präsident 

des Europäischen Rates, António Costa, seine Reise durch die Hauptstädte der Mitgliedstaaten fort. Ziel seiner 

Gespräche ist es u. a., die jeweiligen roten Linien der Mitgliedstaaten zum nächsten MFR auszuloten. 

Pressemitteilung der irischen Ratspräsidentschaft vom 04.09.2026 

 

WIRTSCHAFTS- UND WÄHRUNGSUNION 

Leitlinien zur haushaltspolitischen Flexibilität für Maßnahmen zur Energiesicherheit 

Die Kommission hat am 18.08.2026 vor dem Hintergrund der angekündigten stärkeren Flexibilisierung des 

Stabilitäts- und Wachstumspakts ihre Leitlinien zur Erweiterung des Anwendungsbereichs der nationalen 

Ausweichklausel im Bereich der Energieversorgungssicherheit veröffentlicht. Darin nennt sie eine nicht 

abschließende Liste förderfähiger Maßnahmen. Für den öffentlichen Sektor kommen insbesondere 

Investitionen in die Erzeugung und Speicherung erneuerbarer Energie am Gebäudestandort sowie in mittlere 

und umfassende Gebäuderenovierungen in Betracht. Bei Unternehmen sind insbesondere steuerliche Anreize 

für Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge, Zuschüsse und/oder zinsvergünstigte Darlehen für mittlere oder 

umfassende Gebäuderenovierungen sowie gezielte finanzielle Anreize zur Beschleunigung des Einsatzes von 

Technologien zur Dekarbonisierung der Industrie förderfähig.  

Maßnahmen mit anderen Schwerpunkten fallen hingegen nicht unter die zusätzliche haushaltspolitische 

Flexibilität, auch wenn sie in einem gewissen Zusammenhang mit der Krise im Nahen Osten stehen. Dies gilt 

beispielsweise für Senkungen von Verbrauchsteuern oder sonstigen Steuern auf fossile Brennstoffe, 

Festpreisregelungen, Subventionen für fossile Brennstoffe, einkommensabhängige 

Unterstützungsmaßnahmen oder sonstige Zuschüsse zur Abfederung der Auswirkungen hoher Energiepreise. 

Leitlinien der Kommission  

Pressemitteilung der Kommission vom 17.08.2026 

 

https://irish-presidency.consilium.europa.eu/en/news/minister-byrne-hosts-eu-general-affairs-council-in-dublin/
https://irish-presidency.consilium.europa.eu/en/news/minister-byrne-hosts-eu-general-affairs-council-in-dublin/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=OJ:C_202604514
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/mex_26_1737
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Digitaler Euro: Vernetzung neuer und bestehender Angebote 

Die Deutsche Bundesbank plädiert dafür, Wero und den geplanten digitalen Euro enger miteinander zu 

verzahnen, um Europas Unabhängigkeit beim digitalen Bezahlen zu stärken. Wie Bundesbank-Vorstand 

Lutz Lienenkämper auf dem Zahlungsverkehrssymposium am 26.08.2026 betonte, wäre beispielsweise 

denkbar, den digitalen Euro direkt in die Wero-Wallet zu integrieren. Dadurch könnten europäische 

Zahlungslösungen ihre Reichweite erhöhen und nahtlos zusammenspielen, anstatt nebeneinander entwickelt 

zu werden.  

Rede von Lutz Lienenkämper  

 

Neues Gutachten: EZB darf digitalen Euro einführen 

Finanzwende Recherche hat am 02.09.2026 ein neues Rechtsgutachten von Prof. Dr. Thomas Weck zur 

wettbewerbsrechtlichen Einordnung des digitalen Euro veröffentlicht. Im Mittelpunkt steht die Frage, ob und 

unter welchen Voraussetzungen die Europäische Zentralbank (EZB) mit dem digitalen Euro in den bislang 

weitgehend privat organisierten Markt für digitale Zahlungsdienste eingreifen darf. Das Gutachten kommt zu 

dem Ergebnis, dass der digitale Euro in seiner derzeit geplanten Ausgestaltung rechtmäßig und verhältnismäßig 

ist. Der mit seiner Einführung verbundene Eingriff in den Zahlungsmarkt lasse sich insbesondere mit den 

geldpolitischen Aufgaben des Eurosystems rechtfertigen. 

Pressemitteilung vom 02.09.2026 

Rechtsgutachten  

 

EZB-Ratssitzung: Zweite Leitzinserhöhung seit Beginn des Irankriegs 

Am 10.09.2026 hat die Europäische Zentralbank (EZB) beschlossen, die drei Leitzinsen um jeweils 

25 Basispunkte anzuheben. Mit Wirkung vom 16.09.2026 liegen der Zinssatz für die Einlagefazilität, die 

Hauptrefinanzierungsgeschäfte und die Spitzenrefinanzierungsfazilität damit bei 2,50 %, 2,65 % bzw. 2,90 %.  

EZB-Präsidentin Christine Lagarde erklärte auf der anschließenden Pressekonferenz, der Konflikt im Nahen 

Osten erzeuge weiterhin Inflationsdruck. Die Inflation dürfte daher für längere Zeit deutlich über dem Zielwert 

von 2 % liegen. 

Nach den neuen vierteljährlichen Projektionen der EZB wird die Gesamtinflation im Euroraum voraussichtlich 

durchschnittlich 3,0 % im Jahr 2026, 2,5 % im Jahr 2027 und 2,1 % im Jahr 2028 betragen. Für die Inflation 

ohne Energie und Nahrungsmittel werden 2,5 % für 2026, 2,6 % für 2027 und 2,3 % für 2028 erwartet. Beim 

Wirtschaftswachstum rechnet die EZB mit 0,9 % im Jahr 2026, 1,4 % im Jahr 2027 und 1,5% im Jahr 2028. 

Geldpolitische Beschlüsse vom 10.09.2026 

  

https://www.bundesbank.de/de/presse/reden/innovationen-im-zahlungsverkehr-wege-in-eine-vernetzte-zukunft-1006870#tar-5
https://www.finanzwende-recherche.de/presse/neues-gutachten-zum-digitalen-euro-darf-die-ezb-das-ueberhaupt/
https://www.finanzwende-recherche.de/wp-content/uploads/Prof-Dr-Thomas-Weck_Rechtsgutachten-zur-Rolle-der-EZB-als-Emittentin-des-digitalen-Euro-in-seiner-Retail-Variante_Weck.pdf
https://www.ecb.europa.eu/press/pr/date/2026/html/ecb.mp260910~314e508016.de.html
https://www.ecb.europa.eu/press/pr/date/2026/html/ecb.mp260910~314e508016.de.html
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HAUSHALT 

Bericht über den Schutz der finanziellen Interessen der EU veröffentlicht 

Am 28.07.2026 hat die Kommission ihren 37. Bericht über den Schutz der finanziellen Interessen der EU 

veröffentlicht. Darin zieht sie Bilanz über die Maßnahmen zur Betrugsbekämpfung im Zusammenhang mit dem 

EU-Haushalt und skizziert die geplante Modernisierung der EU-Betrugsbekämpfungsarchitektur im Hinblick auf 

den nächsten Mehrjährigen Finanzrahmen. Vorgesehen sind u. a. verbindliche nationale 

Betrugsbekämpfungsstrategien, strengere Berichtspflichten der Mitgliedstaaten sowie eine Überprüfung des 

Rechtsrahmens für die EU-Betrugsbekämpfungsbehörden.  

Der Bericht hebt zudem Fortschritte bei der Prävention hervor, insbesondere durch Investitionen in 

Früherkennung, Informationsaustausch und den Aufbau von Kapazitäten. 2025 wurden insgesamt 13.010 

Unregelmäßigkeiten mit einem Gesamtvolumen von 2,1 Mrd. € gemeldet, darunter 986 betrügerische 

Unregelmäßigkeiten mit einem finanziellen Umfang von 274,3 Mio. €. 

Pressemitteilung vom 28.07.2026 

 

STEUERN 

Bruegel-Studie zu Gewinnverlagerungen, Steuerharmonisierung und Investitionen im EU-Binnenmarkt 

Am 27.08.2026 wurde eine neue Studie zu Gewinnverlagerungen, Steuerharmonisierung und Investitionen im 

EU-Binnenmarkt veröffentlicht. Sie untersucht den Zielkonflikt zwischen einer wirksamen Bekämpfung von 

Steuervermeidung, der steuerlichen Wettbewerbsfähigkeit der Mitgliedstaaten und dem Einfluss der 

Unternehmensbesteuerung auf Investitionsentscheidungen.  

Die Studie empfiehlt eine stärkere Harmonisierung der Unternehmensbesteuerung, wobei Säule 2. des OECD-

Abkommens als mögliche Grundlage dienen könne, sowie den Abbau verbleibender Quellensteuern innerhalb 

der EU. Zudem spricht sie sich für befristete Ausgleichszahlungen für besonders betroffene kleinere 

Mitgliedstaaten und eine stärkere Koordinierung steuerlicher Investitionsanreize aus. Einheitliche 

Quellensteuern an den EU-Außengrenzen sollen zudem die Verlagerung von Unternehmen und Steuerbasen 

in Drittstaaten begrenzen. 

Zur Bruegel-Studie  

 

EU-Steuer auf Online-Glücksspiel als neues Eigenmittel im Gespräch 

Eine EU-weite Steuer von 10 % auf Online-Glücksspiele könnte laut einer am 02.09.2026 veröffentlichten 

Studie des Thinktanks European Centre for International Political Economy (ECIPE) jährlich bis zu 5 Mrd. € für 

den nächsten siebenjährigen EU-Haushalt einbringen. Nach Einschätzung der Studienautoren dürften die 

Einnahmen angesichts des weiter wachsenden Online-Glücksspielmarktes in den kommenden Jahren weiter 

https://anti-fraud.ec.europa.eu/media-corner/news/eu-steps-fight-against-fraud-better-protect-taxpayers-money-2026-07-28_en
https://anti-fraud.ec.europa.eu/media-corner/news/eu-steps-fight-against-fraud-better-protect-taxpayers-money-2026-07-28_en
https://www.bruegel.org/policy-brief/profit-shifting-tax-harmonisation-and-investment-eu-single-market-trilemma
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steigen. Die Einnahmen aus anderen vorgeschlagenen Abgaben, etwa auf CO₂-Importe (CBAM) und 

Emissionen (ETS), dürften dagegen mit zunehmender Dekarbonisierung der Mitgliedstaaten zurückgehen. 

Die EU-Minister werden voraussichtlich am 22.09.2026 im Rahmen des Rates für Allgemeine Angelegenheiten 

über die künftigen Eigenmittel der EU beraten. 

ECIPE-Studie 

 

Rat bestätigt Trilog-Einigung zur Zollreform  

Im Nachgang zur Trilog-Einigung vom 26.03.2026 hat der Rat am 03.09.2026 seinen Standpunkt zur 

Überarbeitung des EU-Zollrahmens formell bestätigt. Die neue Verordnung soll insbesondere den 

elektronischen Handel erleichtern, Zollverfahren effizienter gestalten und die Kontrolle risikoreicher Waren 

stärken. Außerhalb der EU ansässige Online-Plattformen sollen künftig als Einführer gelten und für 

Zollformalitäten und -zahlungen verantwortlich sein. Zudem wird ab dem 01.11.2026 eine EU-weite 

Bearbeitungsgebühr für Kleinsendungen eingeführt. Vorgesehen sind ferner eine neue EU-Zollbehörde mit Sitz 

in Lille sowie eine EU-Zolldatenplattform zur risikobasierten Kontrolle. Für besonders vertrauenswürdige 

Unternehmen wird die Kategorie der „Trust & Check“-Händler geschaffen.  

Pressemitteilung des Rates vom 03.09.2026 

 

Sondierung und öffentliche Konsultation im Bereich „Mehrwertsteuer und Kreislaufwirtschaft“ 

Die Kommission hat am 09.09.2026 eine gezielte Aufforderung zur Stellungnahme (Sondierung) zu einer 

kombinierten Bewertung und Folgenabschätzung im Bereich „Mehrwertsteuer (MwSt) und Kreislaufwirtschaft“ 

veröffentlicht. Diese läuft bis zum 04.11.2026. 

Parallel zur Veröffentlichung dieser Aufforderung zur Stellungnahme wurde auch eine öffentliche Konsultation 

eingeleitet, die ebenfalls bis zum 04.11.2026 läuft. Angesprochen werden ausdrücklich auch nationale Steuer- 

und Zollbehörden. Die Teilnahme an der öffentlichen Konsultation erfolgt über einen Online-Fragebogen. 

Stellungnahmen in Form von Positionspapieren sind ebenfalls möglich. 

Zur Sondierung  

Zur öffentlichen Konsultation  

 

Steuern-Omnibus: Konsultation zum angenommenen Richtlinienentwurf 

Die Kommission hat am 10.09.2026 eine Konsultation zum angenommenen Entwurf einer Richtlinie zur 

Vereinfachung des EU-Rechtsrahmens für die Direktbesteuerung und zur Unterstützung von Wachstum und 

Wettbewerbsfähigkeit in der EU (sog. „Steuern-Omnibus“) eingeleitet. Ziel der Initiative ist es, den bestehenden 

steuerlichen Rechtsrahmen zu modernisieren, insbesondere den Verwaltungs- und Befolgungsaufwand zu 

reduzieren und grenzüberschreitende Tätigkeiten von Unternehmen innerhalb der EU zu erleichtern. 

https://ecipe.org/wp-content/uploads/2026/08/ECI_26_PolicyBrief_13-2026_LY03.pdf
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2026/09/03/eu-customs-council-greenlights-landmark-reform/
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/18833-MwSt-und-Kreislaufwirtschaft_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/18833-MwSt-und-Kreislaufwirtschaft/public-consultation_de
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Rückmeldungen zu dem angenommenen Rechtsakt können innerhalb von acht Wochen, d. h. bis zum 

05.11.2026, eingereicht werden.  

Zur Konsultation  

 

Unternehmensbesteuerung: ECON-Ausschuss fordert Maßnahmen zur Stärkung der 

Wettbewerbsfähigkeit von EU-Unternehmen 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Währung (ECON) des Europäischen Parlaments (EP) hat am 10.09.2026 

einen Initiativbericht zur künftigen Ausgestaltung der EU-Unternehmensbesteuerung mit 32 Stimmen dafür, vier 

dagegen und 14 Enthaltungen angenommen (Berichterstatterin: MdEP Kinga Kollár (EVP/HUN)). Darin betont 

der Ausschuss die Notwendigkeit, die Wettbewerbsfähigkeit multinationaler Unternehmen mit Sitz in der EU zu 

stärken. 

Der Bericht bedauert die bislang unvollständige globale Umsetzung der 2. Säule der OECD-Steuerreform und 

sieht insbesondere im Nebeneinander mit nationalen Mindeststeuersystemen, wie dem im Abkommen 

zwischen den USA und der EU vorgesehenen System, eine zunehmende Fragmentierung. Er fordert die OECD 

und die Kommission auf, die Auswirkungen dieses Systems auf die 2. Säule, einschließlich möglicher 

Einnahmeverluste der Mitgliedstaaten, zu analysieren. Zugleich wird eine weitere Vereinfachung der 

internationalen Steuerregeln, etwa durch den Abbau überlappender Berichtspflichten und die Einführung von 

Vereinfachungsregelungen, angeregt. Die Mitgliedstaaten sollen die europäische Steuervereinfachungsagenda 

zügig vorantreiben, ohne dabei Transparenz und Maßnahmen zur Bekämpfung von Steuervermeidung zu 

schwächen. Zudem soll die Kommission ihren BEFIT-Vorschlag an die neuen OECD-Regeln anpassen oder 

alternativ einen schrittweisen Ansatz prüfen. 

Pressemitteilung des EP vom 10.09.2026 

  

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/16912-Vereinfachung-der-EU-Vorschriften-im-Bereich-der-direkten-Steuern-Omnibus-Paket_de
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20260910IPR47436/meps-adopt-recommendations-on-corporate-tax-strategy
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STAATSMINISTERIUM FÜR WIRTSCHAFT, LANDESENTWICKLUNG UND ENERGIE 

WIRTSCHAFT MIT BINNENMARKT UND INDUSTRIE  

Industrieausschuss des Europäischen Parlaments legt Standpunkt zur Einrichtung einer 

europäischen Unternehmensbrieftasche fest 

Der Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie (ITRE) des Europäischen Parlaments (EP) hat am 

10.09.2026 seinen Standpunkt zur vorgeschlagenen Verordnung über die Einrichtung einer europäischen 

Unternehmensbrieftasche (European Business Wallet) mit 64 Ja-Stimmen, sieben Nein-Stimmen und vier 

Enthaltungen angenommen. Darüber hinaus stimmten die Abgeordneten mit 65 Ja-Stimmen, neun Nein-

Stimmen und einer Enthaltung für die Aufnahme interinstitutioneller Verhandlungen. Der Standpunkt des 

Ausschusses umfasst u. a. die Forderung nach einer stärker an den Bedürfnissen kleiner und mittlerer 

Unternehmen orientierten Ausgestaltung der European Business Wallet. Zudem sollen die Regelungen zur 

digitalen Souveränität verschärft werden, insbesondere durch den Ausschluss direkter und indirekter 

Einflussmöglichkeiten von Drittstaaten auf Wallet-Anbieter. QERDS- und Cloud-Dienstleister sollen in der EU 

ansässig sein; Wallet-Daten sollen ausschließlich innerhalb der Union gespeichert, verarbeitet und übertragen 

werden. Zur Erleichterung der Umsetzung sollen öffentliche Stellen mehr Zeit für die Anpassung an neue 

technische Vorgaben erhalten. Die Mitgliedstaaten sollen insbesondere kleine Kommunen und lokale Behörden 

unterstützen. Zudem fordert der Ausschuss eine Umsetzungs-Roadmap zur Sicherstellung der Interoperabilität 

und zur Identifizierung prioritärer Anwendungsfälle. Nachdem der Rat seine Position bereits am 09.06.2026 

festgelegt hat, können die Trilogverhandlungen zwischen EP, Rat und Kommission beginnen. 

Pressemitteilung des EP 

 

Ausschuss für Wirtschaft und Währung des Europäischen Parlaments legt Standpunkt zu 

Änderungen an der EU-Offenlegungsverordnung fest 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Währung (ECON) des Europäischen Parlaments (EP) hat am 10.09.2026 

seinen Standpunkt zum Legislativvorschlag der Kommission vom 20.11.2025 zu Änderungen an der EU-

Offenlegungsverordnung (SFDR) mit 37 Ja-Stimmen, neun Nein-Stimmen und vier Enthaltungen angenommen. 

Der Standpunkt des Ausschusses umfasst u. a. die Pflicht zur Offenlegung der wichtigsten negativen 

Auswirkungen auf die Nachhaltigkeit bei den drei Standardproduktkategorien: nachhaltige Produkte, 

Transformationsprodukte (Transition Products) und „ESG Basics“-Produkte. Bei Transformationsprodukten 

sollen strenge Forderungen gelten. „ESG Basics“-Produkte sollen ihre Exponierung gegenüber dem 

Fossilenergiesektor offenlegen. Professionelle Anleger, Finanzberatungen und Portfoliomanagement sollen 

aus dem Anwendungsbereich der Verordnung herausgenommen werden. Prüf- und Überwachungsverfahren 

für kategorisierte Finanzprodukte durch Investmentgesellschaften sollen eingeführt werden. Außerdem soll es 

Offenlegungspflichten der Unternehmen zu Treibhausgasemissionen, biodiversitätsschädigenden Aktivitäten 

sowie wesentlichen negativen Auswirkungen auf die ESG-Ziele von Finanzprodukten geben. Nachdem der Rat 

https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20260907IPR47408/meps-back-european-business-wallets-to-cut-red-tape-and-boost-competitiveness
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seine Position bereits am 26.06.2026 festgelegt hat, können nach der Abstimmung im EP die 

Trilogverhandlungen zwischen EP, Rat und Kommission beginnen. 

Pressemitteilung des EP 

Zum Standpunkt 

 

Kommission legt European Innovation Act vor 

Die Kommission hat am 09.09.2026 den sog. European Innovation Act (EIA) in Form einer Verordnung 

vorgelegt. Der EIA ist Teil der von der Kommission am 28.05.2026 vorgelegten EU-Startup- und Scaleup-

Strategie. Der EIA soll durch einen harmonisierten EU-Rahmen für Forschungs- und Entwicklungsvergaben die 

Markteinführung innovativer Technologien beschleunigen und gleichzeitig den Zugang innovativer 

Unternehmen zu Finanzierungen verbessern. Hierzu werden EU-weite FuE-Beschaffungsverfahren mit einer 

EU-Präferenz und einem Mindestanteil europäischer Forschungsleistungen eingeführt sowie Maßnahmen zur 

besseren Nutzung und Bewertung geistiger Eigentumsrechte, darunter ein Kompetenzzentrum für IP-backed 

Finance beim EUIPO und ein EU-weiter Marktplatz für geistiges Eigentum, geschaffen. Der EIA wird durch 

einen Vorschlag für eine Empfehlung des Rates zu Reallaboren ergänzt, um die Umsetzung innovativer Ideen 

in marktfähige Produkte und Dienstleistungen zu beschleunigen. Im nächsten Schritt werden sich jeweils das 

Europäische Parlament und der Rat mit dem Legislativvorschlag befassen. 

Pressemitteilung der Kommission  

Zum Verordnungsvorschlag 

Vorschlag für eine Empfehlung des Rates zu Reallaboren 

 

Kommission veröffentlicht Verordnungsvorschlag zum öffentlichen Auftragswesen 

Die Kommission hat am 09.09.2026 den Verordnungsvorschlag zum öffentlichen Auftragswesen veröffentlicht. 

Mit dem Verordnungsvorschlag sollen die derzeit geltenden Richtlinien für das öffentliche Auftragswesen 

überarbeitet werden. Die vorgeschlagene Überarbeitung sieht eine tiefgreifende Reform des bestehenden 

Rechtsrahmens vor. Kernstück ist die Ablösung der bisherigen Vergaberichtlinien sowie zahlreicher 

sektorspezifischer Vergabebestimmungen durch eine unmittelbar geltende Verordnung. Zudem soll die Zahl 

der Vergabeverfahren von bislang fünf auf drei reduziert werden: das offene Verfahren, das dynamische 

Verfahren sowie ein neues Verfahren für innovative Beschaffung. Bei der Zuschlagserteilung soll das beste 

Preis-Qualitäts-Verhältnis maßgeblich sein. Qualitätskriterien sollen mit mindestens 30 % (bei arbeitsintensiven 

Aufträgen sogar mit mindestens 50 %) gewichtet werden. Öffentliche Auftraggeber erhalten 

Ermessensspielraum bei der Auswahl und Gewichtung von Qualitätskriterien (Umwelt-, Sozial- und 

Resilienzkriterien, europäische Präferenz). Zugleich werden die Ausschlussgründe für Unternehmen mit z. B. 

Umweltkriminalität, Verstöße gegen Sanktionen, Sicherheitsrisiken, Erhalt wettbewerbsverzerrender 

ausländischer Subventionen erweitert. Schließlich soll das öffentliche Beschaffungswesen vollständig 

digitalisiert werden. Vorgesehen sind ein integrierter digitaler Beschaffungsmarktplatz, eine europaweit 

https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20260907IPR47414/meps-vote-for-clearer-simpler-sustainable-finance-disclosure-rules
https://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2024_2029/plmrep/COMMITTEES/ECON/DV/2026/09-10/SFDRcompromisesEP_EN.pdf
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_26_1810
https://research-and-innovation.ec.europa.eu/document/download/961e80de-b6a0-4c34-9b2f-b66ea0bb7ee1_en
https://research-and-innovation.ec.europa.eu/document/download/27d2d256-4333-42bb-8c69-6037e2b614ee_en
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einheitliche elektronische Überprüfung nach dem „Once-Only“-Prinzip, vernetzte und interoperable nationale 

Vergabeplattformen sowie ein gemeinsamer Rahmen für die Verwaltung vergaberelevanter Daten. Im nächsten 

Schritt werden sich jeweils das Europäische Parlament und der Rat mit dem Verordnungsvorschlag befassen. 

Pressemitteilung der Kommission  

Zum Verordnungsvorschlag 

Zum Factsheet 

Fragen und Antworten 

 

Kommission initiiert Konsultation zum Verordnungsvorschlag zum öffentlichen Auftragswesen  

Die Kommission hat am 15.09.2026 eine Konsultation zum Verordnungsvorschlag zum öffentlichen 

Auftragswesen eingeleitet. Die Kommission hat den Verordnungsvorschlag zum öffentlichen Auftragswesen am 

09.09.2026 veröffentlicht (siehe weiteren Beitrag in diesem EB-Abschnitt). Die Rückmeldungen im Rahmen der 

Konsultation werden von der Kommission zusammengefasst und dem Europäischen Parlament und dem Rat 

vorgelegt, um in die Gesetzgebungsdebatte einfließen zu können. Gelegenheit zur Stellungnahme besteht bis 

zum 11.11.2026. 

Zur Konsultation 

 

Kommission initiiert Konsultation zum Entwurf zur Änderung der Leitlinien für Regionalbeihilfen 

Die Kommission hat am 28.07.2026 eine Konsultation zum Entwurf zur Änderung der Leitlinien für 

Regionalbeihilfen eingeleitet. Ziel der Änderung ist es, die Leitlinien an aktuelle Entwicklungen anzupassen. 

Demnach werden die jüngsten Daten zur regionalen sozioökonomischen Entwicklung für die Festlegung der 

Fördergebiete im Zeitraum 2028 - 2034 sowie besondere Herausforderungen der östlichen EU-Regionen an 

den Grenzen zu Russland, Belarus und Ukraine berücksichtigt. Die Leitlinien für Regionalbeihilfen bilden den 

Rechtsrahmen für die Gewährung staatlicher Beihilfen zur Förderung der regionalen Entwicklung. Sie sollen 

die wirtschaftliche Entwicklung benachteiligter Regionen in der EU unterstützen und gleichzeitig gleiche 

Wettbewerbsbedingungen zwischen den Mitgliedstaaten schaffen. Gelegenheit zur Stellungnahme besteht bis 

zum 30.09.2026. Die Annahme der geänderten Leitlinien durch die Kommission ist für Ende 2026 geplant. 

Pressemitteilung der Kommission 

Zur Konsultation 

 

Kommission initiiert Sondierung, öffentliche sowie gezielte Konsultation zur Dual-Use-Verordnung 

Die Kommission hat am 23.07.2026 eine Sondierung, eine öffentliche sowie eine gezielte Konsultation zur 

Bewertung der Verordnung über Güter mit doppeltem Verwendungszweck (Dual-Use-Verordnung) eingeleitet. 

Ziel ist es, die Wirksamkeit der seit dem 09.09.2021 geltenden Verordnung zu bewerten, mögliche 

Verbesserungspotenziale zu ermitteln und sicherzustellen, dass sie auch weiterhin geeignet ist, den sich 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_26_1817
https://single-market-economy.ec.europa.eu/publications/proposal-regulation-public-contracts-and-concessions_en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/api/files/attachment/882868/Factsheet%20-%20Public%20Procurement%20Act.pdf
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/qanda_26_1819
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/15492-EU-Vorschriften-fur-die-Vergabe-offentlicher-Auftrage-Uberarbeitung_de
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_26_1690
https://competition-policy.ec.europa.eu/public-consultations/2026-rag_en
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wandelnden Herausforderungen in den Bereichen Sicherheit, Technologie und Handel gerecht zu werden. Die 

Ergebnisse sollen in Form eines Berichts im 4. Quartal 2026 veröffentlicht werden. Gelegenheit zur 

Stellungnahme zur gezielten Konsultation bestand bis zum 11.09.2026. Gelegenheit zur Stellungnahme zur 

Sondierung und zur öffentlichen Konsultation besteht bis zum 15.10.2026.  

Pressemitteilung der Kommission 

Zur gezielten Konsultation 

Zur Sondierung und öffentlichen Konsultation 

 

Kommission initiiert Sondierung zur Bewertung der Reserve für die Anpassung an den Brexit 

Die Kommission hat am 04.08.2026 eine Sondierung zur Bewertung der Reserve für die Anpassung an den 

Brexit veröffentlicht. Ziel der Konsultation ist es, die Relevanz, Wirksamkeit und Kohärenz der Brexit-

Anpassungsreserve sowie den mit ihr erzielten EU-Mehrwert zu bewerten, die in den teilnehmenden 

Mitgliedstaaten erreichten Ergebnisse zu analysieren und Lehren für mögliche künftige 

Krisenreaktionsmechanismen zu ziehen. Die Reserve für die Anpassung an den Brexit wurde mit der 

Verordnung (EU) 2021/1755 eingerichtet, um die Länder, Regionen und Sektoren in der EU, die am stärksten 

negativ vom Austritt des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union betroffen sind, gezielt zu 

unterstützen. Deutschland wurden von 2020 - 2023 insgesamt 427 Mio. € aus der Reserve zugewiesen, von 

denen 375 Mio. € abgerufen wurden. Gelegenheit zur Stellungnahme besteht bis zum 25.09.2026. Die 

Ergebnisse sollen in Form eines Berichts im 2. Quartal 2027 vorgelegt werden. 

Zur Sondierung 

 

Kommission veröffentlicht zwei Initiativen im Rahmen ihrer Strategie zur Stärkung der Finanzbildung 

Die Kommission hat am 23.07.2026 zwei Initiativen im Rahmen ihrer Strategie zur Stärkung der Finanzbildung 

veröffentlicht: einen Aufruf zur Einreichung von Best Practices und einen Aufruf zur Mitwirkung an einem 

freiwilligen europäischen Verhaltenskodex für Finanzbildung. Im Rahmen des Aufrufs zur Einreichung von Best 

Practices können Privatpersonen und Organisationen bis zum 30.10.2026 erfolgreiche Initiativen in den 

Bereichen Investieren, Sparen und Finanzrisiken einreichen. Die eingereichten Beiträge sollen Ende des Jahres 

von der Expertengruppe der Mitgliedstaaten für Finanzdienstleistungen für Kleinanleger (Government Expert 

Group on Retail Financial Services, GEGRFS) bewertet werden. Im Rahmen des Aufrufs zur Mitwirkung an 

einem freiwilligen Europäischen Verhaltenskodex für Finanzbildung suchte die Kommission Stakeholder für 

einen Runden Tisch. Ziel ist es, einen freiwilligen europäischen Verhaltenskodex für private und gemeinnützige 

Organisationen im Bereich der Finanzbildung zu erarbeiten. Die Interessenbekundung war bis zum 16.09.2026 

möglich. Die Verabschiedung des Verhaltenskodex wird für das 1. Quartal 2027 erwartet. 

Pressemitteilung der Kommission 

Zum Aufruf zur Einreichung von Best Practices 

https://policy.trade.ec.europa.eu/consultations/open-public-consultation-and-call-evidence-overall-evaluation-regulation-eu-2021821_en
https://policy.trade.ec.europa.eu/consultations/targeted-consultation-overall-evaluation-dual-use-regulation_en
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/17172-Ausfuhrkontrollen-fur-Guter-mit-doppeltem-Verwendungszweck-Bewertung-der-Verordnung-uber-Guter-mit-doppeltem-Verwendungszweck_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/16972-Reserve-fur-die-Anpassung-an-den-Brexit-Leistungsbewertung_de
https://finance.ec.europa.eu/news/commission-launches-two-initiatives-strengthen-financial-literacy-eu-2026-07-23_en
https://ec.europa.eu/eusurvey/runner/financial-literacy-best-practices-2026
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Zum Aufruf zur Mitwirkung an EU Verhaltenskodex 

 

Kommission veröffentlicht Aufforderung zur Einreichung von Projektvorschlägen im Rahmen der 

Battery Booster Facility 

Die Kommission hat am 28.07.2026 eine Aufforderung zur Einreichung von Projektvorschlägen im Rahmen der 

Battery Booster Facility veröffentlicht. Die Fazilität ist Teil der Batteriestrategie, die im Rahmen des 

Automobilpakets am 16.12.2025 angekündigt wurde. Insgesamt stehen 1,5 Mrd. € aus dem Innovationsfonds 

zur Verfügung. Erfolgreiche Antragsteller können zinslose Darlehen in Höhe von bis zu 60 % der förderfähigen 

Kosten erhalten. Der Höchstbetrag pro Projekt liegt bei 500 Mio. €. Förderfähig sind Projekte, die ihren Standort 

im Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) haben; sich auf die Herstellung von Batteriezellen konzentrieren, die 

für Anwendungen in Elektrofahrzeugen geeignet sind; sich zum Zeitpunkt der Ausschreibung in der 

Anlaufphase befinden; das weltweit erste Projekt des Antragstellers zur Produktion von Batteriezellen für 

Elektrofahrzeuge im voll kommerziellen Maßstab darstellen und eine geplante jährliche Produktionskapazität 

von mindestens 10 GWh aufweisen. Projektvorschläge können bis zum 30.09.2026 eingereicht werden.  

Pressemitteilung der Kommission 

Zur Aufforderung 

 

Kommission veröffentlicht Leitlinien zum Behinderungsmissbrauch durch marktbeherrschende 

Unternehmen 

Die Kommission hat am 03.09.2026 Leitlinien zur Anwendung von Art. 102 AEUV auf Fälle von 

Behinderungsmissbrauch durch marktbeherrschende Unternehmen veröffentlicht. Art. 102 AEUV verbietet die 

missbräuchliche Ausnutzung einer marktbeherrschenden Stellung, die den Handel innerhalb der EU 

beeinträchtigen kann. Die Leitlinien sollen zur Modernisierung der EU-Wettbewerbspolitik, zur Erhöhung der 

Rechtssicherheit und zur Verbesserung der Kohärenz bei der Durchsetzung beitragen. Die Leitlinien sollen 

Unternehmen bei der eigenen Beurteilung, ob sie eine beherrschende Stellung innehaben, unterstützen. Sie 

beinhalten Orientierungshilfen zu den Kriterien, die bei der Feststellung zu berücksichtigen sind, ob ein 

Verhalten vom Leistungswettbewerb abweicht und geeignet ist, Verdrängungswirkungen zu entfalten. Zudem 

legen sie den Rahmen für die Beurteilung bestimmter Arten von Verhaltensweisen marktbeherrschender 

Unternehmen fest und stellen klar, wie Unternehmen ihr Verhalten rechtfertigen können, indem sie beweisen, 

dass es objektiv notwendig ist oder dass es Effizienzvorteile bewirkt, die etwaige negative Auswirkungen 

übertreffen und letztlich den Verbrauchern zugutekommen.  

Pressemitteilung der Kommission 

Zu den Leitlinien zu Art. 102 AEUV   

 

https://ec.europa.eu/transparency/expert-groups-register/screen/expert-groups/consult?lang=en&groupID=106272&fromCallsApplication=true
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/mex_26_1696
https://single-market-economy.ec.europa.eu/calls-proposals/battery-booster-facility-call-proposals_en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_26_1769
https://competition-policy.ec.europa.eu/document/download/ac0e592e-2c8e-4a45-aae5-d82e7327b022_en?filename=Guidelines_on_exclusionary_abuses_of_dominance_102TFEU.pdf
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Kommission veröffentlicht Charta für einen besseren Zugang von Unternehmen zu Forschungs- und 

Technologieinfrastrukturen 

Die Kommission hat am 28.07.2026 eine neue Charta für den Zugang industrieller Nutzer zu Forschungs- und 

Technologieinfrastrukturen veröffentlicht. Ziel ist es, Unternehmen, insbesondere Start-ups, Scale-ups und 

KMU, einen schnelleren und einfacheren Zugang zu Europas Forschungs- und Innovationsinfrastrukturen (u. a. 

hochmoderne Labore, Pilotlinien, Testumgebungen, wissenschaftliche Großgeräte) zu ermöglichen. Durch den 

verbesserten Zugang sollen Unternehmen neue Technologien, Produkte und Dienstleistungen effizienter 

entwickeln, testen und validieren können. Die Kommission erwartet, dass Innovationen dadurch schneller zur 

Marktreife gelangen und die Wettbewerbsfähigkeit Europas gestärkt wird. Die Charta enthält sechs Grundsätze, 

zu denen sich Forschungs- und Technologieinfrastrukturen freiwillig bekennen können. Forschungs- und 

Technologieinfrastrukturen in Europa sind aufgerufen, die Charta zu unterstützen und ihre Grundsätze 

umzusetzen. Dazu startet die Kommission eine Informationskampagne. Der erste Workshop findet am 

22.09.2026 online statt. Zusätzlich können ab sofort über eine Plattform bewährte Praktiken geteilt werden.  

Pressemitteilung der Kommission 

Zur Webseite der Charta 

Zur Charta 

 

Kommission veröffentlicht Bericht zur Überprüfung der Recyclingziele für Altbatterien nach der 

Batterieverordnung (EU) 2023/1542 

Die Kommission hat am 11.09.2026 einen Bericht zur Überprüfung der Recyclingziele für Altbatterien nach der 

Batterieverordnung (EU) 2023/1542 veröffentlicht. Die Verordnung aus dem Jahr 2023 verfolgt das Ziel, den 

Lebenszyklus von Batterien nachhaltiger zu gestalten, die Kreislaufwirtschaft zu stärken, negative Umwelt- und 

Gesundheitsauswirkungen zu verringern und die Versorgung der EU mit strategisch wichtigen Rohstoffen wie 

Blei, Lithium, Kobalt, Kupfer und Nickel durch deren Rückgewinnung zu verbessern. Hierfür legt sie schrittweise 

steigende Recycling- und Materialrückgewinnungsziele fest. Gemäß Verordnung ist die Kommission zur 

Prüfung dieser Zielvorgaben verpflichtet. Der veröffentlichte Bericht kommt zu dem Ergebnis, dass die 

derzeitigen Recycling- und Rückgewinnungsziele weiterhin geeignet sind und nicht angepasst werden müssen. 

Die Überprüfung erfolgte unter Berücksichtigung von Markt- und Technologieentwicklungen sowie der 

Verfügbarkeit der betreffenden Rohstoffe. Nach Auffassung der Kommission gewährleisten die geltenden 

Zielvorgaben einen angemessenen Ausgleich zwischen Ehrgeiz und Umsetzbarkeit, fördern Investitionen in 

Recyclingkapazitäten und unterstützen den Übergang zu einer Kreislaufwirtschaft. Die weitere Markt- und 

Technologieentwicklung soll jedoch weiter beobachtet werden. 

Pressemitteilung der Kommission 

Zum Bericht der Kommission  

Zur Verordnung (EU) 2023/1542 

 

https://research-and-innovation.ec.europa.eu/news/all-research-and-innovation-news/new-charter-boosts-access-companies-cutting-edge-research-and-technology-infrastructures-europe-2026-07-28_en
https://research-and-innovation.ec.europa.eu/strategy/strategy-research-and-innovation/our-digital-future/charter-access-industrial-users-research-and-technology-infrastructures_en
https://research-and-innovation.ec.europa.eu/document/download/cc2786ed-2a54-4450-8fa4-09dc2398cdf6_en
https://environment.ec.europa.eu/news/waste-batteries-recycling-targets-remain-fit-purpose-2026-09-11_en
https://environment.ec.europa.eu/publications/commission-report-assessment-appropriateness-revising-targets-recycling-efficiency-and-recovery_en
https://eur-lex.europa.eu/eli/reg/2023/1542/oj?locale=de
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Kommission veröffentlicht Arbeitshilfe zu beihilferechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten im 

Sozialbereich 

Die Kommission hat am 28.07.2026 eine Arbeitshilfe zu den beihilferechtlichen Möglichkeiten zur Förderung 

sozialpolitischer Ziele veröffentlicht. Das Dokument gibt Mitgliedstaaten einen Überblick über die bestehenden 

EU-Beihilfevorschriften und die Gestaltungsspielräume für Maßnahmen mit sozialem Nutzen. Es handelt sich 

dabei nicht um neue beihilferechtliche Leitlinien, sondern um eine Zusammenstellung bestehender Regelungen 

und Anwendungsfälle. Behandelt werden insbesondere die Förderung von Dienstleistungen von allgemeinem 

wirtschaftlichem Interesse, darunter sozialer und bezahlbarer Wohnraum, Beihilfen für benachteiligte und 

behinderte Arbeitnehmer, Ausbildungsbeihilfen, Unterstützungsmaßnahmen für Haushalte im Bereich 

Energieeffizienz sowie Fördermöglichkeiten für KMU und Start-ups. Zudem enthält das Dokument Hinweise zu 

Maßnahmen, die nicht als staatliche Beihilfen einzustufen sind. Nach Angaben der Kommission soll die 

Arbeitshilfe regelmäßig aktualisiert werden. 

Pressemitteilung der Kommission  

 

Kommission genehmigt deutsche Beihilferegelung für vier neue Produktionsstätten für Halbleiter 

Die Kommission hat am 14.07.2026 eine deutsche Beihilfe in Höhe von 659 Mio. € zur Förderung des Baus für 

vier neue Produktionsstätten für Halbleiter genehmigt; u. a. 17,9 Mio. € für KETEK GmbH in München für die 

Herstellung zweier hochspezialisierter Chips (Silizium-Driftdetektoren und Graphen-Strahlungseintrittsfenster). 

Ziel ist es, die Autonomie der europäischen Halbleiterwertschöpfungskette im Einklang mit dem Chips Act und 

den Politischen Leitlinien der Kommission 2024 - 2029 zu fördern. Alle vier geförderten Produktionsstätten 

gelten als erste ihrer Art. Die Kommission bewertet die Maßnahmen als erforderlich, geeignet und 

anreizwirksam. Zudem haben die Maßnahmen lediglich begrenzte Auswirkungen auf den Wettbewerb und 

Handel innerhalb der EU. Alle vier Maßnahmen werden durch einen direkten Zuschuss gewährt und durch den 

Bundeshaushalt sowie die zuständigen Behörden der jeweiligen Bundesländer finanziert. 

Pressemitteilung der Kommission 

 

Kommission genehmigt deutsche Beihilferegelung für den Bau einer multifunktionalen Arena in 

Würzburg 

Die Kommission hat am 15.07.2026 eine deutsche Beihilferegelung in Höhe von 52 Mio. € zum Bau einer 

multifunktionalen Arena in Würzburg, organisiert durch die Zukunftsstiftung Würzburg, genehmigt. Diese soll 

als Austragungsort für Sport-, Kultur- und Musikveranstaltungen fungieren und dabei 7.000 Besuchern Platz 

bieten. Ziel ist die Stärkung der wirtschaftlichen Aktivitäten im Sport- und Kultursektor sowie die Schaffung 

neuer Arbeitsplätze in Würzburg bzw. im bayerischen Regierungsbezirk Unterfranken. Der Betreiber der Arena 

soll in einem transparenten Verfahren ausgewählt werden. Die Kommission bewertet die Maßnahme als 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_26_1688
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_26_1585
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erforderlich, geeignet und verhältnismäßig. Zudem habe die Maßnahme lediglich begrenzte Auswirkungen auf 

den Wettbewerb und Handel innerhalb der EU.  

Pressemitteilung der Kommission 

 

Kommission genehmigt deutsche Beihilferegelung für Fischerei- und Aquakulturunternehmen 

Die Kommission hat am 21.08.2026 eine deutsche Beihilferegelung für Fischerei- und Aquakulturunternehmen 

in Höhe von 4,5 Mio. € genehmigt. Sie wurde auf Grundlage des von der Kommission am 29.04.2026 

angenommenen Beihilfe-Krisenrahmens „Middle East Crisis Temporary State Aid Framework” (METSAF) 

genehmigt. Ziel ist es, für Fischerei- und Aquakulturunternehmen die Auswirkungen des Anstieges der 

Kraftstoffpreise aufgrund der Krise im Nahen Osten abzumildern. Die Regelung betrifft die Gewährung eines 

begrenzten Beihilfebetrags aufgrund des Anstiegs der Kraftstoffpreise in Form eines Zuschusses und gilt bis 

zum 31.12.2026. Die Kommission bewertet die Regelung als erforderlich, geeignet und anreizwirksam. Zudem 

hat die Regelung lediglich begrenzte Auswirkungen auf den Wettbewerb und Handel innerhalb der EU. 

Pressemitteilung der Kommission 

 

Kommission übermittelt mehreren Unternehmen Mitteilungen der Beschwerdepunkte wegen 

Bauchemikalienkartellen 

Die Kommission hat am 20.07.2026 mehreren Unternehmen Mitteilungen der Beschwerdepunkte wegen 

Bauchemikalienkartellen übermittelt. Die Kommission hat vorläufige Bedenken, dass mehrere Hersteller von 

Bauchemikalien, darunter die MAPEI GmbH aus Großostheim bei Aschaffenburg und die Remei GmbH aus 

Memmingen, sowie Branchenverbände zwischen 2021 und 2022 ihre Preisgestaltung für chemische Zusatz- 

und Beimischstoffe als Reaktion auf steigende Rohstoffpreise abgestimmt haben könnten. Bauchemikalien 

werden bei der Herstellung von Zement, Beton und Mörtel verwendet, die wiederum einen unmittelbaren 

Einfluss auf die Baukosten haben. Bestätigt sich die vorläufige Auffassung der Kommission, kann sie einen 

Beschluss erlassen, mit dem das betreffende Verhalten untersagt wird, und eine Geldbuße von bis zu 10 % des 

weltweiten Jahresumsatzes eines Unternehmens verhängen. Darüber hinaus kann die Kommission dem 

Unternehmen geeignete und verhältnismäßige Abhilfemaßnahmen auferlegen, um den Verstoß wirksam zu 

beenden. 

Pressemitteilung der Kommission 

 

Fusionskontrolle: Kommission genehmigt Übernahme von Intersurgical durch Armira und TA 

Associates 

Die Kommission hat am 10.07.2026 gemäß der EU-Fusionskontrollverordnung die Übernahme der 

gemeinsamen Kontrolle über die Intersurgical Aktiengesellschaft AG (Intersurgical) aus Liechtenstein durch die 

Armira Opportunities III GmbH & Co. geschlossene Investment KG (Armira) mit Sitz in München sowie durch 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/mex_26_1621
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_26_1740
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_26_1394
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von TA Associates Management L.P. (TA Associates) verwaltete Fonds aus den USA genehmigt. In erster Linie 

betrifft die Übernahme den Industriezweig der Medizingeräte. Die Kommission kam zu dem Ergebnis, dass sie 

keine wettbewerbsrechtlichen Bedenken aufwerfe, da die beteiligten Unternehmen weder auf denselben noch 

auf vertikal verbundenen Märkten tätig seien. 

Pressemitteilung der Kommission 

 

Fusionskontrolle: Kommission genehmigt Übernahme eines Wohnimmobilienportfolios durch Munich 

RE und Oaktree 

Die Kommission hat am 17.07.2026 gemäß der EU-Fusionskontrollverordnung die Übernahme der 

gemeinsamen Kontrolle über ein Wohnimmobilienportfolio in Spanien durch die Münchener Rückversicherungs-

Gesellschaft Aktiengesellschaft (Munich RE) mit Sitz in München und die Oaktree Capital Holdings, LLC 

(Oaktree) aus den USA genehmigt. Die Übernahme betrifft im Wesentlichen den Besitz und die Vermietung von 

Wohnimmobilien in Spanien. Die Kommission kam zu dem Ergebnis, dass der Zusammenschluss keine 

wettbewerbsrechtlichen Bedenken aufwirft, da die Unternehmen nach der Transaktion nur über eine begrenzte 

gemeinsame Marktstellung verfügen würden. 

Pressemitteilung der Kommission 

 

Fusionskontrolle: Kommission genehmigt Übernahme von Synthomer a.s. durch Mutares 

Die Kommission hat am 02.09.2026 gemäß der EU-Fusionskontrollverordnung die Übernahme der alleinigen 

Kontrolle über die Synthomer a.s. aus Tschechien durch die Mutares SE & Co. KGaA (Mutares) mit Sitz in 

München genehmigt. Die Übernahme betrifft im Wesentlichen den Chemiesektor. Die Kommission kam zu dem 

Ergebnis, dass die Übernahme keine wettbewerbsrechtlichen Bedenken aufwirft, da die beteiligten 

Unternehmen weder auf denselben noch auf vertikal verbundenen Märkten agieren.  

Pressemitteilung der Kommission  

 

Fusionskontrolle: Kommission genehmigt Übernahme der Ingenico Group durch Allianz SE  

Die Kommission hat am 14.09.2026 gemäß der EU-Fusionskontrollverordnung die Übernahme der alleinigen 

Kontrolle über die französische Poseidon Holdco S.A.S. (Ingenico Group) durch die deutsche Allianz SE mit 

Sitz in München genehmigt. Die Übernahme betrifft im Wesentlichen den Bereich der Herstellung und Lieferung 

von Zahlungsterminals für Verkaufsstellen (Point-of-Sale) sowie damit verbundene Lösungen und 

Dienstleistungen zur Zahlungsabwicklung. Die Kommission kam zu dem Ergebnis, dass der Zusammenschluss 

keine wettbewerbsrechtlichen Bedenken aufwirft, da die beteiligten Unternehmen weder auf denselben noch 

auf vertikal verbundenen Märkten agieren.  

Pressemitteilung der Kommission 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/mex_26_1581
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/mex_26_1646
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/mex_26_1789
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/mex_26_1864
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Informeller Rat der für die Kohäsionspolitik zuständigen Minister zur Zukunft der Kohäsionspolitik 

Der informelle Rat der für Kohäsionspolitik zuständigen Ministerinnen und Minister diskutierte am 15.09.2026 

unter dem Vorsitz der irischen Ratspräsidentschaft über die Zukunft der Kohäsionspolitik im Rahmen des 

Mehrjährigen Finanzrahmens 2028 - 2034. Dabei lag der Schwerpunkt auf der Frage, wie die Kohäsionspolitik 

weiterhin zur langfristigen Wettbewerbsfähigkeit beitragen und zugleich ihren Kernauftrag der Verringerung 

regionaler Ungleichheiten erfüllen kann. Zudem wurde über eine künftig „strategischere, flexiblere und stärker 

ergebnisorientierte“ Finanzierung beraten. Vor diesem Hintergrund wurden auch Bedenken erörtert, dass die 

neuen Flexibilitätsmechanismen zulasten der für die Regionalpolitik vorgesehenen Mittel gehen könnten. Trotz 

unterschiedlicher Positionen der Mitgliedstaaten bestand jedoch Konsens über die Notwendigkeit, die 

Regionalpolitik zu erhalten. Außerdem wurde für die nächsten Monate die Fortsetzung der Arbeiten an der 

Kommissionsstrategie zum „Recht zu bleiben“ (Right to Stay) angekündigt. Ziel ist es, die Wettbewerbsfähigkeit 

der Regionen zu stärken und den Bürgerinnen und Bürgern zu ermöglichen, in ihren Heimatregionen zu leben 

und zu arbeiten. 

Pressemitteilung des Rates 

 

AUSSENWIRTSCHAFT 

Kommission legt Freihandelsabkommen zwischen der EU und Indien zur Unterzeichnung vor 

Die Kommission hat am 11.09.2026 dem Rat ihre Vorschläge zur Unterzeichnung und den Abschluss des 

Freihandelsabkommens zwischen der EU und Indien vorgelegt. Mit dem Abkommen soll eine Freihandelszone 

mit zwei Milliarden Einwohnern geschaffen werden. Indien gewährt dabei die ehrgeizigste Handelsöffnung in 

Form von Zollsenkungen, die es jemals einem Handelspartner gewährt hat. Das Handelsabkommen wird das 

größte Handelsabkommen sein, das jemals sowohl von der EU als auch von Indien geschlossen wurde. Die 

EU wird Zölle auf über 90 % der Zolltariflinien und 91 % des Handelswerts abschaffen, während Indien Zölle 

auf 86 % der Tariflinien und 93 % des Handelswerts streichen wird. Darüber hinaus werden beide Seiten eine 

erhebliche zusätzliche Anzahl weiterer Tariflinien teilweise liberalisieren, sodass die gesamtwirtschaftliche 

Liberalisierungsquote bei 96,6 % für Indien und 99,3 % für die EU liegt. Nach der Annahme durch den Rat 

können EU und Indien das Abkommen unterzeichnen. Nach der Unterzeichnung bedarf das Abkommen der 

Zustimmung des Europäischen Parlaments und des Beschlusses des Rates über den Abschluss, damit es in 

Kraft treten kann. Parallel dazu durchläuft Indien seine innerstaatlichen Ratifizierungsverfahren. Das 

Abkommen kann erst in Kraft treten, nachdem auch Indien es ratifiziert hat. 

Pressemitteilung der Kommission 

 

https://irish-presidency.consilium.europa.eu/en/events/informal-meeting-of-ministers-responsible-for-cohesion-policy-gac-cohesion/
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_26_1842
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Rat und Europäisches Parlament billigen Verordnungsvorschlag für vorübergehende 

Handelsmaßnahmen zur Unterstützung Armeniens 

Der Rat und der Ausschuss für internationalen Handel (INTA) des Europäischen Parlaments (EP) haben jeweils 

am 02.09.2026 ohne Änderungen den von der Kommission am 02.07.2026 vorgelegten Verordnungsvorschlag 

über vorübergehende Maßnahmen zur Liberalisierung des Handels für armenische Waren gebilligt. Der 

federführende INTA-Ausschuss des EP stimmte mit 35 Ja-Stimmen, zwei Nein-Stimmen und drei Enthaltungen 

für den Verordnungsvorschlag. Mit der Verordnung wird eine vorübergehende Aussetzung der Einfuhrzölle für 

viele armenische Waren eingeführt. Darüber hinaus werden für acht landwirtschaftliche Erzeugnisse (darunter 

Trauben, Aprikosen, Kirschen, Pfirsiche und Gurken) zollfreie Einfuhrkontingente eingeführt. Durch diese 

Maßnahmen werden rund 80 % der armenischen Ausfuhren in die EU liberalisiert. Diese Präferenzregelung ist 

an bestimmte Bedingungen geknüpft und umfasst auch Maßnahmen, um den EU-Markt zu schützen, falls sich 

Einfuhren nachteilig auf EU-Hersteller auswirken. Die Maßnahmen gelten zwei Jahre lang ab Inkrafttreten der 

Verordnung. Das EP hat den Verordnungsvorschlag am 15.09.2026 ohne Änderungen mit 583 Ja-Stimmen, 49 

Nein-Stimmen und 39 Enthaltungen gebilligt. Die Verordnung kann im Amtsblatt der Europäischen Union 

veröffentlicht werden, sobald der Rat seine Position formell gebilligt hat. Die Verordnung tritt am Tag nach ihrer 

Veröffentlichung in Kraft. 

Pressemitteilung des Rates 

Pressemitteilung des EP 

Zur Abstimmungsliste 

 

Kommission veröffentlicht delegierte Verordnung zur Aktualisierung der Liste der Ausfuhrkontrollen 

unterliegenden Dual-Use-Güter 

Die Kommission hat am 14.09.2026 eine delegierte Verordnung zur Aktualisierung der Liste der Güter mit 

doppeltem Verwendungszweck (Dual-Use) veröffentlicht, die den Verpflichtungen im Rahmen der multilateralen 

Ausfuhrkontrollregelungen (Wassenaar-Abkommen, Trägertechnologie-Kontrollregime, Australische Gruppe, 

Chemiewaffen-Übereinkommen und Gruppe der nuklearen Zulieferer) nachkommt. Mit der Aktualisierung 

werden Kontrollen insbesondere im Bereich der Elektronik eingeführt, darunter erforderliche Materialien für die 

Herstellung von Halbleitern, fortschrittliche integrierte Schaltungen für Rechenanwendungen (ICs), bestimmte 

elektronische Baugruppen, Ausrüstung für die Herstellung von Siliziumkarbid-(SiC)-Fasern, keramischen 

Matrixverbundwerkstoffen sowie Herstellungsausrüstung für energetische Materialien. Die neuen 

Technologien, die in jedem Mitgliedstaat Kontrollen unterliegen müssen, sind in Anhang I der delegierten 

Verordnung aufgeführt.  

Zur delegierten Verordnung  

 

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2026/09/02/council-backs-temporary-trade-measures-to-support-armenia/
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20260831IPR47259/trade-meps-back-tariff-relief-for-armenia-amid-russian-trade-restrictions
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/PV-10-2026-09-15-RCV_DE.html#195891#993070
https://ec.europa.eu/transparency/documents-register/detail?ref=C(2026)6323&lang=de
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Kommission veröffentlicht Durchführungsverordnung betreffend die Aussetzung über 

handelspolitische Maßnahmen gegen US-Produkte 

Die Kommission hat am 31.07.2026 eine Durchführungsverordnung zur Aussetzung der 

Durchführungsverordnung über handelspolitische Maßnahmen zur Wiederherstellung des Gleichgewichts in 

Bezug auf bestimmte Waren mit Ursprung in den USA und bestimmte aus der EU in die USA ausgeführte 

Waren veröffentlicht. Die Durchführungsverordnung über handelspolitische Maßnahmen wurde ursprünglich 

am 24.07.2025 als Reaktion auf die zusätzlichen Zölle der US-Regierung erlassen. Aufgrund der politischen 

Einigung, die Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen und US-Präsident Donald Trump am 27.07.2025 

erzielten (sog. Turnberry-Deal), wurde die Durchführungsverordnung über handelspolitische Maßnahmen 

zunächst um sechs Monate (bis 06.02.2026) und anschließend um weitere sechs Monate (bis 06.08.2026) 

ausgesetzt. Die vorliegende Durchführungsverordnung sieht nunmehr kein Enddatum für die Aussetzung vor. 

Gemäß der Durchführungsverordnung wird die Kommission die Aussetzung der Ausgleichsmaßnahmen 

fortlaufend überprüfen. Sollte es erforderlich werden, kann die Kommission jederzeit weitere Maßnahmen 

ergreifen oder die Ausgleichsmaßnahmen wieder in Kraft setzen. 

Pressemitteilung der Kommission 

Zur Durchführungsverordnung 

 

Kommission veröffentlicht Durchführungsverordnung zur Festlegung der Art der Nachweise für 

„Schmelzen und Gießen“ von Stahlprodukten  

Die Kommission hat am 31.08.2026 die Durchführungsverordnung (EU) 2026/1963 vom 28.08.2026 zur 

Festlegung der Art der Nachweise für das Land des „Schmelzens und Gießens“ („Melt and Pour“) von 

Stahlprodukten, die Importeure vorlegen müssen, veröffentlicht. Die Durchführungsverordnung dient der 

Umsetzung der Verordnung zur Eindämmung der negativen handelsbezogenen Auswirkungen globaler 

Überkapazitäten auf den Stahlmarkt der Union (EU) 2026/1384 und der Änderung der Stahlverordnung (EU) 

2020/2170. Durch die Durchführungsverordnung werden Anforderungen zur Angabe des Landes des 

„Schmelzens und Gießens“ eingeführt. Auf diese Weise soll die Transparenz und Rückverfolgbarkeit von in die 

EU eingeführten Stahlerzeugnissen verbessert werden. Dadurch soll die Kommission potenzielle Umgehungen 

der Vorschriften wirksamer erkennen und die Effektivität der EU-Stahlschutzmaßnahmen gegen die 

Auswirkungen globaler Überkapazitäten sicherstellen können. Die Durchführungsverordnung findet ab 

01.10.2026 Anwendung. 

Pressemitteilung der Kommission 

Zur Durchführungsverordnung 

 

https://policy.trade.ec.europa.eu/news/eu-extends-suspension-eu-rebalancing-measures-against-united-states-2026-07-31_en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=OJ:L_202601893
https://policy.trade.ec.europa.eu/news/commission-sets-type-evidence-be-provided-importers-prove-country-melt-and-pour-steel-products-2026-08-31_en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202601963
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Kommission veröffentlicht Durchführungsverordnung zur zollamtlichen Erfassung der Einfuhren von 

Schraub- und Steckregalen aus Stahl mit Ursprung in der Volksrepublik China  

Die Kommission hat am 11.09.2026 die Durchführungsverordnung vom 10.09.2026 zur zollamtlichen Erfassung 

der Einfuhren von Schraub- und Steckregalen aus Stahl mit Ursprung in der Volksrepublik China veröffentlicht. 

Hintergrund ist das am 10.06.2026 eingeleitete Antidumpingverfahren betreffend die Einfuhren von Schraub- 

und Steckregalen aus Stahl mit Ursprung in der Volksrepublik China in die Union. Die Erfassung ermöglicht es, 

im Falle der Einführung endgültiger Antidumpingzölle, diese rückwirkend auf bestimmte erfasste Einfuhren zu 

erheben. Die Erfassung gilt für neun Monate nach dem Inkrafttreten der Verordnung (12.09.2026).  

Zur Durchführungsverordnung  

Zur Bekanntmachung (Antidumpingverfahren) 

 

Kommission veröffentlicht Durchführungsverordnung zur zollamtlichen Erfassung der Einfuhren von 

Betonstahlmatten mit Ursprung in der Volksrepublik China und der Türkei  

Die Kommission hat am 11.09.2026 die Durchführungsverordnung vom 10.09.2026 zur zollamtlichen Erfassung 

der Einfuhren von Betonstahlmatten mit Ursprung in der Volksrepublik China und der Türkei veröffentlicht. 

Hintergrund ist das am 03.06.2026 eingeleitete Antidumpingverfahren betreffend die Einfuhren von 

Betonstahlmatten mit Ursprung in der Volksrepublik China und der Türkei in die Union. Die Erfassung ermöglicht 

es, im Falle der Einführung endgültiger Antidumpingzölle, diese rückwirkend auf bestimmte erfasste Einfuhren 

zu erheben. Die Erfassung gilt für neun Monate nach dem Inkrafttreten der Verordnung (12.09.2026).  

Zur Durchführungsverordnung 

Zur Bekanntmachung (Antidumpingverfahren)  

 

Kommission führt endgültigen Antidumpingzoll auf die Einfuhren neuer Luftreifen aus Kautschuk mit 

Ursprung in der Volksrepublik China ein 

Die Kommission hat am 07.07.2026 die Durchführungsverordnung (EU) 2026/1540 vom 06.07.2026 zur 

Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls auf Einfuhren neuer Luftreifen aus Kautschuk von der für 

Personenkraftwagen, Omnibusse und Kraftfahrzeuge für den Transport von Waren verwendeten Art mit einer 

Tragfähigkeitskennzahl von 121 oder weniger mit Ursprung in der Volksrepublik China veröffentlicht. Die 

endgültigen Antidumpingzölle liegen je nach Hersteller zwischen 4,3 % und 45,3 %.  

Zur Durchführungsverordnung  

 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=OJ:L_202602023
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=OJ:C_202603097
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=OJ:L_202602022
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=OJ:C_202602971
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202601540
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Kommission führt endgültigen Antidumpingzoll auf Garne aus Polyamiden mit Ursprung in der 

Volksrepublik China ein 

Die Kommission hat am 28.07.2026 die Durchführungsverordnung (EU) 2026/1823 vom 27.07.2026 zur 

Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls von Garnen aus Polyamiden mit Ursprung in der Volksrepublik 

China veröffentlicht. Polyamidgarn wird insbesondere in der Textilindustrie verwendet, u. a. zur Herstellung von 

Oberbekleidung, Sportbekleidung, Mützen und Badebekleidung. Darüber hinaus findet es Anwendung im 

medizinischen Sektor. Die endgültigen Antidumpingzölle liegen je nach Unternehmen zwischen 60 % und 

67,6 %. 

Pressemitteilung der Kommission 

Zur Durchführungsverordnung 

 

Kommission führt endgültigen Antidumpingzoll auf die Einfuhren von Terephthalsäure mit Ursprung 

in der Republik Korea und den Vereinigten Mexikanischen Staaten ein 

Die Kommission hat am 10.08.2026 die Durchführungsverordnung (EU) 2026/1904 vom 07.08.2026 zur 

Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls und zur endgültigen Vereinnahmung des vorläufigen Zolls auf 

die Einfuhren von Terephthalsäure mit Ursprung in der Republik Korea und den Vereinigten Mexikanischen 

Staaten veröffentlicht. Die endgültigen Antidumpingzölle liegen für Korea zwischen 6,1 % und 13,3 % und für 

Mexiko bei 24,1 %. Terephthalsäure ist ein strategisch wichtiger Rohstoff für die EU, da sie zur Herstellung von 

Polyethylenterephthalat (PET) verwendet wird. Der EU-Markt für Terephthalsäure hat einen Wert von rund 

1,4 Mrd. €. 

Pressemitteilung der Kommission 

Zur Durchführungsverordnung 

 

Kommission leitet Antidumpingverfahren betreffend die Einfuhren von Pekingente mit Ursprung in der 

Volksrepublik China ein 

Die Kommission hat am 09.07.2026 eine Bekanntmachung über die Einleitung eines Antidumpingverfahrens 

betreffend die Einfuhren von Pekingente mit Ursprung in der Volksrepublik China veröffentlicht. Der Antrag 

wurde von fünf EU-Herstellern von Pekingente eingereicht. Die Antragsteller führen an, dass die staatliche 

Unterstützung des chinesischen Geflügelsektors – einschließlich der Entenzucht – gesetzlich verankert sei. So 

sehe das chinesische Tierzuchtgesetz u. a. Fördermaßnahmen zur Erhaltung genetischer Ressourcen sowie 

nationale Zuchtprogramme vor. Darüber hinaus verweisen sie auf die Förderung regionaler 

Futtermittelproduktionscluster für die Entenzucht durch Subventionen für lokale Sojaverarbeitungsbetriebe und 

Mischfutterhersteller. Nach der Grundverordnung wird die Untersuchung innerhalb eines Jahres, spätestens 

jedoch innerhalb von 14 Monaten nach Veröffentlichung der Bekanntmachung abgeschlossen. Gemäß Art. 7 

https://policy.trade.ec.europa.eu/news/commission-acts-against-dumped-imports-polyamide-yarns-china-2026-07-28_en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202601823
https://policy.trade.ec.europa.eu/news/commission-acts-against-dumped-imports-terephthalic-acid-2026-08-10_en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=OJ:L_202601904
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Abs. 1 der Grundverordnung können vorläufige Maßnahmen eingeführt werden, und zwar spätestens sieben 

Monate, allerspätestens jedoch acht Monate nach Veröffentlichung der Bekanntmachung. 

Zur Bekanntmachung 

 

Kommission leitet Überprüfung wegen des bevorstehenden Auslaufens der Antidumpingmaßnahmen 

gegenüber Einfuhren bestimmter Stahldrähte mit Ursprung in der Volksrepublik China ein 

Die Kommission hat am 01.09.2026 die Bekanntmachung der Einleitung einer Überprüfung wegen des 

bevorstehenden Außerkrafttretens der Antidumpingmaßnahmen gegenüber den Einfuhren bestimmter Vor- und 

Nachspanndrähte und -Litzen aus nicht legiertem Stahl (PSC-Drähte und -Litzen) mit Ursprung in der 

Volksrepublik China veröffentlicht. Stahl- und Spanndrähte werden primär als Zugglieder zur Vorspannung von 

Betonbauteilen im Bauwesen eingesetzt. Die Kommission hatte bereits 2009 endgültige Antidumpingzölle auf 

die Einfuhren von Hartholzsperrholz mit Ursprung in der Volksrepublik China zwischen 31,1 % und 46,2 % 

eingeführt (zuletzt geändert durch Durchführungsverordnung (EU) 2021/1432). Nach der Grundverordnung 

wird die Untersuchung in der Regel binnen zwölf Monaten, spätestens jedoch 15 Monate nach Veröffentlichung 

der Bekanntmachung abgeschlossen.  

Zur Bekanntmachung  

 

Kommission leitet Interimsprüfung der Antidumpingmaßnahmen gegenüber den Einfuhren von 

Silicium mit Ursprung in der Volksrepublik China ein  

Die Kommission hat am 01.09.2026 die Bekanntmachung der Einleitung einer Interimsüberprüfung der 

Antidumpingmaßnahmen gegenüber den Einfuhren von Silicium mit Ursprung in der Volksrepublik China 

veröffentlicht. Silicium ist ein nichtmetallisches chemisches Element, das als Halbleitermaterial eine zentrale 

Rolle in der Elektronik spielt. Derzeit gilt ein endgültiger Antidumpingzoll in Höhe von 16,8 % auf die Einfuhren 

von Silicium mit Ursprung in der Volksrepublik China, ausgeweitet auf aus der Republik Korea und Taiwan 

versandtes Silicium (Durchführungsverordnung (EU) 2022/1394). Zweck der Überprüfung ist die Ermittlung der 

Dumping- und der Schadensspanne. Nach der Grundverordnung wird die Untersuchung in der Regel binnen 

zwölf Monaten, spätestens jedoch 15 Monate nach Veröffentlichung der Bekanntmachung abgeschlossen.  

Zur Bekanntmachung  

 

Kommission nimmt Antidumpingverfahren betreffend die Einfuhren von Titandioxid mit Ursprung in 

der Volksrepublik China wieder auf 

Die Kommission hat am 25.08.2026 eine Bekanntmachung über die Wiederaufnahme des 

Antidumpingverfahrens betreffend die Einfuhren von Titandioxid mit Ursprung in der Volksrepublik China 

veröffentlicht. Bei Titandioxid handelt es sich um ein weißes Farbpigment, das u. a. in Kosmetika, bestimmten 

Arzneimitteln und der Industrie (Farben, Lacke, Kunststoffe und Papier) verwendet wird. Der Antrag wurde von 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=OJ:C_202603584
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C_202604636
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C_202604547
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der European Titanium Dioxide Ad Hoc Coalition im Namen der Titandioxidindustrie der EU eingereicht. Nach 

Auffassung der Kommission rechtfertigen die vorgelegten Informationen die Wiederaufnahme des Verfahrens. 

Es gebe ausreichend Beweise dafür, dass die chinesischen Ausfuhrpreise nach der Einführung von 

Antidumpingmaßnahmen im Jahr 2025 gesunken sind und dieser Preisrückgang die beabsichtigte Wirkung der 

Antidumpingzölle untergräbt (sog. „Absorption“ der Zölle). Den vorgelegten Beweisen zufolge kann dieser 

Preisrückgang weder durch Veränderungen bei den Rohstoffkosten noch durch gesunkene Frachtkosten oder 

eine Veränderung des Produktmixes erklärt werden. Nach Art. 12 Abs. 4 der Grundverordnung wird die 

wiederaufgenommene Untersuchung innerhalb von sechs Monaten, spätestens jedoch innerhalb von neun 

Monaten nach Veröffentlichung der Bekanntmachung abgeschlossen.  

Zur Bekanntmachung  

 

Kommission veröffentlicht Untersuchung wegen möglicher Umgehung von Antidumpingmaßnahmen 

bei Hartholzsperrholz mit Ursprung in der Volksrepublik China 

Die Kommission hat am 23.07.2026 eine Durchführungsverordnung zur Einleitung einer Untersuchung wegen 

möglicher Umgehung von Antidumpingmaßnahmen betreffend die Einfuhren von Hartholzsperrholz mit 

Ursprung in der Volksrepublik China und zur zollamtlichen Erfassung dieser Einfuhren veröffentlicht. Nach 

Erkenntnissen der Kommission haben chinesische Exporteure die Zusammensetzung des Produkts geringfügig 

verändert, um es unter anderen KN-Codes (Codes der Kombinierten Nomenklatur (KN)) in die EU einzuführen, 

die nicht den geltenden Antidumpingmaßnahmen unterliegen. Die Kommission hatte 2025 endgültige 

Antidumpingzölle auf die Einfuhren von Hartholzsperrholz mit Ursprung in der Volksrepublik China zwischen 

93,1 % und 185,9 % eingeführt (siehe Durchführungsverordnung (EU) 2025/2333). Ziel des Verfahrens ist es, 

zu prüfen, ob Exporteure die europäischen Antidumpingzölle umgehen. Wenn die Kommission zu dem Schluss 

kommt, dass die bestehenden Antidumpingzölle tatsächlich umgangen werden, kann sie die geltenden 

Maßnahmen auf die von der Umgehung betroffenen Produkte ausdehnen. 

Zur Durchführungsverordnung 

 

Kommission veröffentlicht Untersuchung wegen möglicher Umgehung von Antidumpingmaßnahmen 

bei offenmaschigen Gewebe aus Glasfaser mit Ursprung in der Volksrepublik China 

Die Kommission hat am 07.08.2026 eine Durchführungsverordnung zur Einleitung einer Untersuchung wegen 

möglicher Umgehung von Antidumpingmaßnahmen betreffend die Einfuhren bestimmter offenmaschiger 

Gewebe aus Glasfasern mit Ursprung in der Volksrepublik China durch aus dem Kosovo, Moldau, 

Nordmazedonien und Serbien versandte Einfuhren offenmaschiger Gewebe, ob als Ursprungserzeugnisse des 

Kosovo, Moldaus, Nordmazedoniens oder Serbiens angemeldet oder nicht, und zur zollamtlichen Erfassung 

dieser Einfuhren veröffentlicht. Nach Erkenntnissen der Kommission wurden betroffene Waren über den 

Kosovo in die EU weiterexportiert. Darüber hinaus wurden Nachweise vorgelegt, wonach die Produkte vor ihrer 

Wiederausfuhr in die EU in Moldau, Nordmazedonien oder Serbien montiert oder fertiggestellt wurden. Den 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C_202604533
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202601840
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vorliegenden Informationen zufolge könnten diese Verarbeitungsschritte eine Umgehung der geltenden 

Antidumpingmaßnahmen darstellen. Die Kommission hatte erstmals 2011 endgültige Antidumpingzölle auf die 

Einfuhren offenmaschiger Gewebe aus Glasfaser mit Ursprung in der Volksrepublik China in Höhe von 62,9 % 

eingeführt (s. Durchführungsverordnung (EU) 2011/791). Ziel des Verfahrens ist es, zu prüfen, ob Exporteure 

die europäischen Antidumpingzölle umgehen. Wenn die Kommission zu dem Schluss kommt, dass die 

bestehenden Antidumpingzölle tatsächlich umgangen werden, kann sie die geltenden Maßnahmen auf die von 

der Umgehung betroffenen Produkte ausdehnen. 

Zur Durchführungsverordnung 

 

Kommission initiiert gezielte Konsultation zur Verordnung zur Eindämmung der negativen 

handelsbezogenen Auswirkungen globaler Überkapazitäten auf den Stahlmarkt der Union 

Die Kommission hat am 30.07.2026 eine gezielte Konsultation zur Überprüfung des Produktumfangs der 

Verordnung zur Eindämmung der negativen handelsbezogenen Auswirkungen globaler Überkapazitäten auf 

den Stahlmarkt der Union eingeleitet. Ziel ist es, Rückmeldungen von Interessenträgern (insb. Stahlherstellern, 

Stahlverwendern, Händlern, Importeuren, Branchenverbänden) zum Anwendungsbereich der am 01.07.2026 

in Kraft getretenen Verordnung einzuholen und zu prüfen, ob weitere Produkte in den Anwendungsbereich 

aufgenommen werden sollten. Gelegenheit zur Stellungnahme im Rahmen der gezielten Konsultation besteht 

bis zum 30.09.2026. Die Überprüfung soll bis zum 31.12.2026 abgeschlossen werden. 

Pressemitteilung der Kommission 

Zur gezielten Konsultation 

 

Kommission initiiert Konsultation zur Überprüfung des Instruments betreffend das internationale 

Beschaffungswesen 

Die Kommission hat am 08.09.2026 eine Konsultation zur Initiative einer Überprüfung des Instruments für das 

internationale Beschaffungswesen (IPI) eingeleitet. Ziel ist es, Anwendungsbereich, Funktionsweise und 

Effizienz des IPI zu überprüfen und daraus folgend gegebenenfalls Vorschläge zu seiner Verbesserung zu 

entwickeln. Dabei sollen insbesondere die Einleitung und Durchführung von IPI-Untersuchungen, die 

Konsultationen mit Nicht-EU-Ländern, die Voraussetzungen für die Einführung von IPI-Maßnahmen, die 

Schwellenwerte, die möglichen Maßnahmen sowie Ausnahmen und die Umsetzung dieser bewertet werden. 

Gelegenheit zur Stellungnahme besteht bis zum 01.12.2026.  

Zur Konsultation 

 

Kommission veröffentlicht Überprüfungsbericht zur Verordnung über drittstaatliche Subventionen 

Die Kommission hat am 14.07.2026 einen Überprüfungsbericht zur Verordnung über drittstaatliche 

Subventionen (FSR) veröffentlicht. Die Kommission bewertet die FSR insgesamt als wirksames Instrument zur 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202601925
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/mex_26_1709
https://policy.trade.ec.europa.eu/consultations/targeted-consultation-first-product-scope-review-under-eu-steel-regulation_en
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/18512-Uberprufung-des-Instruments-betreffend-das-internationale-Beschaffungswesen_de
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Bekämpfung wettbewerbsverzerrender ausländischer Subventionen, sieht jedoch weiterhin erheblichen 

Verwaltungsaufwand bei ihrer Anwendung. Um die Verfahren zu vereinfachen, plant sie bis 2027 gezielte 

Anpassungen. Vorgesehen sind insbesondere höhere Schwellenwerte und vereinfachte Meldeverfahren bei 

Unternehmenszusammenschlüssen sowie Erleichterungen bei Offenlegungs- und Meldepflichten im 

öffentlichen Auftragswesen. Zudem sollen die Regelungen zum Umgang mit vertraulichen Informationen und 

zum Aktenzugang präzisiert werden. 

Pressemitteilung der Kommission 

Zum Überprüfungsbericht 

 

ENERGIE 

Industrieausschuss des Europäischen Parlaments legt Standpunkt zum Vorschlag für eine 

Verordnung über Leitlinien für die transeuropäische Energieinfrastruktur fest 

Der Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie (ITRE) des Europäischen Parlaments (EP) hat am 

10.09.2026 seinen Standpunkt zum Vorschlag für eine Verordnung über Leitlinien für die transeuropäische 

Energieinfrastruktur (TEN-E) im Rahmen des Europäischen Netzpakets mit 56 Ja-Stimmen, bei zehn Nein-

Stimmen und neun Enthaltungen angenommen. Darüber hinaus stimmten die Abgeordneten mit 61 Ja-

Stimmen, sechs Nein-Stimmen und acht Enthaltungen für die Aufnahme interinstitutioneller Verhandlungen. 

Der Standpunkt des Ausschusses umfasst u. a., dass der Ausbau der Netzinfrastruktur aktiv die 

Marktintegration fördern soll, insbesondere im Hinblick auf Preisstabilität und Versorgungssicherheit. Zudem 

betont der Ausschuss die Notwendigkeit, Netto-Null-Technologien zügig einzuführen und wirksam in die 

Energiesysteme zu integrieren. Darüber hinaus soll die Liste der bei der TEN-E-Planung, der Bedarfsanalyse 

und der Auswahl von Infrastrukturvorhaben zu berücksichtigenden Infrastrukturkategorien erweitert werden. 

Künftig sollen auch Ausrüstungen und Anlagen zum Schutz sowie zur Stärkung der Resilienz kritischer 

Netzbestandteile, Überwachungs-, Steuerungs- und Digitalisierungstechnologien sowie Projekte zur 

Anpassung der Energieinfrastruktur an die Folgen des Klimawandels berücksichtigt werden. Nachdem der Rat 

seine Position bereits am 29.06.2026 festgelegt hat, können die Trilogverhandlungen zwischen EP, Rat und 

Kommission beginnen. 

Pressemitteilung des EP 

 

Kommission veröffentlicht Leitlinien für staatliche Beihilfen in Form von Klimaschutzverträgen 

Die Kommission hat am 17.07.2026 Leitlinien für staatliche Beihilfen in Form von Klimaschutzverträgen (Carbon 

Contracts for Difference, CCfDs) veröffentlicht. Ziel ist es, die Mitgliedstaaten bei der Ausgestaltung von 

Beihilfen in Form von CCfDs im Einklang mit den Leitlinien für staatliche Klima-, Umweltschutz- und 

Energiebeihilfen (KUEBLL) zu unterstützen. CCfDs sind staatliche Förderinstrumente zur Absicherung von 

Dekarbonisierungsinvestitionen. Sie sollen Unternehmen einen bestimmten CO₂-Preis für vermiedene 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_26_1606
https://single-market-economy.ec.europa.eu/document/download/1bc15039-9295-4cae-b629-f86552cd84d0_en
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20260907IPR47407/meps-upgrade-eu-energy-infrastructure-rules-to-lower-energy-prices
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Emissionen garantieren und gleichen die Differenz aus, wenn der Marktpreis darunter liegt. CCfDs können 

unterschiedlich ausgestaltet werden; die Leitlinien enthalten hierzu verschiedene Beispiele, ohne jedoch die 

Gestaltungsmöglichkeiten der Mitgliedstaaten einzuschränken. Dadurch soll mehr Planungssicherheit für 

Investitionen in klimafreundliche Technologien geschaffen werden, um die Dekarbonisierung der Industrie zu 

beschleunigen und deren Wettbewerbsfähigkeit zu stärken. 

Pressemitteilung der Kommission 

Zu den Leitlinien 

 

Kommission veröffentlicht Leitlinien zur Anwendung nichtpreislicher Kriterien im Rahmen des Net-

Zero Industry Act 

Die Kommission hat am 22.07.2026 zwei Leitlinien zur Anwendung von Art. 25 und Art. 26 des Net-Zero 

Industry Act (NZIA) veröffentlicht. Ziel ist es, bei der öffentlichen Vergabe und im Rahmen der Förderung von 

Netto-Null-Technologien verstärkt Kriterien wie Nachhaltigkeit und Resilienz neben dem Preiskriterium zu 

berücksichtigen. Art. 25 NZIA legt Mindestanforderungen für öffentliche Vergaben hinsichtlich 

Nachhaltigkeitskriterien sowie des Beitrags zur Resilienz der europäischen Lieferketten für Netto-Null-

Technologien fest. Art. 26 NZIA verpflichtet die Mitgliedstaaten, bei mindestens 30 % des jährlichen 

Ausschreibungsvolumens im Rahmen der Förderung von EE-Anlagen bestimmte nicht preisbezogene Kriterien 

einzubeziehen. 

Pressemitteilung der Kommission 

Zu den Leitlinien zu Art. 25 NZIA 

Zu den Leitlinien zu Art. 26 NZIA 

 

Kommission genehmigt deutsche Beihilferegelung in Form des Kapazitätsmechanismus zur 

Sicherung der Stromversorgung 

Die Kommission hat am 02.09.2026 die deutsche Beihilferegelung in Form des Kapazitätsmechanismus 

genehmigt, mit dem die Stromversorgungssicherheit ab dem Jahr 2031 gewährleistet werden soll. Die 

Genehmigung erfolgt auf Grundlage der Leitlinien für staatliche Klima-, Umweltschutz- und Energiebeihilfen 

(KUEBLL). Mit der Beihilfemaßnahme mit geschätzten Kosten zwischen 15,6 Mrd. € und 35,2 Mrd. € soll 

sichergestellt werden, dass ausreichende Kapazitäten für die Erzeugung, Speicherung und den flexiblen 

Verbrauch von Strom vorhanden sind. Der Kapazitätsmechanismus kann eine wichtige Rolle bei der 

Gewährleistung der Versorgungssicherheit spielen und beinhaltet Anforderungen, mit denen die Verwirklichung 

der Klimaneutralität bis spätestens 2045 unterstützt wird. Die Kapazitäten werden über wettbewerbliche 

Auktionen vergeben; die Verträge können eine Laufzeit von bis zu 15 Jahren haben. Teilnahmeberechtigt sind 

alle Technologien (Erzeugung, Speicher und Lastmanagement), sowohl bestehende als auch neue Anlagen 

sowie unter bestimmten Bedingungen grenzüberschreitende Kapazitäten. Der strukturelle 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/bg/mex_26_1646
https://competition-policy.ec.europa.eu/document/download/42330cc4-d31e-41cf-ae35-3db7ab933331_en?filename=20260717_guidance_on_carbon_contracts_for_difference.pdf
https://energy.ec.europa.eu/news/commission-publishes-guidance-application-non-price-criteria-under-net-zero-industry-act-2026-07-22_en
https://energy.ec.europa.eu/document/download/d8cb7c28-2d96-4b4d-8f1c-15eb8189f506_en?filename=C_2026_5024_F1_COMMUNICATION_FROM_COMMISSION_EN_V6_P1_4872469%20%282%29.PDF
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:C_202604113
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Kapazitätsmechanismus, der im Jahr 2027 auf den Weg gebracht wird und ab 2032 greifen soll, ist nicht 

Gegenstand der Kommissionsentscheidung. 

Pressemitteilung der Kommission 

 

Kommission startet Energy Regulation Academy 

Die Kommission hat am 15.09.2026 gemeinsam mit dem European University Institute den Start der neuen 

Energy Regulation Academy (EnRA) bekanntgegeben. Ziel der EnRA ist es, nationale Behörden bei der 

praktischen Umsetzung der EU-Energiereformen zu unterstützen und den Erfahrungsaustausch sowie die 

regulatorische Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten zu stärken. Hierzu werden in den kommenden 

drei Jahren Schulungen, Workshops und Beratungsangebote sowohl online als auch in Präsenz für 

Beschäftigte von öffentlichen Stellen angeboten. Im Fokus stehen Themen wie Strommarktdesign, Förderung 

erneuerbarer Energien, Netzausbau, Systemflexibilität, Digitalisierung sowie Verbraucherschutz. Konkret 

werden Kurse wie beispielsweise „Contracts-for-Difference (CfD) and Power Purchase Agreements (PPA)“ oder 

„Capacity Remuneration Mechanisms (CRM) and Non-Fossil Flexibility Support Schemes (NFFSS)“ 

abgehalten. Das genaue Curriculum wird jährlich evaluiert und angepasst. Die ersten Trainings im Rahmen der 

EnRA haben bereits begonnen, weitere Kurse werden fortlaufend auf der Webseite der Florence School of 

Regulation veröffentlicht. 

Pressemitteilung der Kommission 

Zur Website der Florence School of Regulation  

 

Europäischer Gerichtshof: Deutsche Förderung der Stromerzeugung durch KWK-Anlagen stellt keine 

Beihilfe dar 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat am 09.07.2026 die Rechtsmittel der Kommission gegen das Urteil 

des Europäischen Gerichts (EuG) vom 24.01.2024, in dem die deutsche KWK-Förderung (Kraft-Wärme-

Kopplung) nicht als staatliche Beihilfe eingestuft wurde, zurückgewiesen. Die Kommission hatte mit Beschluss 

vom 03.06.2021 festgestellt, dass die deutsche KWK-Förderung eine Beihilfe darstellt. Dieser Beschluss wurde 

von Deutschland vor dem EuG angefochten. Mit dem Urteil vom 24.01.2024 gab das EuG der Klage 

Deutschlands statt und erklärte den Kommissionsbeschluss für nichtig. Weder würden die Maßnahmen zur 

KWK-Förderung mit staatlichen Mitteln finanziert, noch könne die Begrenzung der KWKG-Umlage zugunsten 

der Wasserstoffhersteller als Verzicht auf staatliche Mittel angesehen werden. Die Kommission legte gegen 

dieses Urteil Rechtsmittel beim EuGH ein, die nun vom EuGH zurückgewiesen wurden. Damit ist das Urteil vom 

24.01.2024 rechtskräftig. 

Pressemitteilung des EuGH 

Volltext des Urteils 

  

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_26_1778
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/mex_26_1883
https://fsr.eui.eu/energy-regulation-academy/
https://ieu-monitoring.com/event/state-aid-for-cogeneration-power-eu-judgment-in-the-appeal-in-case-c-242-24-p-commission-v-germany
https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/document/C/2024/C-0242-24-00000000PV-01-P-01/ARRET/323426-DE-1-html
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STAATSMINISTERIUM FÜR UMWELT UND VERBRAUCHERSCHUTZ 

Europäisches Parlament stimmt für Anpassung der Marktstabilitätsreserve und Ausweitung von 

CBAM  

Am 15.09.2026 hat das Europäische Parlament (EP) mehrheitlich zwei Änderungen des 

Emissionshandelssystems (ETS) zugestimmt.  

In erster Lesung hat sich das EP zur Reform der Marktstabilitätsreserve (MSR) für Industrie, Stromerzeugung, 

Luft- und Seeverkehr im Rahmen von ETS I positioniert. Der Grenzwert des Löschungsmechanismus von 

Zertifikaten soll von 400 auf 650 Mio. angehoben werden. Ziel ist, dass weiterhin ein Puffer zur Verhinderung 

von großen Preisfluktuationen besteht und sich nicht zu viele Zertifikate in der Reserve ansammeln. Die 

Kommission hatte sich zuvor für eine Streichung des Löschungsmechanismus ausgesprochen. In einer zweiten 

Abstimmung hat das Parlament die vorläufige Einigung mit dem Rat zu Änderungen der Marktstabilitätsreserve 

für Gebäude, Straßenverkehr und weitere Sektoren im Rahmen von ETS II angenommen. Dadurch sollen die 

sozialen Folgen des Emissionshandels abgefedert werden.  

Darüber hinaus hat das EP zwei Berichte des Umweltausschusses in erster Lesung angenommen: eine 

Anpassung des CO2-Grenzausgleichssystems (CBAM) zur Verhinderung von sog. Carbon Leakage und die 

Ausweitung des CBAM-Geltungsbereichs. So soll das System auch Fertigprodukte aus Stahl und Aluminium 

wie etwa Verbindungselemente, Draht, Federn und Haushaltsartikel umfassen. Zudem fügten sie eine 

Ausnahmeregelung für Stromflüsse aus Nicht-EU-Ländern hinzu, die von Netzbetreibern zur Aufrechterhaltung 

der Netzstabilität genutzt werden. Ein Vorschlag der Kommission, bestimmte Waren im Falle von Preisschocks 

aus dem Anwendungsbereich des Mechanismus auszunehmen, wurde abgelehnt. Die CBAM-Einnahmen 

sollen stattdessen vorübergehend in betroffene Sektoren umgeleitet werden können. Das EP hat in einer 

zweiten Abstimmung befürwortet, dass der temporäre Dekarbonisierungsfonds bis 2029 läuft (der 

Kommissionsvorschlag war auf 2028 begrenzt) und auch für Düngemittel genutzt werden kann.  

Die im Plenum verabschiedeten Änderungen werden 20 Tage, nachdem sie vom Rat angenommen und im 

Amtsblatt veröffentlicht wurden, in Kraft treten.  

Pressemitteilung des EP zur Preisstabilisierung von ETS1 und ETS2 

Pressemitteilung des EP zum CO₂-Grenzausgleichsmechanismus (CBAM) 

 

Berichtsentwurf zur ETS-Reform vorgelegt 

Der Berichterstatter MdEP Peter Liese (EVP/DEU) hat am 11.09.2026 seinen Entwurf zur ETS-Reform 

vorgestellt. Kernpunkt des Berichtsentwurfs ist die Anpassung des linearen Reduktionspfades (LRF). Sein 

Vorschlag streckt die Emissionsminderungen zeitlich stärker und reduziert damit den kurzfristigen 

Anpassungsdruck auf die Industrie. Der LRF sah bisher vor, dass das Emissionsbudget jährlich um 4,4 % sinkt. 

Diese hätte zur Folge, dass im Geltungsbereich des ETS ab 2039 keine neuen Emissionen zulässig sind. Der 

https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20260911IPR47449/eu-emissionshandel-ets-parlament-will-stabilere-preise
https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20260911IPR47450/strengthening-the-eu-carbon-border-adjustment-mechanism-and-closing-loopholes
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Kommissionsvorschlag sah eine Anpassung auf 3,7 % ab 2031 und 1,7 % ab 2036 vor. MdEP Liese schlägt 

vor, dies auf 3,7 % für den Zeitraum von 2031-2035 und 2,3 % ab 2036 zu ändern. Zudem spricht er sich dafür 

aus, dass 75 % der Einnahmen der Mitgliedstaaten aus dem Verkauf von Emissionszertifikaten wieder in die 

Industrie investiert werden. Damit geht sein Vorschlag über den Kommissionsvorschlag von 50 % hinaus. 

Daneben ist die Einbindung von Technologien zur CO₂-Abscheidung und -Speicherung (CCS) in ETS 

vorgesehen.  

In den nächsten Wochen können die Schattenberichterstatter Änderungen zum Entwurf von MdEP Liese 

vorschlagen. Ende November soll die Abstimmung über den Bericht im Umweltausschuss erfolgen, vor 

Jahresende im Plenum. 

Pressemitteilung von MdEP Liese zur ETS-Reform 

 

Kommissionspräsidentin von der Leyen bekennt sich zu europäischen Klimazielen 

Am 16.09.2026 hat Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen ihre Rede zur Lage der Europäischen Union 

gehalten. Darin hat sie den Klimawandel als einen der „Wendepunkte unserer Zeit“ bezeichnet. Dass der 

Klimawandel zu diesen gehört, habe der vergangene Sommer mit Rekordhitzen, Waldbränden in ganz Europa 

oder dem Austrocknen von Flüssen gezeigt. Darunter haben die europäischen Bürgerinnen und Bürger sowie 

Unternehmen gelitten und die Situation werde sich in den kommenden Jahren weiter zuspitzen. Man müsse 

deshalb auch zukünftig die Umsetzung der europäischen Klimapolitik vorantreiben und weitere Maßnahmen 

ergreifen. Sie stellte daneben die Zielsetzung in den Mittelpunkt, dass Europas Zukunft elektrisch werden soll.  

Die Kommission plant, im kommenden Monat einen Plan zu Klimaresilienz vorzulegen. In diesem werden die 

100 vom Klimawandel am meisten betroffenen Regionen identifiziert und Maßnahmen vorgelegt, die einem 

ganzheitlichen Ansatz folgen. Mit diesem Plan soll die EU Vorreiter im Markt der Klimaanpassung werden – 

etwa bei klimaresistenten Anbauprodukten, Hochwasserschutz oder energieeffizientem Kühlen. Zudem plant 

die Kommission die Gründung einer Allianz für Klimaversicherungen als Reaktion darauf, dass gegenwärtig nur 

25 Prozent der Schäden aus Naturkatastrophen von privaten Versicherungen abgedeckt sind. Darüber hinaus 

soll ein Plan zum Schutz vor und während Hitzewellen verabschiedet werden. Durch diesen sollen bessere 

Frühwarnsysteme, Krisenvorsorge im Gesundheitswesen und urbane Klimaanpassung ermöglicht werden. 

Auch eine europäische Wasserinitiative soll auf den Weg gebracht werden, da europaweit fast jeder vierte Liter 

Wasser verloren gehe. Des Weiteren sollen die bestehenden Einrichtungen der EU gegen Waldbrände 

ausgebaut werden. Hierfür soll die grenzüberschreitende Koordinierung von Feuerwehren verbessert und eine 

europäische Löschflugzeuginitiative initiiert werden (siehe hierzu auch den Beitrag unter Politische 

Schwerpunkte in diesem EB). 

Rede der Kommissionspräsidentin zur Lage der Union 

Pressemitteilung 

 

https://www.cducsu.eu/artikel/liese-ets-reform-muss-klimaschutz-und-wettbewerbsfaehigkeit-zusammenbringen
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/speech_26_1868
https://germany.representation.ec.europa.eu/nachrichten-und-veranstaltungen/pressemitteilungen/soteu-rede-von-kommissionsprasidentin-von-der-leyen-im-europaischen-parlament-2026-09-16_de?prefLang=en
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Neuer Zollkodex von Europäischem Parlament verabschiedet 

Am 16.09.2026 hat das Europäische Parlament der größten Reform des europäischen Zollsystems seit 

Jahrzehnten zugestimmt. Die Überarbeitung des alten Zollkodex war aufgrund der stark angewachsenen Zahl 

an Einfuhren aus Drittstaaten – insb. durch das Wachstum des E-Commerce-Handels – notwendig geworden. 

Die Reform bestimmt, dass nun die Plattformen, durch die der Warenversand in die EU erfolgt, und nicht mehr 

die EU-Bürgerinnen und Bürger für die Zahlung der Zollgebühren und Einhaltung von europäischen 

Rechtstandards verantwortlich sind. Dies umfasst auch eine Gebühr für Pakete unter 150 € spätestens ab dem 

01.11.2026. Die Höhe der Gebühr wird alle zwei Jahre von der Kommission angepasst. Die Einhaltung der 

Inhalte des neuen Zollkodex soll sichergestellt werden, indem Unternehmen ihren Sitz oder juristische 

Vertretung durch einen Zugelassenen Wirtschaftsbeteiligten in der EU nachweisen müssen. Bei wiederholten 

Verstößen gegen die Regelungen drohen Geldbußen von bis zu 6 % des jährlichen Wareneinfuhrwerts oder 

Zugangsbeschränkungen zu den Online-Plattformen der Unternehmen. Besonders zuverlässige und 

transparente Unternehmen – sog. „Trust & Check-Händler“ – profitieren von vereinfachten Zollpflichten. Die 

Einhaltung des Systems wird über eine neue EU-Zolldatenplattform und eine neue, mit koordinativen Aufgaben 

versehene dezentrale EU-Zollbehörde mit Sitz in Lille kontrolliert. Der Rat hatte der Reform Anfang September 

zugestimmt. Damit kann die Reform zeitnah unterzeichnet und im Amtsblatt der EU veröffentlicht werden. Einen 

Tag später wird der neue Zollkodex in Kraft treten. Die neuen Verpflichtungen müssen die Mitgliedstaaten 

spätestens zwölf Monate nach ihrem Inkrafttreten anwenden (siehe hierzu Beitrag des StMFH in diesem EB). 

Pressemitteilung des Parlaments 

Pressemitteilung des Rates 

 

Richtlinie zum Recht auf Reparatur jetzt anwendbar 

Am 31.07.2026 ist die Frist zur Umsetzung der Richtlinie zur Förderung der Reparatur von Waren (EU) 

2024/1799 abgelaufen. Damit sind ihre Inhalte anwendbar. Deutschland hat die Richtlinie fristgerecht zum 

31.07.2026 umgesetzt. Hersteller dürfen Reparaturen nicht verweigern. Sie müssen diese zu einem 

angemessenen Preis innerhalb einer angemessenen Frist durchführen und hierzu transparente Informationen 

veröffentlichen. Ersatzteile müssen zu marktgerechten Preisen angeboten werden. 

Pressemitteilung 

 

EU-Mitgliedstaaten legen Pläne zur Wiederherstellung der Natur vor 

Am 01.09.2026 war der Termin für die EU-Mitgliedstaaten, der Kommission die Entwürfe ihre nationalen Pläne 

zur Wiederherstellung der Natur vorzulegen. Deutschland hatte die offizielle Übermittlung des Nationalen 

Wiederherstellungsplans zur Umsetzung der Verordnung um einige Wochen verschoben, um nach einer 

intensiven Konsultationsphase Nachbesserungen einzuarbeiten. Das Bundesumweltministerium entschied sich 

für die Verschiebung, da in der Öffentlichkeitsbeteiligung ca. 7.000 Beiträge eingegangen waren, die vom 

https://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20260911IPR47456/the-european-parliament-adopts-new-e-commerce-and-customs-rules
https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2026/09/03/eu-customs-council-greenlights-landmark-reform/?utm_source=brevo&utm_campaign=AUTOMATED%20-%20Alert%20-%20Newsletter&utm_medium=email&utm_id=3318
https://germany.representation.ec.europa.eu/nachrichten-und-veranstaltungen/pressemitteilungen/eu-recht-auf-reparatur-jetzt-anwendbar-mehr-verbraucherschutz-und-nachhaltigkeit-2026-07-31_de
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BMUKN geprüft wurden. Die Kommission wurde hierüber informiert. Mit den Plänen sollen die Mitgliedstaaten 

darlegen, wie sie die europäischen Wiederherstellungsziele erreichen. Grundlage hierfür ist die Verordnung 

(EU) 2024/1991 zur Wiederherstellung der Natur vom 18.08.2024. Ziel ist u. a. Resilienz gegenüber Dürren, 

Hitzewellen, Überschwemmungen und Waldbränden. Offen ist nach wie vor, wie die Vorgaben finanziert 

werden sollen, weshalb sich der Freistaat Bayern für eine Abschaffung oder zumindest Anpassung der 

Verordnung eingesetzt hatte. Das Konnexitätsprinzip wird die Debatte weiter prägen. In den kommenden 

Monaten wird die Kommission gemeinsam mit der Europäischen Umweltagentur die Pläne evaluieren. Zur 

weiteren Einbindung der Interessensvertreter ist für Mitte November eine Online-Beteiligungsveranstaltung 

geplant. Dort sollen sowohl der aktuelle Entwurf des Nationalen Wiederherstellungsplans diskutiert als auch 

erfolgreiche Wiederherstellungsprojekte aus den Ländern vorgestellt werden. Weitere Veranstaltungsformate 

auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene sind für 2027 in Vorbereitung. Die finale Fassung des Nationalen 

Wiederherstellungsplans soll im September 2027 bei der Kommission eingereicht werden.    

Pressemitteilung 

 

EU-Verpackungsverordnung ist in Kraft getreten  

Am 12.08.2026 sind neue Verpackungsvorschriften der EU in Kraft getreten. Die Regelungen sollen dazu 

beitragen, dass Verpackungsabfälle reduziert, nationale Recyclingquoten erhöht und Ressourcen geschont 

werden. Es werden strengere Grenzwerte für gefährliche und schwer recycelbare Stoffe festgesetzt. 

Verpackungen müssen einen Hinweis zu Recycling und Entsorgung tragen und überdimensionierte 

Verpackungen begrenzt werden. Weitere Vorgaben – etwa zu Recyclingfähigkeit oder Mindestrezyklatanteilen 

– treten 2028 bzw. 2030 in Kraft. Mit der Verordnung wird ein weiterer Schritt in der Transformation zu einer 

Kreislaufwirtschaft gegangen, durch den Verbraucher und die Umwelt besser geschützt werden sollen. 

Gleichzeitig geht die Verordnung jedoch mit einer hohen bürokratischen Belastung einher. Hersteller und 

Händler müssen grundsätzlich in jedem Mitgliedstaat, in dem sie Verpackungen auf den Markt bringen, eine 

Registrierung vornehmen und einen Bevollmächtigten benennen. Die Kommission hat angesichts massiver 

Kritik einen pragmatischen Umgang der nationalen Behörden mit der Bevollmächtigtenpflicht empfohlen. 

Deutschland hatte zuvor im Rat vorgeschlagen, dass die Pflicht zur Benennung eines Bevollmächtigten für 

kleinere Online-Händler entfällt.  

Pressemitteilung 

 

Kommission bestätigt Recyclingziele für Batterien 

Am 11.09.2026 hat die Kommission einen Bericht vorgelegt, in dem sie bestätigt, dass die Ziele zum Recycling 

von Batterien und zur Materialrückgewinnung weiterhin angemessen sind. Gemäß der europäischen 

Batterieverordnung (EU) 2023/2542 war die Kommission verpflichtet zu prüfen, ob technologischer Fortschritt, 

Marktentwicklungen und die Verfügbarkeit zentraler Rohstoffe – insb. von Nickel, Kobalt, Lithium, Kupfer und 

Blei – eine Anpassung der Ziele rechtfertigen. Der Bericht kommt zu dem Ergebnis, dass die Ziele weiterhin in 

https://environment.ec.europa.eu/news/eu-countries-submit-draft-plans-restoring-nature-2026-09-01_en
https://germany.representation.ec.europa.eu/nachrichten-und-veranstaltungen/pressemitteilungen/verbraucher-und-umweltschutz-neue-verpackungsvorschriften-der-eu-2026-08-11_de
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einem angemessenen Maß erreichbar sind. Die bisherigen Gesetzesvorgaben werden daher beibehalten. 

Diese sehen bis Ende 2025 für Bleisäure-Batterien Recyclingquoten von 75 % (Ende 2030 80 %), bei Lithium-

Batterien von 65 % (70 %) und bei Nickel-Cadmium-Batterien von 80 % vor. Die Materialrückgewinnungsquoten 

müssen bis Ende 2027 bei Kobalt, Kupfer, Blei und Nickel 90 % (Ende 2031 95 %) erreichen, bei Lithium 50 % 

(80 %). Den nächsten Bericht zur Angemessenheit der Ziele der Batterieverordnung wird die Kommission im 

August 2031 vorlegen. 

Pressemitteilung 

Bericht der Kommission 

 

Generalanwältin Kokott hält erweiterte Herstellerverantwortung in der Kommunalabwasserrichtlinie im 

Wesentlichen für nichtig 

Am 03.09.2026 hat die deutsche Generalanwältin Juliane Kokott ihren Schlussantrag zur 

Kommunalabwasserrichtlinie (Rs. 193/25) veröffentlicht. Darin hat sie erklärt, dass die erweiterte 

Herstellerverantwortung in der Kommunalabwasserrichtlinie, die Arzneimittel- und Kosmetikhersteller 

verpflichtet, 80 % der Kosten für Investitionen und Betrieb der neuen vierten Reinigungsstufe in Klärwerken zu 

tragen, gegen das europarechtliche Verursacherprinzip und den Gleichbehandlungsgrundsatz verstoße. Die 

Kommission habe nicht ausreichend dargelegt, dass die genannten Branchen in diesem Maß für 

Mikroschadstoffe, die durch die vierte Stufe entfernt werden, verantwortlich sind. Die vierte Reinigungsstufe als 

solche wurde nicht als europarechtswidrig eingestuft, sodass der neue Gewässerschutzstandard nicht 

unmittelbar gefährdet ist. Die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) steht noch aus. Der EuGH 

ist nicht an den Schlussantrag gebunden (siehe hierzu Beitrag des StMGP in diesem EB). 

Schlussanträge vom 03.09.2026 

 

Verordnung über das Wohlergehen von Hunden und Katzen in Kraft getreten 

Am 31.08.2026 sind erstmals harmonisierte Vorschriften zum Schutz des Wohlergehens von Hunden und 

Katzen im Rahmen der Verordnung (EU) 2026/1818 in Kraft getreten. Die Regelungen sind eine Reaktion auf 

die Ausweitung des illegalen (Online-)Handels und tierwohlgefärdender Zuchtpraktiken. Konkret gelten nun in 

Bezug auf das Tierwohl strengere Vorgaben bei Zucht, Unterbringung, Handhabung und Einfuhr von Hunden 

und Katzen aus Drittstaaten. Züchtungen mit Verstümmelungen und extremen Körperbaumerkmalen dürfen 

nicht mehr an Wettbewerben teilnehmen. Die Einhaltung der Verordnung soll durch verbindliche 

Identifizierungsangaben sichergestellt werden. Für diese erhalten die zuständigen Behörden erweiterte 

Kompetenzen. Weite Teile der Verordnung gelten ab dem 31.08.2028, für einzelne Vorschriften gelten längere 

Übergangsfristen.  

Verordnung 

  

https://environment.ec.europa.eu/news/waste-batteries-recycling-targets-remain-fit-purpose-2026-09-11_en
https://environment.ec.europa.eu/publications/commission-report-assessment-appropriateness-revising-targets-recycling-efficiency-and-recovery_en
https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/document/C/2025/C-0193-25-00000000RD-01-P-01-3512357/CONCL/325980-DE-1-html
https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/document/C/2025/C-0193-25-00000000RD-01-P-01-3512357/CONCL/325980-DE-1-html
https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/document/C/2025/C-0193-25-00000000RD-01-P-01-3512357/CONCL/325980-DE-1-html
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX%3A32026R1818
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STAATSMINISTERIUM FÜR ERNÄHRUNG, LANDWIRTSCHAFT, FORSTEN UND 
TOURISMUS 

Tagung Agrarrat, 13.07.2026, Brüssel  

Am 13.07.2026 trat der Rat „Landwirtschaft und Fischerei“ in Brüssel erstmals unter irischer Ratspräsidentschaft 

zusammen. Den Vorsitz führte der irische Minister für Landwirtschaft, Ernährung und Meeresangelegenheiten 

Martin Heydon. Die Kommission war durch Agrarkommissar Christophe Hansen vertreten. Für Deutschland 

nahm Staatssekretär Prof. Dr. Dr. Markus Schick teil.  

Der irische Vorsitz stellte zu Beginn seine Prioritäten für das zweite Halbjahr 2026 vor. Schwerpunkte bildeten 

die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) nach 2027, Wettbewerbsfähigkeit und Vereinfachung, der 

Generationenwechsel sowie die Zukunft der Tierhaltung und des Fischereisektors. Diese Themen prägten 

bereits die Beratungen der aktuellen Ratstagung. 

Die Mitgliedstaaten begrüßten die von der Kommission vorgelegte Nutztierstrategie und den Eiweißaktionsplan 

grundsätzlich. Im Fokus standen die Stärkung von Wettbewerbsfähigkeit, Resilienz und Nachhaltigkeit des 

Agrarsektors sowie die Verringerung der Abhängigkeit von Eiweißimporten. Zahlreiche Mitgliedstaaten 

forderten zudem ausreichende Finanzierung, regionale Flexibilität und eine praxisgerechte Umsetzung. 

Deutschland hob insbesondere die Bedeutung von Planungssicherheit für Tierhalter sowie die Stärkung von 

Wettbewerbsfähigkeit und regionalen Wertschöpfungsketten hervor. Beim Eiweißaktionsplan sprach sich 

Deutschland für einen technologieoffenen und marktorientierten Ansatz unter Einbeziehung unterschiedlicher 

Proteinquellen aus. 

Ein weiterer Schwerpunkt war die Rolle von Frauen in der Landwirtschaft. Die Mitgliedstaaten betonten die 

Bedeutung einer stärkeren Teilhabe von Frauen im Agrar- und Lebensmittelsektor. Deutschland verwies auf 

den vergleichsweise niedrigen Anteil weiblicher Betriebsleitungen und unterstützte gezielte Förder- und 

Beratungsangebote. Zudem sollen die Belange von Frauen bei der Ausgestaltung der GAP nach 2027 und der 

nationalen Strategie zum Generationenwechsel stärker berücksichtigt werden. Deutschland setzt sich darüber 

hinaus für eine Anhebung der Altersgrenze für Frauen bei der Junglandwirteförderung auf 45 Jahre ein. 

Bei der Aussprache zu handelsbezogenen Agrarfragen stand der Schutz geografischer Angaben in Drittländern 

im Mittelpunkt. Die Mitgliedstaaten betonten deren Bedeutung für die Wettbewerbsfähigkeit europäischer 

Agrarausfuhren und forderten einen wirksamen Schutz in bestehenden und künftigen Handelsabkommen. 

Deutschland unterstützte diesen Ansatz und verwies auf die laufenden Arbeiten am Aktionsplan der 

Kommission zu geografischen Angaben. Darüber hinaus sprach sich Deutschland für eine ambitionierte EU-

Handelsagenda und die Stärkung der regelbasierten multilateralen WTO-Handelsordnung aus. 

Unter „Sonstiges“ wurde über das Kommissionsarbeitsprogramm 2027 zur Absatzförderung für Agrar- und 

Lebensmittelerzeugnisse beraten. Mehrere Mitgliedstaaten sprachen sich für eine höhere Mittelausstattung 
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aus. Deutschland verwies auf Reformbedarf bei der Ausgestaltung des Programms. Weitere Beratungen 

betrafen das Krisenmanagement in der Landwirtschaft sowie die Bioökonomie. 

Ungarn informierte ferner über das erstmalige Auftreten des Asiatischen Eschenprachtkäfers in der EU. 

Mehrere Mitgliedstaaten verwiesen auf die Gefahr einer grenzüberschreitenden Ausbreitung und forderten 

einen verstärkten Austausch zu Überwachung und Bekämpfungsmaßnahmen. Die Kommission bewertete den 

Schädling als ernste Bedrohung, stellte eine Kofinanzierung von Bekämpfungsmaßnahmen in Aussicht und 

betonte die Bedeutung eines frühzeitigen und koordinierten Vorgehens. 

Als Punkt ohne Aussprache nahm der Rat außerdem gezielte Änderungen der GAP-Vorschriften an, mit denen 

den Mitgliedstaaten zusätzliche Instrumente zur Unterstützung landwirtschaftlicher Betriebe angesichts stark 

gestiegener Düngemittelkosten zur Verfügung gestellt werden sollen. 

Der nächste Rat „Landwirtschaft und Fischerei“ findet am 28./29.09.2026 statt. 

Pressemitteilung 

 

Informelles Treffen der EU-Landwirtschaftsminister, 06.- 08.09.2026, Dublin 

Vom 06. - 08.09.2026 fand unter Vorsitz des irischen Landwirtschaftsministers Martin Heydon in Dublin ein 

informelles Treffen der EU-Landwirtschaftsminister statt. An den Beratungen nahm auch Agrarkommissar 

Christophe Hansen teil. 

Im Mittelpunkt des Treffens stand die Rolle einer nachhaltigen Tierhaltung für die europäische Landwirtschaft. 

Der irische Vorsitz betonte die Bedeutung der Tierhaltung für Ernährungssicherheit, landwirtschaftliche 

Einkommen, die Entwicklung ländlicher Räume sowie die europäische Agrar- und Ernährungswirtschaft. Vor 

diesem Hintergrund seien Wettbewerbsfähigkeit, Nachhaltigkeit und Resilienz des Sektors von zentraler 

Bedeutung. Zudem kündigte die irische Ratspräsidentschaft an, die Arbeiten an der Nutztierstrategie der 

Kommission und dem Eiweißaktionsplan weiter voranzutreiben. 

Agrarkommissar Christophe Hansen informierte darüber hinaus über die Dürresituation in mehreren Teilen 

Europas. Dabei wurden insbesondere die Auswirkungen auf Pflanzen- und Futterproduktion, 

Wasserverfügbarkeit, landwirtschaftliche Einkommen sowie die Tierhaltung hervorgehoben. 

Begleitend besuchten die Delegationen mehrere landwirtschaftliche und forschungsbezogene Einrichtungen in 

der Grafschaft Kildare. Vorgestellt wurden Praxisbeispiele, wie Forschung, Innovation und Fachwissen zu 

effizienteren, wettbewerbsfähigeren und widerstandsfähigeren Agrarsystemen beitragen können. 

Pressemitteilung 

 

Rede zur Lage der Europäischen Union im Hinblick auf die Zuständigkeiten des StMELF 

In ihrer Rede zur Lage der Union am 16.09.2026 zog Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen Bilanz der 

bisherigen Arbeit der Kommission und skizzierte die politischen Prioritäten der EU für die kommenden Jahre. 

https://www.consilium.europa.eu/de/meetings/agrifish/2026/07/13/
https://irish-presidency.consilium.europa.eu/en/news/minister-heydon-chairs-informal-meeting-of-agriculture-ministers/


 

Europabericht der Vertretung des Freistaates Bayern bei der EU 

Nr. 07/2026 vom 25.09.2026 

 

 

95 

  

Im Mittelpunkt standen die Stärkung von Wettbewerbsfähigkeit, Sicherheit und Resilienz, die Anpassung an 

den Klimawandel, die Förderung von Innovation und Künstlicher Intelligenz sowie die Sicherung der 

europäischen Handlungsfähigkeit in einem zunehmend von geopolitischen Spannungen geprägten Umfeld 

(siehe hierzu Beitrag unter Politische Schwerpunkte in diesem EB). 

Mit Blick auf die Zuständigkeiten des StMELF stellte von der Leyen insbesondere Wasser- und 

Ernährungssicherheit als strategische Zukunftsaufgabe Europas heraus. Die Kommission kündigte eine 

europäische Wasserinitiative an und verwies auf die zunehmenden Risiken von Wasserknappheit für 

Landwirtschaft, Energieversorgung und Lieferketten. Dabei betonte sie, dass Nutzpflanzen Wasser zum 

Wachsen benötigen und Nutztiere auf eine verlässliche Wasserversorgung angewiesen sind. Zudem sollen 

Maßnahmen zur Verbesserung des Risikomanagements und zur Verringerung bestehender 

Versicherungslücken erarbeitet werden. Von der Leyen würdigte die Leistungen der europäischen Landwirte 

und bekräftigte die Unterstützung der Landwirtschaft bei der Anpassung an die Folgen des Klimawandels. 

Vor dem Hintergrund zunehmender Dürre-, Hitze- und Extremwetterereignisse kündigte die Kommission neue 

Maßnahmen zur Stärkung der Klimaresilienz an. Geplant sind unter anderem eine Allianz für 

Klimaversicherungen und ein europäischer Hitzeplan. Von der Leyen verwies dabei auf die erheblichen 

Auswirkungen der diesjährigen Extremwetterereignisse auf die Landwirtschaft, darunter Ernteausfälle von rund 

12 Mio. t landwirtschaftlicher Erzeugnisse. 

Für November stellte die Kommissionspräsidentin neue Initiativen zur Förderung industrieller KI in mehreren 

strategischen Sektoren in Aussicht, darunter ausdrücklich den Agrar- und Ernährungssektor. Genannt wurden 

insbesondere Anwendungen der Künstlichen Intelligenz in der Präzisionslandwirtschaft. 

Rede zur Lage der Union 2026 von Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen 

Themenseite der Kommission zur Rede zur Lage der Union (SOTEU) 2026 

Begleitdokument der Kommission zur Rede zur Lage der Union 2026 

 

Rat billigt Mobilisierung von 540 Mio. € aus der Agrarreserve für von der Nahostkrise betroffene 

Landwirtinnen und Landwirte 

Der Rat hat am 17.07.2026 den Vorschlag der Kommission zur Mobilisierung von 540 Mio. € aus der 

Agrarreserve für von der Nahostkrise betroffene Landwirtinnen und Landwirte gebilligt. Die Mittel sollen 

wirtschaftliche Verluste infolge gestiegener Düngemittel- und Energiekosten ausgleichen und gezielt den am 

stärksten betroffenen Betrieben zugutekommen. 

Für Deutschland sind rund 60 Mio. € vorgesehen. Die Mitgliedstaaten können die Unterstützung mit nationalen 

Mitteln um bis zu 200 % des jeweiligen EU-Betrags aufstocken. Die Mittel sollen gezielt den am stärksten von 

den gestiegenen Düngemittel- und Energiekosten betroffenen Betrieben zugutekommen und bis spätestens 

28.02.2027 ausgezahlt werden. 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/SPEECH_26_1868
https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/state-union_de
https://commission.europa.eu/document/download/367af55c-0045-46f1-a7fc-98418e209ad3_de?filename=From%20Promise%20to%20Progress_26_DE.pdf
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Nach Angaben der Kommission soll die Maßnahme insbesondere zur Stabilisierung der Liquidität 

landwirtschaftlicher Betriebe beitragen und die landwirtschaftliche Produktion vor dem Hintergrund anhaltend 

hoher Betriebsmittelkosten absichern. Sie ist Teil des im Mai 2026 vorgestellten Aktionsplans für Düngemittel. 

Pressemitteilung 

 

Kommission veröffentlicht erste umfassende Evaluierung der Nitratrichtlinie 

Die Kommission hat am 15.07.2026 ihre erste umfassende Evaluierung der Nitratrichtlinie seit deren 

Verabschiedung im Jahr 1991 veröffentlicht. Die Bewertung kommt zu dem Ergebnis, dass die Richtlinie 

weiterhin wirksam zum Schutz der Gewässer vor Nitratbelastungen aus der Landwirtschaft beiträgt und in den 

vergangenen Jahrzehnten zu Verbesserungen beim Nährstoffmanagement sowie zur Verringerung von 

Nitrateinträgen beigetragen hat. 

Gleichzeitig sieht die Kommission Potenzial für Vereinfachungen bei der Umsetzung und für den Abbau von 

Verwaltungsaufwand. Genannt werden insbesondere ein stärker an regionale Gegebenheiten angepasstes 

Nährstoffmanagement, Erleichterungen für kleinere Betriebe sowie ein effizienterer und stärker 

kreislauforientierter Einsatz von Nährstoffen. Zudem verweist die Kommission auf Maßnahmen des 

Düngemittel-Aktionsplans und der Tierhaltungsstrategie sowie auf die geplante Ausweitung der RENURE-

Regelungen für aus Wirtschaftsdüngern gewonnene Nährstoffprodukte auf bestimmte flüssige Gärreste auf 

Güllebasis. 

Begleitend veröffentlichte die Kommission die Länderberichte für den Zeitraum 2020 - 2023. Diese enthalten 

Empfehlungen für die weitere Umsetzung der Nitratrichtlinie in den Mitgliedstaaten. 

Pressemitteilung 

Länderberichte 

 

EU-Durchführungsverordnung zu Sorgfaltserklärungen nach der Entwaldungsverordnung tritt in Kraft 

Am 01.09.2026 hat die Kommission auf das bevorstehende Inkrafttreten der Durchführungsverordnung 

(EU) 2026/1565 hingewiesen. Die Verordnung regelt die Übermittlung von Sorgfaltserklärungen im EU-

Informationssystem nach der Entwaldungsverordnung (EUDR). Betroffen sind Unternehmen, die u. a. Soja, 

Rindfleisch, Palmöl, Kakao, Kaffee, Holz und Kautschuk in Verkehr bringen oder ausführen. 

Die Durchführungsverordnung tritt am 15.10.2026 in Kraft und enthält Vorgaben zur Übermittlung von 

Sorgfaltserklärungen sowie vereinfachte Verfahren für bestimmte Kleinst- und Kleinunternehmen. 

Mitteilung der Kommission: Anwendung von EU-Gesetzen – Elf Meilensteine bis Mitte Oktober 2026 

Durchführungsverordnung (EU) 2026/1565  

 

https://agriculture.ec.europa.eu/media/news/commission-allocates-eur540-million-support-farmers-facing-fertiliser-and-energy-crisis-arising-2026-07-17_en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_26_1594
https://environment.ec.europa.eu/publications/implementation-nitrates-directive-country-reports_en
https://germany.representation.ec.europa.eu/nachrichten-und-veranstaltungen/pressemitteilungen/anwendung-von-eu-gesetzen-elf-meilensteine-bis-mitte-oktober-2026-09-01_de
https://germany.representation.ec.europa.eu/nachrichten-und-veranstaltungen/pressemitteilungen/anwendung-von-eu-gesetzen-elf-meilensteine-bis-mitte-oktober-2026-09-01_de
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202601565
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=OJ:L_202601565
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Kommission beschließt Zertifizierungsmethoden für Carbon Farming in Land- und Forstwirtschaft 

Die Kommission hat am 10.07.2026 drei Zertifizierungsmethoden für Carbon-Farming-Maßnahmen im Rahmen 

der Verordnung über die Zertifizierung von CO2-Entnahmen und Kohlenstoffbewirtschaftung (CRCF) 

beschlossen. Die Vorgaben betreffen Maßnahmen in der Landwirtschaft und Agroforstwirtschaft auf 

mineralischen Böden, die Wiedervernässung und Wiederherstellung von Mooren sowie Aufforstungen. 

Mit den Zertifizierungsmethoden schafft die Kommission einheitliche Anforderungen für die Anerkennung von 

Klimaschutzleistungen in der Land- und Forstwirtschaft. Nach Angaben der Kommission sollen Landwirte, 

Waldbesitzer und andere Flächenbewirtschafter dadurch künftig leichter zusätzliche Einnahmen für 

Maßnahmen zur Kohlenstoffbindung erzielen können. Zugleich verweist die Kommission auf positive Effekte 

für Klimaresilienz, Biodiversität und die langfristige Sicherung der Nahrungsmittel- und Biomasseerzeugung. 

Pressemitteilung 

 

Kommission startet Feedback-Verfahren zu verstärkten Einfuhrkontrollen bestimmter Öko-Produkte 

aus Drittstaaten 

Die Kommission hat am 27.07.2026 einen Entwurf einer Durchführungsverordnung über verstärkte 

Einfuhrkontrollen bestimmter risikobehafteter Öko-Produkte aus Drittstaaten veröffentlicht. Der Entwurf enthält 

eine Liste betroffener Erzeugnisse und Herkunftsländer sowie Vorgaben zu Identitätskontrollen, 

Warenkontrollen und Probenahmen bei der Einfuhr. Hintergrund sind schwerwiegende, kritische oder 

wiederholte Verstöße gegen die Öko-Vorschriften, die die Integrität der betreffenden Erzeugnisse 

beeinträchtigen können. Der Entwurf befindet sich bis zum 24.08.2026 in der Feedback-Phase. Die Annahme 

der Durchführungsverordnung ist für das 3. Quartal 2026 vorgesehen. 

Initiative der Kommission 

 

Kommission vereinfacht Vorschriften für die Absatzförderung von Agrar- und Lebensmittelerzeug-

nissen 

Die Kommission hat am 14.07.2026 vereinfachte Vorschriften für die Förderung von Informations- und 

Werbemaßnahmen für Agrar- und Lebensmittelerzeugnisse beschlossen. Ziel ist es, die Durchführung der 

Förderprogramme zu erleichtern und den Verwaltungs- und Finanzaufwand für Begünstigte und Mitgliedstaaten 

zu verringern. 

Zu den wichtigsten Änderungen zählen eine Verlängerung der Frist für den Abschluss von Verträgen von 90 

auf 180 Tage, eine Anhebung der Vorfinanzierung auf bis zu 30 % sowie reduzierte Berichtspflichten für 

einfache Programme. Insbesondere kleinere Organisationen sollen dadurch leichter Zugang zu EU-

Fördermitteln erhalten und geförderte Maßnahmen einfacher umsetzen können. Nach Angaben der 

Kommission beruhen die Anpassungen auf den Erfahrungen aus zehn Jahren Programmumsetzung sowie auf 

https://climate.ec.europa.eu/news-other-reads/news/commission-adopts-certification-methodologies-carbon-farming-under-crcf-regulation-2026-07-10_en
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/14328-High-risk-organic-and-in-conversion-products-from-non-EU-countries-detailed-list_en
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Konsultationen mit Mitgliedstaaten und Interessenträgern. Die Mittelausstattung des Förderprogramms für 2027 

soll voraussichtlich im Oktober 2026 festgelegt werden. 

Die EU kofinanziert mit den Programmen Informations- und Werbemaßnahmen für Agrar- und 

Lebensmittelerzeugnisse im Binnenmarkt und in Drittstaaten. Seit 2016 hat die Kommission nach eigenen 

Angaben mehr als 650 entsprechende Kampagnen unterstützt. Ziel ist es, die Wettbewerbsfähigkeit des Agrar- 

und Lebensmittelsektors zu stärken und Absatzmöglichkeiten auf bestehenden und neuen Märkten zu 

erschließen. 

Pressemitteilung 

 

Kommission startet neuen strategischen Ansatz zur Förderung von Forschung und Innovation im 

europäischen Agrar- und Lebensmittelsektor 

Am 08.09.2026 verabschiedete die Kommission eine Mitteilung zu einem neuen strategischen Ansatz für 

Forschung und Innovation in den Bereichen Land- und Forstwirtschaft, ländliche Räume sowie 

Ernährungssysteme. Ziel ist es, die Wettbewerbsfähigkeit, Resilienz und Nachhaltigkeit des europäischen 

Agrar- und Lebensmittelsektors zu stärken. 

Die Mitteilung bündelt die beiden eng miteinander verknüpften Rahmenkonzepte „AgRI 2040“ für 

Landwirtschaft, Forstwirtschaft und ländliche Räume sowie „Food 2040“ für Ernährungssysteme einschließlich 

Fischerei und Aquakultur. Im Mittelpunkt stehen die Stärkung des Innovationsökosystems, die Beschleunigung 

des Transfers von Forschungsergebnissen in die Praxis sowie die Förderung der Markteinführung innovativer 

Lösungen. Hierzu sollen Endnutzer, Forschungseinrichtungen und Unternehmen enger zusammenarbeiten. 

Zudem sollen insbesondere Start-ups, Scale-ups und kleine und mittlere Unternehmen unterstützt werden. 

Die Rahmenkonzepte bilden künftig die Grundlage für einen gemeinsamen strategischen Ansatz der EU zur 

Förderung von Forschung und Innovation im Agrar- und Ernährungsbereich. Die Umsetzung soll im Rahmen 

des Forschungsrahmenprogramms Horizont Europa 2028 - 2034 sowie in einschlägigen Bereichen über den 

Europäischen Wettbewerbsfähigkeitsfonds erfolgen. 

Pressemitteilung 

Mitteilung der Kommission vom 08.09.2026 

 

EU-Agrar- und Lebensmittelhandel: Handelsüberschuss im ersten Halbjahr 2026 gestiegen 

Am 28.08.2026 berichtete die Kommission über eine insgesamt positive Entwicklung des EU-Agrar- und 

Lebensmittelhandels im ersten Halbjahr 2026. Der Handelsüberschuss erreichte 23,9 Mrd. € und lag damit um 

1,4 Mrd. € über dem Vorjahreszeitraum. Die Exporte beliefen sich auf 117,2 Mrd. € (- 2 % gegenüber dem 

Vorjahr), während die Importe auf 93,4 Mrd. € zurückgingen (- 4 %). Im Juni 2026 stiegen die Ausfuhren 

gegenüber dem Vormonat um 5 % auf 20,3 Mrd. €, die Einfuhren um 1 % auf 15,7 Mrd. €. Der monatliche 

Handelsüberschuss erhöhte sich dadurch auf 4,6 Mrd. €. 

https://agriculture.ec.europa.eu/media/news/commission-adopts-simpler-rules-eu-agri-food-promotion-policy-2026-07-14_en
https://agriculture.ec.europa.eu/media/news/commission-launches-agri-food-innovation-strategy-2026-09-08_en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=COM:2026:453:FIN
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Im Exportbereich zeigte sich ein gemischtes Bild. Die Ausfuhren von Schweinefleisch gingen um 12 % 

(- 773 Mio. €) zurück. Ausschlaggebend waren vor allem niedrigere Preise sowie geringere Liefermengen nach 

China, Japan, auf die Philippinen und in das Vereinigte Königreich. Auch die Weinexporte entwickelten sich 

rückläufig (- 4 % bzw. - 330 Mio. €), ebenso die Ausfuhren von Bier, Apfelwein und sonstigen Getränken (- 2 %). 

Die Exporte von Getreidezubereitungen und Müllereierzeugnissen blieben mit - 1 % weitgehend stabil. Gleiches 

gilt für Getreide und Milcherzeugnisse, deren Ausfuhrwerte jeweils auf dem Vorjahresniveau lagen. Deutliche 

Zuwächse verzeichneten dagegen Futtermittel und Futterpflanzen (+ 5 %), sonstige tierische Erzeugnisse 

(+ 7 %) sowie Spirituosen und Liköre (+ 10 %). Regional stiegen insbesondere die Exporte nach Ägypten 

(+ 28 %), vor allem aufgrund höherer Weizenausfuhren, sowie in die Ukraine (+ 12 %) und nach Indien 

(+ 26 %). 

Auch auf der Importseite waren deutliche Verschiebungen zu verzeichnen. Die Getreideeinfuhren gingen um 

15 % (- 715 Mio. €) zurück. Besonders ausgeprägt war der Rückgang bei Weizen (- 35 %) und Reis (- 19 %). 

Die Importe von Ölsaaten und Eiweißpflanzen sanken um 3 %, vor allem aufgrund geringerer Einfuhren von 

Sojakuchen aus Brasilien, Argentinien und Indien. Dagegen verdoppelten sich die Einfuhren von 

Sonnenblumensaaten nach zwei schwachen EU-Erntejahren. Die Importe von Rind- und Kalbfleisch stiegen 

deutlich um 23 %, die Einfuhren von Geflügel und Eiern um 13 %. Ebenfalls rückläufig waren die Importe von 

Milcherzeugnissen (- 18 %). Insgesamt zeigt sich der EU-Agrar- und Lebensmittelhandel weiterhin robust, 

allerdings mit deutlichen Verschiebungen zwischen einzelnen Produktgruppen und Absatzmärkten. 

Pressemitteilung 

 

Eurostat: Rückläufige Erzeugerpreise bei steigenden Betriebsmittelkosten  

Am 10.09.2026 hat Eurostat Daten zu Preisindizes für landwirtschaftliche Erzeugnisse veröffentlicht. Aus dem 

Datensatz geht hervor, dass die durchschnittlichen Preise für landwirtschaftliche Erzeugnisse in der EU im 

2. Quartal 2026 um 5,8 % gegenüber dem 2. Quartal des Vorjahres gesunken sind. Damit ist nun der dritte 

Rückgang in Folge zu verzeichnen. Gleichzeitig sind die durchschnittlichen Preise für landwirtschaftliche nicht 

investitionsbezogene Betriebsmittel um 4,7 % gestiegen. 

Besonders deutlich verteuerten sich Energie und Schmierstoffe (+ 22 %) sowie Düngemittel, 

Bodenverbesserungsmittel und Futtermittel (+ 13,4 %). Nach einer vergleichsweise stabilen Preisentwicklung 

im Jahr 2025 und im 1.Quartal 2026 steigen die Betriebsmittelkosten damit wieder spürbar an. Bei den 

Agrarerzeugnissen verzeichnete insbesondere Milch einen deutlichen Preisrückgang (- 16,6 %), während die 

Getreidepreise um 5,6 % sanken. Die Entwicklung verdeutlicht den anhaltenden Kostendruck für 

landwirtschaftliche Betriebe bei gleichzeitig rückläufigen Erzeugerpreisen. 

Pressemitteilung 

 

https://agriculture.ec.europa.eu/media/news/eu-agri-food-sector-consolidates-its-position-globally-first-half-2026-2026-08-28_en
https://ec.europa.eu/eurostat/web/products-eurostat-news/w/ddn-20260910-2
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Kommission legt Freihandelsabkommen zwischen der EU und Indien zur Unterzeichnung vor  

Am 11.09.2026 hat die Kommission dem Rat die Vorschläge zur Unterzeichnung und zum Abschluss des 

Freihandelsabkommens mit Indien vorgelegt (siehe hierzu Beitrag des StMWi in diesem EB). 

Für den Agrar- und Ernährungssektor eröffnet das Abkommen insbesondere einen verbesserten Marktzugang 

zum indischen Markt. Vorgesehen sind unter anderem Zollsenkungen für Wein von bisher bis zu 150 % auf 

20 - 30 %, für Olivenöl von 40 % auf 0 % sowie für zahlreiche verarbeitete Agrar- und Lebensmittelerzeugnisse, 

darunter Brot, Teigwaren und Süßwaren, auf 0 %. 

Nach Angaben der Kommission haben sich die EU-Agrarexporte nach Indien zwischen 2020 und 2024 

wertmäßig bereits nahezu verdreifacht.  

Gleichzeitig sollen sensible Agrarsektoren geschützt bleiben. Von der Liberalisierung ausgenommen sind unter 

anderem Rind- und Geflügelfleisch, Reis, Zucker und Milchpulver. Die Kommission hebt hervor, dass der 

verbesserte Marktzugang mit der Beibehaltung der hohen EU-Standards bei Lebensmittelsicherheit und 

Gesundheitsschutz einhergeht. 

Pressemitteilung der Kommission 

Zum Vorschlag zur Unterzeichnung 

Zum Vorschlag zum Abschluss 

Fragen und Antworten 

 

Europäischer Rechnungshof sieht Handlungsbedarf bei Erzeugerorganisationen im Obst- und 

Gemüsesektor  

Der Europäische Rechnungshof hat am 15.09.2026 einen Sonderbericht zur Förderung von 

Erzeugerorganisationen im Obst- und Gemüsesektor veröffentlicht. Demnach trägt die EU-Unterstützung zwar 

zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit bei, die Attraktivität von Erzeugerorganisationen und die 

Bereitschaft zum Beitritt nehme jedoch weiter ab. 

Nach Feststellungen des Rechnungshofs nutzen Erzeugerorganisationen die EU-Förderung erfolgreich zur 

Senkung von Produktionskosten, zur Modernisierung ihrer Betriebe sowie zur Stärkung ihrer 

Verhandlungsposition gegenüber dem Lebensmitteleinzelhandel. Gleichzeitig sei die Zahl der Mitglieder 

zwischen 2012 und 2023 um 39 % zurückgegangen. Zudem bestehen weiterhin erhebliche Unterschiede 

zwischen den Mitgliedstaaten hinsichtlich Organisation, Förderung und Attraktivität der 

Erzeugerorganisationen. 

Der Rechnungshof empfiehlt der Kommission insbesondere, die Umsetzung in den Mitgliedstaaten besser 

vergleichbar zu machen, die Attraktivität von Erzeugerorganisationen gezielt zu stärken und die 

Förderregelungen zu vereinfachen. Die Feststellungen sollen auch in die laufenden Verhandlungen zur 

Gemeinsamen Agrarpolitik nach 2027 einfließen. 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_26_1842
https://ec.europa.eu/transparency/documents-register/detail?ref=COM(2026)483&lang=en
https://ec.europa.eu/transparency/documents-register/detail?ref=COM(2026)482&lang=en
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/qanda_26_185
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Pressemitteilung 

 

Kommission veröffentlicht Entwurf einer Durchführungsverordnung zu Ausnahmen von der Pflicht zur 

physischen Anbringung von Pflanzenpässen 

Am 26.08.2026 hat die Kommission einen Entwurf vorgelegt, um diejenigen Konstellationen genau zu regeln, 

in denen Pflanzenpässe aufgrund ihrer Größe, Form oder anderer spezifischer Merkmale keine physische 

Befestigung an der Handelseinheit bestimmter Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder anderer Gegenstände 

erfordern. Die Kommission plant damit den Erlass einer Durchführungsverordnung zur 

Verordnung (EU) 2016/2031 über Maßnahmen zum Schutz vor Pflanzenschädlingen. 

Die betroffenen Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und sonstigen Gegenstände sind in einem Anhang aufgeführt. 

Diese dürfen innerhalb der EU oder in die jeweiligen Schutzgebiete bzw. innerhalb dieser unverpackt in 

Lastkraftwagen oder Anhängern befördert werden, wenn ihnen ein Pflanzenpass zugeordnet ist, ohne dass 

dieser jedoch physisch an ihnen angebracht sein muss. Die gelisteten Pflanzenprodukte dürfen ferner nur von 

einem Erzeugungsort zu einem einzigen anderen Unternehmer befördert werden und ohne aufgeteilt oder mit 

anderen Pflanzenprodukten unterschiedlicher Zusammensetzung oder Herkunft vermischt zu werden. 

Schließlich sieht der Entwurf noch eine Pflicht zur Beifügung des Pflanzenpasses in den Begleitpapieren der 

Produkte vor. 

Rückmeldungen zu dieser Initiative sind noch bis zum 23.09.2026 möglich. 

Initiative der Kommission 

Verordnung (EU) 2016/2031 

 

Kommission veröffentlicht Initiativen zu Informationspflichten für NGT-Pflanzen 

Am 31.8.2026 hat die Kommission zwei Initiativen veröffentlicht, mit denen die Informationsanforderungen für 

Pflanzen geregelt werden, die mithilfe bestimmter neuer genomischer Techniken (NGT) gewonnen wurden. Mit 

den Initiativen ergänzt und konkretisiert die Kommission die Verordnung (EU) 2026/1388. 

Die erste Initiative legt fest, welche Informationen Wirtschaftsakteure zu NGT-Pflanzen der Kategorie 1 vorlegen 

müssen, um nachzuweisen, dass es sich um eine NGT-Pflanze handelt, sowie welche Angaben zur 

Überprüfung von Pflanzen und Erzeugnissen erforderlich sind, die konventionellen Pflanzen und Erzeugnissen 

gleichwertig sind. Die zweite Initiative bestimmt die Informationen, die für die Risikobewertung und Zulassung 

von NGT-Pflanzen und -Produkten der Kategorie 2 vor deren Freisetzung in die Umwelt oder ihrem 

Inverkehrbringen erforderlich sind. 

Die neuen Bestimmungen sollen Wirtschaftsakteuren mehr Klarheit und Planungssicherheit bei der Erstellung 

von Anträgen auf Überprüfung und der Übermittlung von Patentinformationen (Kategorie 1) sowie bei der 

Erstellung von Meldungen oder Anträgen für NGT-Pflanzen und -Produkte der Kategorie 2 bieten. Darüber 

https://www.eca.europa.eu/en/publications/SR-2026-22
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/14556-Plant-passports-exceptions-and-rules-for-attachment-to-the-trade-unit-of-particular-plants_en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A02016R2031-20260706&qid=1788853415259
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hinaus sollen die Mitgliedstaaten und die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) bei der 

Umsetzung der Verordnung (EU) 2026/1388 unterstützt werden. 

Rückmeldungen zu den Initiativen sind noch bis zum 28.09.2026 möglich. 

Initiative der Kommission zu NGT-Pflanzen der Kategorie 1 

Initiative der Kommission zu NGT-Pflanzen und -Produkten der Kategorie 2 

Verordnung (EU) 2026/1388 

 

Geflügel und Pestizidrückstände im Fokus des Auditprogramms der Kommission für 2027 

Die Kommission hat am 03.09.2026 ihr Auditprogramm für das Jahr 2027 in den Bereichen Lebensmittel- und 

Futtermittelsicherheit, Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzengesundheit sowie Einfuhrkontrollen 

veröffentlicht. 

Das Programm umfasst insgesamt 144 Audits und acht Informationsbesuche, darunter auch Kontrollen in 

Brasilien. Vorgesehen sind Prüfungen von Geflügelfleisch sowie von Obst und Gemüse im Hinblick auf 

Rückstände und Kontaminanten (Pestizide). 

Die Kontrollen dienen der Umsetzung und Durchsetzung der EU-Lebensmittelvorschriften. 

Auditprogramm der Kommission für das Jahr 2027 

 

Kommission legt Gesamtfangmengen und Fangquoten für die Ostsee 2027 vor 

Die Kommission hat am 24.08.2026 ihren Vorschlag für die Gesamtfangmengen und Fangquoten in der Ostsee 

für das Jahr 2027 vorgelegt. Vorgesehen sind höhere Fangmöglichkeiten insbesondere für Hering und Sprotte, 

während die Fangmöglichkeiten für Scholle und Lachs unverändert bleiben sollen. Für Dorsch und Hering in 

der westlichen Ostsee schlägt die Kommission weitere Verringerungen der zulässigen Beifänge vor. 

Pressemitteilung 

 

Anzahl der touristischen Übernachtungen in der EU im ersten Halbjahr 2026 um 1,7 % gestiegen 

Am 01.09.2026 veröffentlichte Eurostat Daten zur Entwicklung der touristischen Übernachtungen in der EU im 

ersten Halbjahr 2026. Demnach wurden in der EU insgesamt rund 1,3 Mrd. touristische Übernachtungen 

verzeichnet. Gegenüber dem ersten Halbjahr 2025 entspricht dies einem Anstieg von 1,7 %. 

Die stärksten Zuwächse gegenüber dem Vorjahreszeitraum wurden in Irland (+ 14,6 %), Malta (+ 9,9 %) und 

der Slowakei (+ 5,9 %) registriert. Die größten Rückgänge verzeichneten hingegen Zypern (- 7,7 %) und 

Rumänien (- 6,7 %). 

Knapp die Hälfte aller Übernachtungen (48,9 %) entfiel auf ausländische Gäste aus anderen EU-Mitgliedstaaten 

und aus Drittstaaten. Während Malta (95,2 %), Zypern (92,6 %) und Luxemburg (87,7 %) die höchsten Anteile 

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/18805-Plants-obtained-by-new-genomic-techniques-information-requirements-and-verification-of-category-1-status_en
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/18805-Plants-obtained-by-new-genomic-techniques-information-requirements-and-verification-of-category-1-status_en
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/18806-Plants-obtained-by-new-genomic-techniques-applications-for-category-2-plants-and-their-products_en
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/18806-Plants-obtained-by-new-genomic-techniques-applications-for-category-2-plants-and-their-products_en
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32026R1388&qid=1788856620375
https://food.ec.europa.eu/horizontal-topics/official-controls-and-enforcement/health-and-food-audits-and-analysis/work-programmes_en
https://germany.representation.ec.europa.eu/nachrichten-und-veranstaltungen/pressemitteilungen/fischfang-der-ostsee-kommissionsvorschlag-fur-2027-2026-08-24_de
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ausländischer Gäste verzeichneten, lag der entsprechende Wert in Deutschland bei 18,5 %. Auch Polen 

(19,8 %) und Rumänien (23,0 %) wiesen einen vergleichsweise geringen Anteil ausländischer Gäste auf. 

Insgesamt stieg die Zahl der Übernachtungen ausländischer Gäste um 2,5 % und damit nahezu dreimal so 

stark wie die Zahl der Übernachtungen inländischer Gäste (+0,9 %). 

Pressemitteilung 

  

https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/products-eurostat-news/w/ddn-20260901-1
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STAATSMINISTERIUM FÜR FAMILIE, ARBEIT UND SOZIALES 

Kommission veröffentlicht Paket für faire Arbeitsmobilität 

Die Kommission veröffentlichte am 16.09.2026 das Paket für faire Arbeitsmobilität (Fair Labour Mobility 

Package, FLMP).  

Ziel ist es, die grenzüberschreitende Arbeitsmobilität in der EU zu vereinfachen und zu digitalisieren, dem 

Fachkräftemangel entgegenzuwirken sowie die Attraktivität des europäischen Arbeitsmarkts für mobile 

Arbeitskräfte zu erhöhen. Das Paket umfasst drei Säulen mit insgesamt fünf Rechtsakten. 

Ein Kernstück ist die Einführung eines Europäischen Sozialversicherungsausweises (ESSPASS) durch eine 

Verordnung. Künftig sollen Sozialversicherungsdokumente, insbesondere die A1-Bescheinigung und die 

Europäische Krankenversicherungskarte (EHIC), digital verfügbar sein und unionsweit elektronisch überprüft 

werden können. Der ESSPASS soll mit der europäischen digitalen Identitätswallet (EUDI-Wallet) verknüpft 

werden. Darüber hinaus kündigte die Kommission für 2027 einen weiteren Vorschlag zur Modernisierung der 

Verordnungen zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit (VO 883/2004 und VO 987/2009) an. 

Zweiter Baustein ist eine Änderung der Verordnung zur Europäischen Arbeitsbehörde (ELA). Vorgesehen sind 

erweiterte Unterstützungs- und Koordinierungsbefugnisse, ein unmittelbarer Zugang zu nationalen 

Datenbeständen, neue Möglichkeiten zur Einforderung von Mitwirkungspflichten der Mitgliedstaaten bei 

grenzüberschreitenden Streitfällen sowie eine Ausweitung des Anwendungsbereichs auf bestimmte 

Missbrauchsfälle mit Drittstaatsangehörigen. Zudem soll das EURES-Portal weiterentwickelt werden, das als 

Arbeitsvermittlungsportal der EU dient. 

Die dritte Säule bildet die Initiative zur Übertragbarkeit von Kompetenzen (Skills Portability Initiative). Neben 

einem neuen sog. „Skills Portability Act“, der digitale und standardisierte Nachweise von Qualifikationen 

ermöglichen soll, schlägt die Kommission eine Überarbeitung der Berufsanerkennungsrichtlinie 2005/36/EG 

vor. Geplant sind vollständig digitale Anerkennungsverfahren, deutlich verkürzte Bearbeitungszeiten sowie die 

Ausweitung automatischer Anerkennungsmechanismen auf weitere Mangelberufe über gemeinsame 

Ausbildungsrahmen. Begonnen werden soll mit dem Beruf der Physiotherapeutin / des Physiotherapeuten. 

Darüber hinaus nennt die Kommission zehn weitere prioritäre Berufsgruppen, für die künftig gemeinsame 

Ausbildungsrahmen entwickelt werden könnten. Ergänzt wird die Initiative durch einen Vorschlag für eine 

Richtlinie zur Anerkennung von Qualifikationen und Kompetenzen von Drittstaatsangehörigen. 

Im nächsten Schritt werden die Vorschläge im Rat und im Europäischen Parlament beraten. 

Pressemitteilung der Kommission 

 

https://employment-social-affairs.ec.europa.eu/policies-and-activities/moving-working-europe/working-another-eu-country/fair-labour-mobility-package_en


 

Europabericht der Vertretung des Freistaates Bayern bei der EU 

Nr. 07/2026 vom 25.09.2026 

 

 

105 

  

Kommission schlägt mit dem EU Kids Act erstmals einen umfangreichen Rechtsakt zum Online-

Jugendschutz vor 

Die Kommission veröffentlichte am 17.09.2026 ihren lange erwarteten Vorschlag für einen europäischen 

Online-Jugendschutzrechtsakt. Der Verordnungsentwurf namens „EU Kids Act“ soll einen unionsweit 

harmonisierten Rechtsrahmen für den Online-Schutz von Minderjährigen schaffen. Im Mittelpunkt steht ein 

gradueller Ansatz, der für verschiedene Altersstufen unterschiedliche Einschränkungen vorsieht, insbesondere 

für den Zugang zu sozialen Netzwerken. Zudem werden erhöhte Anforderungen an die Plattformen 

vorgeschlagen. 

So sollen Kinder unter 13 Jahren zukünftig vom Zugang zu sozialen Netzwerken ausgeschlossen werden. 

Minderjährige zwischen 13 und 15 Jahren sollen kein eigenes Nutzerkonto eröffnen können. Stattdessen 

können Eltern sogenannte Mini-Konten einrichten und beaufsichtigen. Diese verfügen über begrenzte 

Funktionen und sollen die Nutzungszeit auf eine Stunde pro Tag beschränken. Für Kinder unter 13 Jahren soll 

zudem der Zugang zu speziell für diese Altersgruppe entwickelten, kindgerechten Video-Sharing-Diensten über 

von den Eltern verwaltete Konten möglich sein. 

Für Minderjährige zwischen 15 und 18 Jahren setzt der Vorschlag stärker auf eine sicherere Gestaltung von 

Online-Angeboten. Vorgesehen sind u. a. Einschränkungen bei süchtig machenden Funktionen, unendlichem 

Scrollen und Push-Benachrichtigungen während der Schlafzeiten. Profile von Minderjährigen sollen 

standardmäßig privat sein. Zudem sollen etwa Geolokalisierung sowie der Zugriff auf Kamera und Mikrofon in 

den Voreinstellungen deaktiviert sein. 

Ein weiterer zentraler Bestandteil des Vorschlags ist die Umkehr der Beweislast. Künftig sollen die Anbieter 

nachweisen müssen, dass ihre Dienste altersgerecht und sicher sind. Sehr große Online-Plattformen werden 

verpflichtet, Pläne auszuarbeiten und sich einer Prüfung durch unabhängige Prüfer zu unterziehen. Dazu soll 

auf den bestehenden Strukturen des Digital Services Act und des Artificial Intelligence Act aufgebaut werden. 

Die vorgeschlagenen Regelungen sehen Altersüberprüfungen durch Online-Dienste, App-Stores, Anbieter von 

Social-Media-Diensten und Videoplattformen vor. Dazu verweist die Kommission auf die EU-age verification-

App, die ein datensparsames Verfahren ohne Speicherung von Identitätsdokumenten und biometrischen Daten 

ermöglicht. 

Die Initiative der Kommission beruht auf dem Bericht und den Empfehlungen einer Beratungsgremiums zur 

Sicherheit von Kindern im Netz.  

Im nächsten Schritt werden sich das Europäische Parlament und der Rat jeweils beraten (siehe hierzu Beiträge 

unter Politische Schwerpunkte, des StMD und StMUK in diesem EB). 

Zur Pressemitteilung der Kommission 

Zum EU Kids Act 

 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_26_1890
https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/library/proposal-eu-kids-act-eu-keeping-internet-digital-spaces-accountable-and-trustworthy
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Kommission legt Mitteilung zur Europäischen Säule sozialer Rechte vor 

Die Kommission hat am 22.07.2026 eine Mitteilung zur Europäischen Säule sozialer Rechte (ESSR) 

angenommen und diese als zentralen Orientierungsrahmen für die europäische Sozialpolitik bis 2030 bekräftigt. 

Die ESSR, die 2017 erstmals veröffentlicht wurde, umfasst bislang 20 Grundsätze in den Bereichen Zugang 

zum Arbeitsmarkt, faire Arbeitsbedingungen sowie sozialer Schutz und Inklusion. Nach Auffassung der 

Kommission leistet die Umsetzung der sozialen Rechte zugleich einen Beitrag zur Wettbewerbsfähigkeit 

Europas. 

Die Mitteilung zieht eine Zwischenbilanz der bisherigen Fortschritte. Während die Beschäftigungsquote in der 

EU im Jahr 2025 auf 76,1 % gestiegen ist und sich damit dem Zielwert von 78 % annähert, bestehen 

insbesondere bei der Weiterbildung von Erwachsenen sowie bei der Verringerung von Armut und sozialer 

Ausgrenzung weiterhin erhebliche Defizite. Die Kommission sieht daher zusätzlichen Handlungsbedarf. 

Ergänzend zu den bisherigen Zielsetzungen kündigt die Kommission drei neue politische Schwerpunktbereiche 

an. Erstens soll stärker auf die Bezahlbarkeit von Lebenshaltungskosten und Wohnraum eingegangen werden. 

Zweitens rückt die Kommission die Auswirkungen von Künstlicher Intelligenz auf Arbeitsmärkte und 

Beschäftigung stärker in den Fokus. Vorgesehen sind die Einsetzung einer hochrangigen Expertengruppe, die 

Entwicklung von Zukunftsszenarien für den Arbeitsmarkt sowie mögliche Maßnahmen zum algorithmischen 

Management am Arbeitsplatz. Drittens sollen Ungleichheiten und mangelnde Chancengleichheit verstärkt 

adressiert werden. Geplant sind unter anderem Unterstützungsmaßnahmen zur Umsetzung der 

Entgelttransparenzrichtlinie, die Entwicklung neuer Indikatoren für soziale Ungleichheiten sowie Initiativen im 

Bereich Bildung und berufliche Bildung. 

Darüber hinaus kündigt die Kommission einen stärkeren Schwerpunkt auf die Umsetzung, Durchsetzung und 

Vereinfachung des EU-Sozialrechts an. Die ESSR soll künftig noch enger in das Europäische Semester 

eingebunden werden. Gleichzeitig verweist die Kommission auf das Paket für faire Arbeitsmobilität (s.o.) zur 

Vereinfachung und Verbesserung der Rahmenbedingungen für die grenzüberschreitende Mobilität von 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. Die Mitgliedstaaten werden zudem aufgefordert, bestehende EU-

Fördermittel stärker für soziale Investitionen zu nutzen. 

Auf Vorschlag der Kommission soll zudem der 8. August künftig als europäischer Gedenktag für die Opfer von 

Arbeitsunfällen begangen werden.  

Mitteilung der Kommission 

 

Europol und Europäische Arbeitsbehörde: Engere Zusammenarbeit bei der Bekämpfung von 

Ausbeutung und Menschenhandel 

Europol und die Europäische Arbeitsbehörde (ELA) haben am 02.09.2026 eine Vereinbarung zur engeren 

Zusammenarbeit bei der Bekämpfung von (grenzüberschreitender) Ausbeutung, Menschenhandel, Betrug und 

organisierter Kriminalität unterzeichnet.  

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_26_1664
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Das Abkommen soll insbesondere den Austausch strategischer Informationen zwischen 

Strafverfolgungsbehörden und nationalen Arbeitsaufsichtsbehörden erleichtern und zur einfacheren 

Verknüpfung von Informationen aus verschiedenen Ländern beitragen. Ziel ist es, die Identifizierung 

potenzieller Opfer grenzüberschreitender Ausbeutung zu beschleunigen und den Schutz betroffener Personen 

zu verbessern.  

Zudem soll schneller aufgedeckt werden können, ob hinter scheinbar gewöhnlichen arbeitsrechtlichen 

Verstößen organisierte kriminelle Netzwerke stehen. Diese nutzten teilweise reguläre Unternehmensstrukturen 

zur Verschleierung ihrer Aktivitäten, so Jürgen Ebner, Acting Executive Director von Europol. 

Zur Meldung von Europol 

Zur Meldung von ELA 

 

Europäisches Parlament: Neue Prioritäten für EU-Aktionsplan für die Gleichstellung der Geschlechter 

Der Ausschuss für die Rechte der Frauen und die Gleichstellung der Geschlechter (FEMM) und der Ausschuss 

für Entwicklung (DEVE) des Europäischen Parlaments haben am 10.09.2026 über einen Berichtsentwurf über 

die Prioritäten des vierten EU-Aktionsplans für die Gleichstellung der Geschlechter (GAP IV) in seinen 

außenpolitischen Bezügen beraten. GAP IV soll ab 2027 auf den bisherigen GAP III folgen. 

Nach dem Vorschlag der beiden Berichterstatter Abir Al-Sahlani (Renew Europe/SWE) und Paulo do 

Nascimento Cabral (EVP/PRT) sollen weiterhin 85 % neuer EU-Maßnahmen im Bereich der 

Außenbeziehungen zur Gleichstellung von Frauen und Männern beitragen. Zusätzlich sollen 5 % der 

öffentlichen Entwicklungshilfe gezielt Frauenrechtsorganisationen zugutekommen. Die Prioritäten von GAP IV 

sollen demzufolge bei der Bekämpfung geschlechtsspezifischer Gewalt, dem Zugang zu sexueller und 

reproduktiver Gesundheitsversorgung, der wirtschaftlichen Stärkung von Frauen, der Bildung von Mädchen 

sowie einer stärkeren Beteiligung von Frauen an Politik und Friedensprozessen liegen. 

Im Rahmen der Beratungen wurden verschiedene Forderungen an den Berichtsentwurf gestellt. So trat 

Heléne Fritzon (S&D/SWE) für eine ausdrückliche Erwähnung des Zugangs zu einem sicheren und kostenlosen 

Schwangerschaftsabbruch ein. Demgegenüber kritisierte Margarita de la Pisa Carrión (Patrioten für 

Europa/ESP) die Finanzierung von Organisationen, die sich für den Zugang zu Schwangerschaftsabbrüchen 

engagieren. Daneben wurden eine stärkere Kontrolle der Verwendung von EU-Mitteln (Carina Morace; Die 

Linke/ITA), eine genauere Definition digitaler Formen geschlechtsspezifischer Gewalt (Laurence Trochu; 

EKR/FRA) sowie eine Abkehr von Quoten und der Berücksichtigung von Gleichstellungsfragen in den Politiken 

der Union (Marieke Ehlers; Patrioten für Europa/NLD) gefordert.  

Der Entwurf befindet sich noch im parlamentarischen Beratungsverfahren und wurde noch nicht endgültig 

beschlossen. 

Zum Berichtsentwurf  

https://www.europol.europa.eu/media-press/newsroom/news/europol-and-european-labour-authority-strengthen-cooperation-against-labour-exploitation
https://www.europol.europa.eu/media-press/newsroom/news/europol-and-european-labour-authority-strengthen-cooperation-against-labour-exploitation
https://www.ela.europa.eu/en/news/european-labour-authority-and-europol-are-joining-forces-against-labour-exploitation
https://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2024_2029/plmrep/COMMITTEES/CJ07/PR/2026/09-10/1348346EN.pdf
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Europäisches Parlament: Diskussion zu den Prioritäten der EU für die 71. Tagung der UN-Kommission 

für die Rechtsstellung der Frau (CSW71) 

Der Ausschuss für die Rechte der Frauen und die Gleichstellung der Geschlechter (FEMM) des Europäischen 

Parlaments befasste sich am 10.09.2026 mit dem Entwurf einer Empfehlung an den Rat zu den Prioritäten der 

EU für die 71. Tagung der UN-Kommission für die Rechtsstellung der Frau (CSW71). Die CSW71 findet vom 

08.03.2027 – 19.03.2027 in New York statt und ist der Beschleunigung der Gleichstellung von Frauen und 

Männern und dem Empowerment von Frauen und Mädchen im Zusammenhang mit der UN-Agenda 2030 für 

nachhaltige Entwicklung gewidmet. 

Berichterstatterin Giusi Princi (EVP/ITA) nahm insbesondere die wirtschaftliche und soziale Unabhängigkeit von 

Frauen und den besseren Zugang zu Beschäftigung, Krediten und digitalen Werkzeugen in den Blick. Daneben 

sollen bestehende Lohn- und Rentenlücken verringert und die (Aus-)Bildung insbesondere in den MINT-

Fächern gestärkt werden. Außerdem müsse angesichts der Entwicklung künstlicher Intelligenz der 

gleichberechtigte und sichere Zugang von Frauen zu neuen Berufen gesichert werden. 

Zudem dürfen die Auswirkungen des Klimawandels die bestehenden Benachteiligungen von Frauen nicht 

weiter verschärfen. Verschiedene Abgeordnete forderten, diesem Thema mehr Raum zu verschaffen. 

Insbesondere müsse der Beteiligung von Frauen an den sie betreffenden Entscheidungen eine größere 

Bedeutung zugemessen werden. Darüber hinaus trat Anna Strolenberg (Grüne, EFA/NLD) für mehr 

Aufmerksamkeit für Frauenfeindlichkeit und digitale Gewalt, einschließlich sexualisierter Deepfakes, und eine 

bessere Finanzierung der Zivilgesellschaft ein.  

Nach den weiteren Beratungen des Ausschusses muss der Bericht noch vom Plenum des Parlaments 

beschlossen werden. Er soll dann zur Position der EU beitragen, die der Rat bei der CSW71 vertreten wird. 

Zum Empfehlungsentwurf 

 

  

https://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2024_2029/plmrep/COMMITTEES/FEMM/DV/2026/09-10/p5_Draftrecommendation_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2024_2029/plmrep/COMMITTEES/FEMM/DV/2026/09-10/p5_Draftrecommendation_EN.pdf
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STAATSMINISTERIUM FÜR GESUNDHEIT, PFLEGE UND PRÄVENTION 

Vorschlag für einen EU Kids Act veröffentlicht 

Die Kommission hat am 17.09.2026 den Vorschlag für einen „EU KIDS Act“ vorgestellt, der den Schutz von 

Kindern und Jugendlichen im digitalen Raum deutlich stärken soll. Kernstück des Vorschlags ist die Einführung 

eines EU-weiten Mindestalters von 15 Jahren für die eigenständige Nutzung sozialer Medien. Für Kinder 

zwischen 13 und 15 Jahren sollen nur elterlich verwaltete Konten zulässig sein. Kinder unter 13 Jahren sollen 

keinen Zugang zu sozialen Netzwerken erhalten. Mit dem Entwurf möchte die Kommission u. a. die psychische 

Gesundheit von Minderjährigen schützen. 

Darüber hinaus sieht der Entwurf umfassende „Safety-by-Design“-Vorgaben für Online-Dienste vor. Dazu 

gehören u. a. Verbote von suchtfördernden Design-Elementen wie Endlos-Scrollen, nächtlichen Push-

Nachrichten und profilbasierten Empfehlungsalgorithmen für Minderjährige. Konten von Minderjährigen sollen 

standardmäßig privat sein. 

Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der Altersverifikation unter Wahrung des Datenschutzes. Anbieter sollen 

geeignete Altersnachweise einsetzen, beispielsweise über die europäische Altersverifikations-App. Zudem wird 

die Beweislast umgekehrt: Plattformen müssen künftig nachweisen, dass ihre Angebote für Kinder sicher und 

altersgerecht gestaltet sind. Die Durchsetzung soll auf bestehenden Strukturen des Digital Services Act (DSA) 

und des AI-Act aufbauen. Bei Verstößen sind beschleunigte Verfahren vorgesehen. 

EU KIDS Act to restrict social media platforms' access to children in the EU 

 

Europäisches Parlament: Initiativbericht zum EU-Krisenplan für Arbeitskräfte im Gesundheitswesen 

angenommen 

Im Rahmen der Plenarsitzung am 17.09.2026 hat das Europäische Parlament (EP) den Initiativbericht zur 

Entwicklung eines EU-Krisenplans für Arbeitskräfte im Gesundheitswesen mit großer Mehrheit angenommen.  

Der Bericht wurde in einem gemeinsamen Verfahren der Ausschüsse für Beschäftigung und soziale 

Angelegenheiten (EMPL) sowie für öffentliche Gesundheit (SANT) erarbeitet. Mit dem Bericht fordert das EP 

die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, einen europäischen Aktionsplan zur Bewältigung des 

Fachkräftemangels im Gesundheitswesen zu entwickeln.  

Im Mittelpunkt des Berichts stehen die Verbesserung der Arbeitsbedingungen von Gesundheitsfachkräften, die 

Bekämpfung des Fachkräftemangels, der Ausbau von Aus- und Weiterbildung sowie die Förderung von 

Digitalisierung und Innovation im Gesundheitswesen. Weitere Schwerpunkte sind eine ethische Rekrutierung 

von Fachkräften und Maßnahmen zur Verringerung regionaler Versorgungsungleichheiten innerhalb der EU. 

Initiativbericht EP 

 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_26_1890
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-10-2026-0168_EN.html#_section5
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Europäisches Parlament: Initiativbericht zur EU-Plan für Herz und Kreislauf angenommen 

Im Rahmen der Plenarsitzung am 16.09.2026 hat das Europäische Parlament (EP) den Initiativbericht zur 

Entwicklung einer EU-Strategie für Herz-Kreislauf-Erkrankungen (2025/2132 (INI)) mit 545 Ja-Stimmen, 

47 Nein-Stimmen und 75 Enthaltungen angenommen.  

Mit dem Bericht unterstützt das Parlament grundsätzlich den von der Kommission vorgelegten „Safe Hearts 

Plan“, fordert jedoch weitergehende Maßnahmen. Der von Romana Jerković (S&D/HRV) verfasste Text fordert 

die Kommission auf, die Anti-Tabak-Gesetzgebung so bald wie möglich zu überarbeiten. Die 

Europaabgeordneten wollen außerdem Aromastoffe verbieten, den Nikotingehalt begrenzen und die Werbung 

in sozialen Netzwerken regulieren, insbesondere für neue Tabak- und Nikotinprodukte. Sie drängen zudem auf 

bessere Nährwert- und Gesundheitsinformationen zu alkoholischen Getränken sowie auf gesetzliche 

Maßnahmen zur Verbesserung der Kennzeichnung auf der Vorderseite der Verpackungen und auf eine 

einheitliche Definition des Begriffs „hochverarbeitete Lebensmittel“. Darüber hinaus unterstützen die 

Abgeordneten die flächendeckende Einführung von Herz-Kreislauf-Vorsorgeuntersuchungen, insbesondere für 

Menschen mit Risikofaktoren oder familiärer Vorbelastung, sowie einen schnellen und erschwinglichen Zugang 

zur medizinischen Versorgung. 

Initiativbericht EP 

Pressemitteilung EP  

 

Kommission/Europäische Investitionsbank: 30 Mio. € für Entwicklung neuartiger mRNA-Therapeutika 

gegen Atemwegsviren 

Die Kommission und die Europäische Investitionsbank (EIB) haben am 11.09.2026 eine 

Finanzierungsvereinbarung über 30 Mio. € mit dem Biotechnologieunternehmen Ethris geschlossen. Ziel ist die 

Entwicklung mRNA-basierter Therapeutika und Impfstoffe der nächsten Generation gegen Atemwegsviren, 

einschließlich Erregern mit pandemischem Potenzial. Die Förderung erfolgt über das Instrument HERA Invest, 

das der Stärkung der europäischen Gesundheitsnotfallvorsorge dient. Besonderes Augenmerk liegt auf 

innovativen Verabreichungsformen wie Inhalatoren und Nasensprays, die direkt in den Atemwegen wirken 

sollen.  

Nach Auffassung der Kommission trägt die Investition zur Umsetzung der Lehren aus der COVID-19-Pandemie 

bei und soll die Entwicklung medizinischer Gegenmaßnahmen sowie die strategische Autonomie der EU im 

Gesundheitsbereich stärken. 

Pressemitteilung der Kommission  

 

https://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2024_2029/plmrep/COMMITTEES/SANT/DV/2026/06-24/FinalCompromiseAmendmentsCVD_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20260911IPR47455/meps-want-better-prevention-of-cardiovascular-diseases-in-the-eu
https://health.ec.europa.eu/latest-updates/commission-invests-development-innovative-therapeutics-against-respiratory-viruses-2026-09-11_en
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COMBINE-Leitfaden: EU will Sicherheitsmeldungen in kombinierten Studien mit Arzneimitteln und 

Medizinprodukten vereinfachen 

Die Kommission hat gemeinsam mit der Clinical Trials Coordination and Advisory Group (CTAG) und der 

Medical Device Coordination Group (MDCG) am 11.09.2026 im Rahmen des COMBINE-Programms einen 

neuen Leitfaden zur Sicherheitsberichterstattung in kombinierten Studien veröffentlicht. Dieser betrifft Studien, 

in denen Arzneimittel, Medizinprodukte und/oder In-vitro-Diagnostika gemeinsam untersucht werden, und soll 

die bislang getrennten Meldeanforderungen der einschlägigen EU-Rechtsrahmen besser aufeinander 

abstimmen.  

Der Leitfaden sieht insbesondere klarere Zuständigkeiten und Meldewege für Sicherheitsvorfälle in 

kombinierten Studien vor. Zudem sollen Meldefristen und Berichtsverfahren über die verschiedenen 

Rechtsrahmen hinweg stärker harmonisiert werden. Doppelmeldungen können jedoch weiterhin erforderlich 

sein und lassen sich nach Einschätzung der Verfasser erst durch eine weitergehende Harmonisierung des EU-

Rechts vermeiden.  

COMBINE-Leitfaden zur Sicherheitsberichterstattung in kombinierten Studien - Kommission 

 

Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit: Keine Sicherheitsbedenken bei Aspartam, 

Acesulfam K und Aspartam-Acesulfam-Salz  

Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (EFSA) hat am 10.09.2026 ihre Neubewertung des 

Süßstoffgemischs Aspartam-Acesulfam-Salz (E 962) veröffentlicht. Die Behörde kommt zu dem Ergebnis, dass 

bei den derzeitigen Verwendungs- und Expositionsmengen keine Sicherheitsbedenken für Verbraucher 

bestehen. Dies gilt auch für die Süßstoffe Aspartam (E 951) und Acesulfam K (E 950).  

Die EFSA bestätigt die bestehenden Grenzwerte für die tägliche Aufnahme von Aspartam und Acesulfam K 

und sieht keine belastbaren Hinweise auf einen ursächlichen Zusammenhang mit Erkrankungen wie Krebs, 

Herz-Kreislauf-Erkrankungen oder Störungen der Glukoseregulation. Zudem empfiehlt die Behörde eine 

Aktualisierung der Produktspezifikationen für E 962.  

Kritik kommt von den Nichtregierungsorganisationen. Diese werfen der EFSA vor, neuere unabhängige Studien 

zu möglichen Gesundheitsrisiken von Aspartam nicht ausreichend berücksichtigt zu haben, und fordern 

weiterhin ein Verbot des Süßstoffs in der EU. 

Gutachten EFSA 

Stellungnahme Foodwatch/Yuka 

 

https://health.ec.europa.eu/document/download/911074fa-9288-47a9-9c57-573c2371e918_en?filename=md_combine_p2-sponsor-guide_en_0.pdf
https://efsa.onlinelibrary.wiley.com/doi/10.2903/j.efsa.2026.10259
https://www.foodwatch.org/fr/communiques-de-presse/2026/aspartame-dose-journaliere-admissible-efsa-yuka-et-foodwatch-reclament-interdiction
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Global- Burden-of -Disease-Studie 2023: Passivrauchen bleibt bedeutendes globales 

Gesundheitsrisiko 

Die am 07.09.2026 in The Lancet Public Health veröffentlichte Studie „Global-Burden-of-Disease“ (GBD 2023) 

zeigt, dass im Jahr 2023 weltweit rund 2,71 Mrd. Menschen Passivrauchen ausgesetzt waren, darunter 

767 Mio. Kinder unter 15 Jahren. Nach Schätzung der Forscher war Passivrauchen für etwa 

1,66 Mio. Todesfälle verantwortlich und zählt damit weiterhin zu den bedeutendsten vermeidbaren 

Gesundheitsrisiken für Nichtraucher. 

Die Studie betont, dass trotz erheblicher Fortschritte beim Ausbau rauchfreier Umgebungen weiterhin rund 

70 % der Weltbevölkerung nicht durch umfassende Rauchverbote geschützt ist. Die Autoren fordern daher 

strengere Rauchverbote, höhere Tabaksteuern, Werbebeschränkungen und Maßnahmen zur 

Raucherentwöhnung.  

Während die Passivrauchbelastung in vielen westeuropäischen Ländern deutlich zurückgeht, bleibt sie 

insbesondere in Mittel- und Osteuropa sowie in Teilen Afrikas und des Nahen Ostens hoch. 

Studie GBD 

 

Drogenagentur der Europäischen Union: Warnung vor zunehmender Zahl tödlicher Überdosierungen 

Die Drogenagentur der Europäischen Union (EUDA) veröffentlichte am 04.09.2026 eine Aktualisierung ihres 

Fragen-und-Antworten-Katalogs (FAQ) zu drogenbedingten Todesfällen in Europa. Demnach starben im Jahr 

2024 mindestens 7.600 Menschen in der EU an einer Überdosis. Opioide waren an etwa zwei Dritteln der 

Todesfälle beteiligt. 

Die EUDA sieht insbesondere synthetische Opioide und Kokain als wachsende Risikofaktoren. Während 

Fentanyl und Nitazene in mehreren Mitgliedstaaten mit einer steigenden Zahl tödlicher Vergiftungen in 

Verbindung gebracht werden, nahm auch die Zahl der Drogentodesfälle mit Kokainbeteiligung zu. Die Agentur 

empfiehlt daher den Ausbau von Behandlungs- und Präventionsmaßnahmen sowie einen verbesserten Zugang 

zu Naloxon. 

Pressemitteilung EUDA 

FAQ EUDA  

 

European Biotech Act: Kommission veröffentlicht Ergebnisse der öffentlichen Konsultation 

Die Kommission hat am 04.09.2026 den aktualisierten Factual Summary Report zur öffentlichen Konsultation 

über den geplanten European Biotech Act veröffentlicht, die vom 04.08.2025 - 10.11.2025 durchgeführt wurde. 

Die Rückmeldungen zeigen eine breite Unterstützung für die Stärkung des europäischen 

Biotechnologiesektors. Die große Mehrheit der Teilnehmer sieht erhebliche Potenziale von Biotechnologie und 

Biomanufacturing für Wirtschaft, Gesellschaft und Umwelt.  

https://www.thelancet.com/journals/lanpub/article/PIIS2468-2667%2826%2900168-4/fulltext
https://www.euda.europa.eu/news/2026/overdose-deaths-europe-euda-highlights-growing-concerns-over-highly-potent-opioids-and-cocaine_en
https://www.euda.europa.eu/publications/topic-overviews/drug-induced-deaths-faq_en
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Als zentrale Hemmnisse für die Wettbewerbsfähigkeit des europäischen Biotechnologiesektors nennen die 

Befragten regulatorische Hürden, Schwierigkeiten beim Zugang zu Finanzierung, begrenzte 

Produktionskapazitäten sowie Fachkräfteengpässe. Zudem werden Defizite bei Datenzugang, digitalen 

Kompetenzen und den Rahmenbedingungen für den Einsatz von Künstlicher Intelligenz festgestellt. 

Factual Summary Report der Kommission 

 

Eurostat: Neue Daten zur Verbreitung von Adipositas in der EU 

Eurostat hat am 04.09.2026 aktuelle Daten zur Verbreitung von Übergewicht und Adipositas in der EU 

veröffentlicht. Demnach waren im Jahr 2025 16,3 % der erwachsenen EU-Bevölkerung adipös und weitere 

35,4 % präadipös. Damit waren insgesamt mehr als die Hälfte der Erwachsenen in der EU von Übergewicht 

betroffen. 

Die Daten zeigen deutliche Unterschiede zwischen den Geschlechtern und den Mitgliedstaaten. Männer weisen 

sowohl bei Adipositas als auch bei Präadipositas höhere Werte auf als Frauen. Die höchsten Adipositasraten 

wurden in Malta, Lettland und Finnland verzeichnet, während Italien, Griechenland und Rumänien die 

niedrigsten Werte aufwiesen. Deutschland lag mit einer Adipositasrate von 17,9 % über dem EU-Durchschnitt. 

Eurostat verweist zudem auf die Relevanz der Adipositasrate für die UN-Nachhaltigkeitsziele und die 

wachsende gesundheitspolitische Bedeutung von Übergewicht in der EU.  

Pressemitteilung Eurostat 

 

EuGH-Verfahren zur Kommunalabwasserrichtlinie: Schlussanträge empfehlen Nichtigerklärung der 

einseitigen Kostenbelastung der Pharma- und Kosmetikindustrie  

Die Generalanwältin am Europäischen Gerichtshof (EuGH), Juliane Kokott, hat am 03.09.2026 ihre 

Schlussanträge in der Rechtssache Polen gegen Europäisches Parlament und Rat (Rechtssache C-193/25) 

zur EU-Kommunalabwasserrichtlinie vorgelegt.  

Die Generalanwältin folgt im Wesentlichen der Argumentation Polens. Sie kommt zum Schluss, dass die EU 

die erweiterte Verantwortung von Arzneimittel- und Kosmetikherstellern zur Finanzierung von mindestens 80 % 

der Kosten der vierten Reinigungsstufe auf einer unzureichend belegten Datengrundlage aufgebaut und 

wesentliche wissenschaftliche Zweifel nicht ausgeräumt habe. Sie sieht daher einen offensichtlichen 

Beurteilungsfehler bei der Anwendung des Verursacherprinzips und der Gleichbehandlung, da andere mögliche 

Verursacher von Mikroschadstoffen nicht ausreichend berücksichtigt worden seien. Zwar sei die gesetzliche 

Verankerung einer erweiterten Herstellerverantwortung nicht grundsätzlich ausgeschlossen, sie setze aber 

voraus, dass kein Beurteilungsfehler der EU-Organe vorliegt. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=pi_com%3AAres%282026%298451681
https://ec.europa.eu/eurostat/en/web/products-eurostat-news/w/ddn-20260904-1
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Sollte der EuGH der Empfehlung folgen, würde die vorgesehene Kostentragung von mindestens 80 % für den 

Aufbau und Betrieb der vierten Reinigungsstufe durch die Pharma- und Kosmetikindustrie für nichtig erklärt 

werden. Das Urteil des EuGH wird Ende 2026 bzw. Anfang 2027 erwartet. 

Schlussanträge EUGH 

 

SANT-Ausschuss: Initiativbericht zur Modernisierung der grenzüberschreitenden 

Gesundheitsversorgung vorgestellt 

Der Ausschuss für öffentliche Gesundheit (SANT) hat am 02.09.2026 den Initiativbericht von MdEP 

Giórgos Georgíou (The Left/CYP) zur Modernisierung der grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung 

erörtert. Darin wird die Kommission aufgefordert, bis Ende 2027 einen Vorschlag zur Überarbeitung der 

Richtlinie 2011/24/EU über die grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung vorzulegen, um bestehende 

finanzielle und administrative Hürden für Patienten abzubauen. 

Vorgeschlagen werden u. a. die Abschaffung der Vorfinanzierung von Behandlungskosten, transparentere 

Genehmigungs- und Erstattungsverfahren, ein erleichterter Zugang für Menschen mit seltenen und komplexen 

Erkrankungen sowie die stärkere Nutzung von Telemedizin und digitalem Gesundheitsdatenaustausch über 

MyHealth@EU. 

Der Bericht greift die Ergebnisse einer aktuellen Studie des Europäischen Parlamentarischen 

Forschungsdienstes (EPRS) auf. 

Procedure File: 2025/2206(INL) | Legislative Observatory | European Parliament (EP) 

Initiativbericht EP 

 

SANT-Ausschuss: EPRS-Studie sieht Handlungsbedarf bei der grenzüberschreitenden 

Gesundheitsversorgung 

Im Ausschuss für öffentliche Gesundheit (SANT) wurde am 02.09.2026 eine Studie des Europäischen 

Parlamentarischen Forschungsdienstes (EPRS) zum europäischen Mehrwert der Richtlinie 2011/24/EU über 

die grenzüberschreitende Gesundheitsversorgung vorgestellt. Die Studie sieht auch 15 Jahre nach Inkrafttreten 

der Richtlinie weiterhin erhebliche finanzielle und administrative Hürden für Patienten. Als besonders betroffen 

gelten Menschen mit seltenen Erkrankungen, Bewohner von Grenzregionen, mobile Arbeitnehmer sowie 

Personen mit geringen finanziellen Mitteln oder Sprachbarrieren. 

Empfohlen werden insbesondere eine bessere Information über Patientenrechte, transparentere 

Erstattungsverfahren, der Ausbau von Telemedizin und Europäischen Referenznetzwerken sowie eine stärkere 

digitale Vernetzung der Gesundheitssysteme im Rahmen des Europäischen Gesundheitsdatenraumes. 

Die Studie soll als Grundlage für die laufenden parlamentarischen Arbeiten zur Modernisierung der 

Patientenrechte dienen. 

https://infocuria.curia.europa.eu/tabs/jurisprudence?lang=DE&searchTerm=C%252D193%252F25&publishedId=C-193%2F25
https://oeil.europarl.europa.eu/oeil/en/procedure-file?reference=2025/2206(INL)
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/SANT-PR-790010_EN.pdf
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Studie EPRS 

 

European Health Data Space: Konsultation zu den technischen Anforderungen der Infrastruktur 

HealthData@EU für die Sekundärnutzung von Gesundheitsdaten 

Die Kommission hat am 01.09.2026 eine öffentliche Konsultation zu einem Durchführungsrechtsakt für die 

Infrastruktur HealthData@EU eröffnet. Der Entwurf konkretisiert die Vorgaben der Verordnung über den 

Europäischen Gesundheitsdatenraum (EHDS) zur Sekundärnutzung von Gesundheitsdaten und legt 

insbesondere technische und organisatorische Anforderungen für den grenzüberschreitenden Datenaustausch 

fest. Ziel ist es, die sichere und interoperable Nutzung von Gesundheitsdaten für Forschung, Innovation und 

gesundheitspolitische Zwecke in der EU zu ermöglichen. Vorgesehen sind u. a. ein EU-weiter Katalog 

verfügbarer Gesundheitsdatensätze, gemeinsame technische Standards, einheitliche Zugangsverfahren sowie 

Vorgaben zu Datenschutz und IT-Sicherheit.  

Stellungnahmen können bis zum 29.09.2026 eingereicht werden. Die Annahme des Rechtsakts ist für das 

4. Quartal 2026 vorgesehen. 

Öffentliche Konsultation der Kommission 

 

Safe Hearts Plan: Kommission startet Studie zu hochverarbeiteten Lebensmitteln 

Im Rahmen des „Safe Hearts Plan“ hat die Kommission am 31.07.2026 eine Studie zu hochverarbeiteten 

Lebensmitteln (Ultra-Processed Foods, UPFs) und deren möglichen gesundheitlichen Auswirkungen in Auftrag 

gegeben. Die Untersuchung wird vom Scientific Advice Mechanism (SAM) durchgeführt und soll bis März 2027 

wissenschaftliche Grundlagen für mögliche künftige EU-Maßnahmen im Ernährungsbereich liefern.  

Im Fokus stehen insbesondere die Definition von UPFs, der aktuelle Kenntnisstand zu gesundheitlichen Risiken 

sowie das Konsumverhalten der Bevölkerung. Die Studie ist Teil der Präventionssäule des „Safe Hearts Plan“ 

und soll die Evidenzbasis für die Förderung gesünderer Ernährungsgewohnheiten stärken.  

Da bislang weder auf EU-Ebene noch in den Mitgliedstaaten spezifische Regelungen für hochverarbeitete 

Lebensmittel bestehen, könnten die Ergebnisse wichtige Impulse für künftige politische Maßnahmen geben. 

Pressemitteilung SAM  

  

https://www.europarl.europa.eu/meetdocs/2024_2029/plmrep/COMMITTEES/SANT/DV/2026/09-02/EPRSstudyonmodernisedrulesforpatientsrightsincross-borderhealthcare_EN.pdf
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/16155-European-Health-Data-Space-technical-requirements-for-HealthData@EU_en
https://scientificadvice.eu/advice/ultra-processed-food/
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STAATSMINISTERIUM FÜR DIGITALES 

Von der Leyen kündigt neue Initiativen zu KI und digitalen Plattformen an 

Am 16.09.2026 kündigte Ursula von der Leyen in ihrer Rede zur Lage der Union neue Maßnahmen zu 

Künstlicher Intelligenz (KI), digitaler Souveränität sowie zur Regulierung digitaler Plattformen an. 

Von der Leyen warnte vor neuen Cybersicherheitsrisiken durch leistungsfähigere, selbstverbessernde KI-

Modelle. Sie kündigte zudem den Ausbau europäischer Rechenkapazitäten sowie zusätzliche Investitionen in 

europäische KI-Unternehmen an. Die Kommission will den Schwerpunkt künftig stärker auf industrielle KI legen 

und die Anwendung von KI in den Bereichen Gesundheit, Verkehr, Agrar- und Ernährungswirtschaft, 

fortgeschrittene Fertigung sowie Verteidigung und Raumfahrt vorantreiben. Zudem soll die Zusammenarbeit 

zur KI-Sicherheit mit Partnern wie Kanada und dem Vereinigten Königreich vertieft werden. 

Darüber hinaus kündigte die Kommissionspräsidentin mit dem EU Kids Act und dem für Herbst 2026 geplanten 

Digital Fairness Act weitere Gesetzesinitiativen für einen besseren Schutz von Minderjährigen und mehr 

Fairness im digitalen Raum an. 

 

Kommission legt Entwurf für EU Kids Act vor 

Am 17.09.2026 hat die Kommission den Vorschlag für einen EU Kids Act vorgelegt. Vorgesehen ist ein 

Mindestalter von 15 Jahren für die eigenständige Einrichtung und Nutzung von Konten auf risikobehafteten 

sozialen Medien und Video-Sharing-Plattformen. Für 13- bis 15-jährige sollen Eltern Mini-Konten mit 

eingeschränkten Funktionen einrichten und verwalten können. Für Kinder unter 13 Jahren hingegen soll die 

Nutzung sozialer Medien vollständig ausgeschlossen werden. Nur auf speziell für Kinder konzipierten Video-

Sharing-Plattformen soll ausnahmsweise und unter strengen Voraussetzungen ein stark begrenzter Zugang 

über ein Elternkonto möglich sein. Der Vorschlag enthält zudem Vorgaben zur verpflichtenden Altersverifikation, 

Anforderungen an ein sicheres und altersgerechtes Plattformdesign sowie Regelungen für Online-Spiele, KI-

Chatbots und App-Stores. Die Aufsicht soll weitgehend über die bestehenden Strukturen des Digital Services 

Act (DSA) und der KI-Verordnung erfolgen (siehe hierzu Beitrag unter Politische Schwerpunkte sowie des 

StMAS in diesem EB). Im nächsten Schritt beginnen die Beratungen im Rat und im Europäischen Parlament. 

Pressemitteilung 

  

https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/library/proposal-eu-kids-act-eu-keeping-internet-digital-spaces-accountable-and-trustworthy


 

Europabericht der Vertretung des Freistaates Bayern bei der EU 

Nr. 07/2026 vom 25.09.2026 

 

 

117 

  

KI-VERORDNUNG  

KI-Omnibus tritt in Kraft 

Am 27.07.2026 trat der KI-Omnibus in der Europäischen Union in Kraft und änderte einzelne Bestimmungen 

der KI-Verordnung. Der KI-Omnibus verschiebt u. a. die Anwendung der Vorschriften für eigenständige 

Hochrisiko-KI-Systeme nach Anhang III auf den 02.12.2027 und für Hochrisiko-KI-Systeme in Produkten wie 

Maschinen, Spielzeug oder Aufzügen auf den 02.08.2028. Zudem werden Erleichterungen für kleinere 

Unternehmen ausgeweitet und neue KI-Praktiken zur Erzeugung nicht einvernehmlicher intimer Inhalte sowie 

von Darstellungen sexuellen Kindesmissbrauchs verboten. 

 

Kommission veröffentlicht Leitlinien zu Transparenzpflichten für KI-Systeme 

Am 20.07.2026 veröffentlichte die Kommission Leitlinien zu den Transparenzpflichten für Anbieter und Betreiber 

bestimmter KI-Systeme nach der KI-Verordnung. Die Leitlinien erläutern u. a., welche Anbieter und Betreiber 

von den Transparenzpflichten erfasst werden und wie Anbieter sicherstellen müssen, dass Nutzer erkennen, 

wenn sie mit einem KI-System interagieren. Betreiber müssen KI-generierte oder manipulierte Inhalte 

maschinenlesbar machen. Außerdem müssen sie darauf hinweisen, wenn Deepfakes, KI-generierte Inhalte zu 

Themen von öffentlichem Interesse oder Systeme zur Emotions- und biometrischen Kategorisierung eingesetzt 

werden. Die Leitlinien sollen die einheitliche Anwendung der Vorgaben unterstützen, die ab dem 02.08.2026 

gelten. 

Pressemitteilung 

 

Kommission beginnt mit der Durchsetzung der KI-Verordnung 

Am 31.07.2026 kündigte die Kommission an, dass das Europäische Amt für KI und die nationalen Behörden ab 

dem 02.08.2026 weitere Vorschriften der KI-Verordnung durchsetzen werden. Neben neuen 

Transparenzpflichten beginnt insbesondere die Durchsetzung der Vorgaben für Anbieter von KI-Modellen mit 

allgemeinem Verwendungszweck (GPAI). Die Kommission veröffentlichte außerdem eine erste Liste von mehr 

als 180 Organisationen, die den Verhaltenskodex für die Transparenz von KI-generierten Inhalten unterzeichnet 

haben. 

Pressemitteilung 

  

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_26_1653
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_26_1714
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PLATTFORMEN 

Kommission stellt mögliche Verstöße von Meta fest 

Am 10.07.2026 stellte die Kommission vorläufig fest, dass Meta mit der Gestaltung von Facebook und 

Instagram gegen den Digital Services Act (DSA) verstoßen könnte. Nach Auffassung der Kommission seien die 

Risiken bestimmter Plattformfunktionen, insbesondere für Minderjährige, nicht ausreichend bewertet und 

begrenzt worden. Meta kann nun Stellung nehmen. Bestätigt die Kommission ihre vorläufige Bewertung, kann 

sie eine Nichtbefolgungsentscheidung erlassen und eine Geldbuße von bis zu 6 % des weltweiten 

Jahresumsatzes verhängen. Am 03.09.2026 forderten zudem rund 50 Mitglieder des Europäischen Parlaments 

die Kommission auf, das Verfahren zügig abzuschließen und weitergehende Schutzmaßnahmen für 

Minderjährige in der EU einzufordern. Hintergrund sind Zusagen, die Meta Ende August 2026 im Rahmen eines 

Vergleichs in den USA gemacht hatte. 

Pressemitteilung 

 

Kommission billigt Maßnahmenplan von X zur Umsetzung des Digital Services Act 

Am 16.07.2026 akzeptierte die Kommission den von X vorgelegten Maßnahmenplan zur Umsetzung der 

Verpflichtungen aus dem Digital Services Act (DSA). Der Plan soll die Transparenz der Plattform und den 

Zugang von Forschenden zu Daten verbessern. X verpflichtete sich, die Transparenz seines Werbe-Archivs zu 

erhöhen und den Zugang zu öffentlichen Daten für Forschende zu erleichtern. X hat sechs Monate Zeit für die 

Umsetzung der Maßnahmen. Anschließend muss das Unternehmen innerhalb weiterer sechs Monate ein 

unabhängiges Audit vorlegen.  

Pressemitteilung  

 

Kommission konkretisiert DMA-Vorgaben für Google bei KI-Diensten und Suchdaten 

Am 16.07.2026 verabschiedete die Kommission zwei verbindliche Spezifizierungsbeschlüsse gegenüber 

Google im Rahmen des Digital Markets Act (DMA), um den Wettbewerb bei KI-Diensten auf Android-Geräten 

und bei Suchmaschinen zu stärken. Der erste Beschluss verpflichtet Google, konkurrierenden KI-Diensten 

einen gleichwertigen Zugang zu zentralen Android-Funktionen zu gewähren. Der zweite Beschluss regelt die 

Weitergabe von Suchdaten an konkurrierende Suchdienste und bestimmte KI-Chatbots. Die Beschlüsse sind 

rechtlich verbindlich. Die Weitergabe von Suchdaten soll ab Januar 2027 erfolgen. Die Änderungen für KI-

Dienste auf Android-Geräten sollen Nutzern ab Juli 2027 zur Verfügung stehen. 

Pressemitteilung 

 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_26_1579
https://digital-strategy.ec.europa.eu/en/news/commission-accepts-xs-corrective-measures-terminate-breaches-dsa
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_26_1634
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Kommission verhängt 550 Mio. € Geldbuße gegen AliExpress wegen Verstößen gegen den Digital 

Services Act 

Am 20.07.2026 verhängte die Kommission gegen die Online-Handelsplattform AliExpress eine Geldbuße in 

Höhe von 550 Mio. € wegen Verstößen gegen den Digital Services Act (DSA). Die Verstöße betreffen die 

unzureichende Bewertung und Eindämmung der Risiken durch illegale Produkte. Nach Angaben der 

Kommission habe AliExpress die Wirksamkeit seiner Kontrollmaßnahmen überschätzt, sodass weiterhin illegale 

und unsichere Produkte auf der Plattform verfügbar waren. AliExpress muss der Kommission bis zum 

20.10.2026 einen Maßnahmenplan zur Behebung der Verstöße vorlegen. Anschließend wird der Ausschuss für 

digitale Dienste den Plan bewerten. Bei einer Nichtbefolgung können zusätzliche Zwangsgelder verhängt 

werden. 

Pressemitteilung 

 

Kommission verhängt 890 Mio. € Geldbuße gegen Google wegen Verstößen gegen den Digital Markets 

Act 

Am 23.07.2026 verhängte die Kommission gegen Google Geldbußen in Höhe von insgesamt 890 Mio. € wegen 

Verstößen gegen den Digital Markets Act (DMA). Davon entfallen 460 Mio. € auf die Bevorzugung eigener 

Dienste in der Google-Suche und 430 Mio. € auf Beschränkungen für App-Entwickler im Google Play Store. 

Die Kommission stellte fest, dass Google eigene Dienste in den Suchergebnissen bevorzugt darstellte und App-

Entwickler daran hinderte, Nutzer über alternative Kaufmöglichkeiten außerhalb des Google Play Store zu 

informieren. Die Kommission ordnete Google an, die Verstöße abzustellen. Die Maßnahmen müssen innerhalb 

von 60 Tagen umgesetzt werden. Andernfalls können Zwangsgelder von bis zu 5 % des weltweiten 

Jahresumsatzes verhängt werden. 

Pressemitteilung 

 

Kommission stuft ChatGPT, Reddit und Roblox als sehr große Online-Dienste nach dem Digital 

Services Act ein 

Am 31.08.2026 benannte die Kommission ChatGPT als sehr große Online-Suchmaschine (VLOSE) sowie 

Reddit und Roblox als sehr große Online-Plattformen (VLOPs) nach dem Digital Services Act (DSA). Grundlage 

der Entscheidung ist, dass alle drei Dienste nach eigenen Angaben die Schwelle von 45 Mio. durchschnittlich 

aktiven Nutzern in der EU überschritten haben. Mit der Benennung unterliegen die Dienste verschärften DSA-

Vorgaben und einer verstärkten Aufsicht durch die Kommission. Die verschärften Vorgaben sollen ab Januar 

2027 gelten. 

Pressemitteilung 

 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_26_1654
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_26_1670
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/ip_26_1772

